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Die Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaft des Judentums 
überlässt den Herren Autoren die Verantwortung für die von 
ihnen ausgedrückten wissenschaftliehen Meinungen. 


Vorbemerkune. 


Der zweite Teil der „Neuesten Geschichte des jüdischen 
Volkes“ ist zum Bedauern des Verfassers nicht zugleich ihr letzter ge- 
worden. Die Vorarbeiten zur Geschichte der Juden in Polen 
und Russland, für die leider keine genügenden Hilfsmittel in 
den mir bekannten mittel- und westeuropäischen Sprachen vor- 
handen sind, und für die ich deshalb auf fremde Beihilfe an- 
gewiesen war, nehmen eine unerwartet lange Zeit in Anspruch. 
Anderseits durfte nicht ein allzu langer Zwischenraum zwischen 
dem ersten und dem zweiten Bande eintreten, um das Interesse 
und Verständnis des Lesers nicht zu schädigen. So habe ich 
die Darstellung der Entwickelung in Russland und Russisch- 
Polen einem dritten Teile des Werkes vorbehalten, in dem zweiten 
nur die Geschichte der Israeliten West- und Mitteleuropas von 
1875 bis 1908, sowie des Orients von 1830 bis 1908 geschildert. 

Hier setzten mich glücklicher Weise die höchst schätzens- 
werten Veröffentlichungen des Bureaus für Statistik der Juden 
in den Stand, auch die ökonomische und biotische Seite des 
jüdischen Wesens zu behandeln, so dass das Werk seiner Auf- 
gabe, dieses nach allen Seiten zu schildern, näher kommen 
konnte. Ausserdem hat die gütige Mitwirkung autoritativer und 
kundiger Männer mir hierbei die wesentlichsten und dankens- 
wertesten Dienste geleistet. Die Namen der hochgeehrten Herren, 
die sich mir dabei mit grosser Opferwilligkeit zur Verfügung 
stellten, werden an den betreffenden Orten genannt werden. Ich 
bin noch ferner den bereitwilligen Bemühungen der Herren Be- 
amten der jüdischen Bibliothek der jüdischen Gemeinde in 
Berlin, besonders des Bibliothekleiters Herrn Dr. Moritz Stern, 
zum lebhaftesten Danke verpflichtet, den ich hier mit wahrer 
Freude abstatte.e Mögen fachkundige Leser meinen Versuch, 
ein bisher in seiner Gesamtheit und in vielen Einzelgebieten 
noch ganz unbeackertes Feld anzubauen, mit Nachsicht würdigen! 

Berlin, den 3. Oktober 1909. 

M. Philippson. 
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Fünftes Buch. 


Der Antisemitismus 
in West- und Mitteleuropa. 


Kapitel Eins. 


Deutschland. 


Der Antisemitismus beherrscht direkt und mittelbar die 
gesamte Geschichte der jüdischen Gemeinschaft im letzten Viertel 
des neunzehnten Jahrhunderts. Äusserlich brachte er über sie 
und ihre Angehörigen Kränkungen, Zurücksetzungen, ja — 
was man nicht mehr für möglich gehalten hätte — blutige Ver- 
folgungen. Im Innern der Judenheit aber löste er Gegenwirkungen 
von bleibender Bedeutung aus. Die Angegriffenen scharten sich 
um so fester zusammen, begründeten Vereinigungen zur Abwehr 
und zur Neugestaltung, betonten ihre Zugehörigkeit zum Juden- 
tume mit wachsender Stärke, erfüllten sich zum Teile mit jüdisch- 
nationalistischer Gesinnung. Kurz, die Wiedergeburt und Wieder- 
erhebung des Judentums in den letzten Jahrzehnten ist von dem 
Antisemitismus wenn nicht verursacht so doch veranlasst. Des- 
halb muss die Darstellung des Ursprungs und der Entwickelung 
des Antisemitismus auch im Vordergrunde unserer Geschichte des 
jüdischen Volkes vom Jahre 1875 bis auf die Gegenwart stehen. 


Die kräftigste Entwiekelung des zeitgenössischen Anti- 
semitismus aber zeigte sich zunächst in Deutschland. 

Nach den glorreichen Siegen des Jahres 1870 schien eine 
glänzende Zukunft dem deutschen Volke beschieden zu sein: 
innen Friede und Versöhnung, glückliches und reiches Dasein 
auf ökonomischem wie auf geistigem Gebiete; nach aussen Macht 
und Einfluss. Der Hader in der Nation schien verstummt, der 
Gegensatz der Stämme, religiösen Bekenntnisse und politischen 
Parteien bis zur Unschädlichkeit abgeschwächt. Auch den 
Israeliten kam dies zu gute; das alte Vorurteil gegen sie ver- 
stummte und wagte es nicht mehr, sich geltend zu machen. 


Einer der hervorragendsten und beliebtesten Schriftsteller, Gustav 
al 
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Freytag, nahm in freimütigster Weise die Vorwürfe zurück, die 
er ihrem Gebaren in seinem berühmten Jugendroman „Soll und 
Haben“ gemacht hatte. Nicht mit Unrecht nennt der Antisemit 
Dühring jene Jahre „die Jubelzeit der Juden“. 

Da eröffnete der „Kulturkampf“, der Streit der Staats- 
gewalt gegen die katholische Kirche und deren Millionen von 
Anhängern in Deutschland, die Ära der Missgunst und des Haders 
von neuem. Die religiösen Leidenschaften erwachten abermals, 
besonders bei den katholischen Massen, die ihren Glauben für 
bedroht hielten. Diese Erbitterung wurde geschickt von den 
kirchlichen und weltlichen Leitern der katholisch-politischen 
Partei, des „Zentrums“, benutzt, um die katholische Bevölkerung 
Deutschlands völlig in die Hand zu bekommen und deren 
Religionseifer für ihre eigene Herrschaft zu benutzen. Dabei 
mussten sie freilich erfahren, dass die grosse Mehrheit des 
deutschen Volkes, die dem Protestantismus oder der freien Denk- 
art anhing, sich für die Regierung gegen das „Zentrum“ und 
die Ansprüche der katholischen Kirche erklärte; und so fiel 
durch die Gesetzgebung Schlag auf Schlag gegen diese Kirche 
und deren Geistlichkeit. Ja selbst viele patriotische Katholiken 
begannen zu wanken, und die Zahl der sogenannten Staats- 
katholiken, d. h. der katholischen Gegner des Zentrums, wuchs 
allmählich. : 

Da fassten die geistlichen Führer des Zentrums den ebenso 
geschiekten wie hinterlistigen Plan, den „Kulturkampf“ als einen 
Krieg des Judentums und jüdischen Einflusses gegen das Christen- 
tum, des „fremden“ jüdischen Elementes gegen germanisches 
Wesen darzustellen. Sie richteten also ihre Batterien mit aller 
Wucht gegen Judentum und Judenheit. Das Signal dazu gab 
die höchste Stelle der katholischen Christenheit, gab Papst 
Pius IX. Das war die Geburtsstunde des modernen Antisemitismus. 

Kurz vor Weihnachten 1872 hielt der greise Papst vor den 
Beamten der Kurie eine heftige Schmährede gegen die Juden, 
die so viele Obszönitäten und Lästerungen in die Zeitungen 
schreiben. Diesen auffallenden, ganz unbegründeten Angriff 
gegen die jüdischen Journalisten verallgemeinerte er in einer 
Ansprache, die er am 23. März 1873 an eine Menge römischer 
Weiber aus den untersten Volksklassen richtete, und in der er 
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die Juden als Feinde Jesu, als zur Hölle verdammt, als einzig 
der Liebe zum Gelde hingegeben, als Beförderer aller Lügen 
und Beleidigungen gegen die Kirche bezeichnete. 

Die leidenschaftlichen Anklagen des verbitterten Greises 
übten grossen Einfluss auf die Gläubigen. Sie waren in der 
Tat auf ganz Europa berechnet, denn auch in Italien, Frank- 
reich, der Schweiz war der Kampf zwischen den Bestrebungen 
kirchlicher Allmacht und deren Gegnern ausgebrochen. Es 
lässt sich nicht in Abrede stellen, dass die Sucht mancher 
jüdischer Individuen, sich in die Kreise der Aristokratie einzu- 
drängen, die sittliche und religiöse Gleichgültigkeit mancher 
jüdischer Finanzleute, die Prunksucht ihrer Frauen und Töchter 
den Anklagen eine gewisse Volkstümlichkeit verschafften. In 
französischen Romanen und Novellen spielten solche Juden und 
Jüdinnen eine widerwärtige Rolle. So war der Boden vor- 
bereitet. Die klerikale Regierung des Marschalls Mae Mahon 
inFrankreich entliess demonstrativ mehrere jüdische hohe Beamte; 
die katholische Presse dieses Landes gab eine dauernde Feind- 
schaft gegen die Juden, allerdings auch gegen die Protestanten, 
kund. In Italien stellten die kirchlichen Blätter die Entrechtung 
der Israeliten als den Preis für die Aussöhnung der Kirche mit 
dem Staate dar. Auch die katholische Presse Englands stiess 
in dasselbe Horn. 

Besonders aber in Deutschland wucherte der von dem Papste 
ausgestreute Samen. Die Führer des Zentrums ergriffen hier 
eifrig die Handhabe, um den Kulturkampf als eine jüdische Tat 
nieht nur den Katholiken sondern auch den gläubigen Protestanten 
darzustellen und verhasst zu machen. So hofften sie die Reihen 
ihrer Gegner zu sprengen, die Mehrheit des Volkes und zumal 
alle konservativ Gesinnten, bis zu den höchsten Kreisen des 
Staates, auf ihre Seite zu ziehen. Das „Vaterland“ in Wien 
eröffnete den Reigen. Die jüngeren Geistlichen, die „Kapläne“, 
suchten das katholische Volk gegen die Juden aufzuhetzen. Ein 
Professor der katholischen Theologie in Prag, Rohling, gab eine 
Schrift heraus: „Der Talmudjude* (1874), die durch verfälschte 
und aus dem Zusammenhange gerissene Zitate aus dem Talmud 
— Rohling verstand kein Wort dieses Buches — solches als 
Lehrer scheusslicher Gehässigkeit gegen alle Andersgläubigen 
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nachweisen will. Widerlegungen von jüdischer Seite blieben 
einfach unbeachtet. Der Publizist Konstantin Frantz veröffent- 
lichte ein Buch „Der Nationalliberalismus und die Judenherrschaft“, 
das das später so oft nachgesprochene Schlagwort ausgab: „Der 
Liberalismus ist lediglich Sache der Juden und Judenknechte.* 
Die „Kölnische Volkszeitung“ stimmte jubelnd ein: „Das deutsche 
Reich ist leider ganz verjudet“; ähnlich die „Deutsche Reichs- 
zeitung“ in Bonn, der „Liberiusbote* in Paderborn, das 
„Fränkische Volksblatt“ in Würzburg, dessen Redakteur wegen 
seiner Verleumdungen der ‚Juden von den Geschworenen zu 
einem Monat Gefängnis verurteilt wurde. Die eifrigste und 
beständigste Anklägerin aber alles dessen, was jüdischen Ur- 
sprungs ist, wurde das Zentrumsblatt in Berlin, die „Germania“. 

An aller dieser Gegnerschaft war nur zweierlei begründet: 
erstens dass die katholische Kirche jederzeit die Juden als Feinde 
betrachtet hat, weil sie sich ihr nicht unterwarfen und deshalb 
ihren Anspruch auf allgemeine Gültigkeit des Christentums wider- 
legten; und zweitens, dass die Juden in ihrer grossen Mehrheit 
zur liberalen Partei gehören — nicht als ob sie nicht im Grunde, 
wie ihre dreitausendjährige Geschichte erweist, ein durchaus 
konservativer Volksstamm wären, sondern weil der Liberalismus 
allein ihre Gleichberechtigung erkämpft hat und aufrecht erhält. 
Sonst aber hatte die katholische Partei keinen Grund, den Kultur- 
kampf den Juden in die Schuhe zu schieben. Hervorgerufen 
hatte ihn ausschliesslich Fürst Bismarck, der sich wahrlich nicht 
von Juden beraten liess, ausser etwa in finanziellen Fragen. 
Die Juden, mit Ausnahme einiger unbedeutender Zeitungsschreiber, 
sind nicht in die Reihe der Vorkämpfer des Kulturkampfes, in 
‘Wort und Schrift, getreten. Fast an keiner der kirchenpolitischen 
Debatten im deutschen Reichstage oder preussischen Abgeordneten- 
hause haben die jüdischen Mitglieder sich beteiligt. Davon 
hielten sie ein richtiges Taktgefühl und die Erinnerung an die 
am eigenen Leibe erlittenen Verfolgungen zurück. Ja sie haben 
geradezu gegen die einschneidendsten der kulturkämpferischen 
Akte der Gesetzgebung, gegen die sogenannten „Maigesetze“, 
gestimmt. 

Es war also bewusste Unwahrheit, wenn dieultramontanePresse 
und die „Kapläne‘“ die Juden zu Trägern des Kulturkampfes 
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stempelten: sie scheuten vor solcher Beugung der Wahrheit nicht 
zurück, indem sie wider ihn das populäre Vorurteil gegen die 
Juden wachriefen, bestärkten und ausnutzten. Das Jahr 1875 
setzte hier fort, was 1873 und 1874 begonnen hatten. Es war 
dies aber um so verderblicher, als Zahl und Verbreitung der 
Zentrumsblätter in der steigenden Hitze des Kulturkampfes mit 
ungeheurer Schnelligkeit anwuchs. Aus Österreich, F rankreich, 
ja Amerika stimmte ihnen eine gleichgesinnte Presse zu und 
suchte auch hier den Antisemitismus gründlich einzubürgern. 
Die lauteste Ruferin im Streit, die „Germania“, forderte auf, 
alle Verfehlungen einzelner Juden sorgfältig aufzuzeichnen, um 
sie der ganzen Judenheit anhängen zu können; anderseit die 
Juden zu boykottieren, bei ihnen weder zu kaufen noch Geld 
zu leihen: Schlagworte, die später der Antisemitismus aller- 
wegen wiederholt und ausgebeutet hat. 

Dieser unheilvolle Feldzug, der die Gemüter des katholischen 
Volkes vergiftete, sollte dann eine überaus gefährliche Aus- 
dehnung erfahren. 

Lange Zeit hindurch hatte die protestantisch-pietistische 
Partei den katholischen Eiferern den Streit gegen die Juden über- 
lassen; nämlich so lange sie die katholische Kirche als die allein 
vom Kulturkampf bedrohte ansah. Aber die Sachlage änderte 
sich, als dieser allgemeine gesetzliche Massregeln veranlasste, 
wie z. B. die Einführung‘ der Zivilehe, durch die sich die pro- 
testantische Hierarchie und deren Anhänger gleichfalls bedroht 
glaubten. Sie machten seitdem mit den Ultramontanen gemein- 
same Sache, und das erste für sie war, ebenfalls die ganze 
kulturkämpferische Richtung als eine Ausgeburt des verderblichen 
jüdischen Wesens zu schildern und dieses mit allen Mitteln zu 
verunglimpfen. Das Beispiel hierzu gab, einer früheren lieben 
Gewohnheit folgend, die Berliner „Kreuzzeitung“, im Juni 1875: 
der jüdische Grossbankier Bleichröder beherrsche die deutsche 
volkswirtschaftliche Politik, ein Trio jüdischer Abgeordneter — 
Lasker, Bamberger, Oppenheim — den deutschen Reichstag; 
die deutsche Politik sei überhaupt eine. „Judenpolitik“; die 
„Reformjuden“ — und darunter verstand sie alle diejenigen 
Israeliten, die nicht nach Palästina zurückzukehren wünschen — 
seien allen guten Christen „ekelhaft“. Lasker habe nur deshalb 
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die christlichen „Gründer“ angegriffen, um den jüdischen den 
Weg frei zu machen. Mit den elf Artikeln, die die Kreuz- 
zeitung diesem reiflich vorbereiteten und methodisch ausgeführten 
Angriffen widmete,!) war die Bahn auch für den protestantischen 
Antisemitismus eröffnet, der sich nunmehr dem katholischen ge- 
treulich zugesellte. 

Die allgemeine Überzeugung nicht nur der Juden sondern 
auch der frei denkenden Christen war gewesen, dass in diesem 
Zeitalter der Aufklärung, des Wissens, der Humanität die juden- 
feindliche Bewegung etwas Künstliches sei und weder einen 
grossen Umfang annehmen noch lange Dauer haben könne. 
Aber gerade das Gegenteil trat ein. Die vereinzelten Ölflecken 
des Judenhasses dehnten sich bald über ganz Europa aus und 
trübten allerorten die Oberfläche des öffentlichen Lebens. Zehn- 
mal sagte man in Hoffnungsseligkeit: Endlich sehen wir Zeichen 
des Niederganges des Antisemitismus, er wird schnell ver- 
schwunden sein — und immer erhob er sich von neuem und 
lebt noch heute fort, wenn auch vielenorts im Stillen, aber um so 
tiefer und giftiger. 


Dafür muss es starke und allgemein wirkende Ursachen 
geben. 

Als solche ist zunächst der Niedergang des Liberalismus 
in ganz Europa anzusetzen. Diese politische Richtung hat den 
Völkern ungemein viel Gutes gebracht, sie von dem fürstlichen 
Absolutismus und dem Klassenstaat befreit, ihnen die persönliche, 
Rede-, Press- und Versammlungsfreiheit gegeben. Aber nunmehr 
war ihre Rolle so ziemlich ausgespielt, es war nichts mehr von 
ihr zu erwarten, und die allgemeine Glückseligkeit und Friedlich- 
keit, die sie von ihrem Siege in optimistischem Vertrauen auf 
die Unfehlbarkeit des „Volkes“ verheissen, hatte sie nicht 
schaffen können. So verlor sie ihre Volkstümlichkeit, und die 
Hoffnungen der Nationen wandten sich von ihr ab. In Deutsch- 
land namentlich machten sich die noch nicht bezwungenen 
überlieferten Gewalten: Bureaukratie, Junkertum, Militarismus, 
Pfaffentum, den Rückschlag des Volksgeistes gegen den Libe- 
ralismus zu nutzen, um die Menge mit Erfolg zu ködern. Diese 


1) Fünf waren überschrieben: „Die Ära Bleichröder-, Delbrück - Camp- 
hausen‘; sechs: „Lasker-Bamberger-Oppenheim“. 


Deutschland. 7 


reaktionären Richtungen sind aber stets Gegner der Gleichstellung 
der Juden gewesen: die Pfaffen, weil die Juden sich dem Christen- 
tum entziehen; die Junker, weil sie in ihnen die Vertreter des 
beweglichen Kapitals, des Geldinteresses im Gegensatze zum 
Landinteresse, erblicken; die Beamten, weil sie für ihre Stellungen 
den Wettbewerb der zahlreichen jüdischen Intelligenz fürchten. 

Ebenso trat eine Gegenwirkung ein wider den hohlen und 
trockenen Materialismus, wie er seit den Sechziger Jahren von 
den Naturwissenschaften ausgegangen war und der Gebildeten 
sich bemächtigt hatte. Das ewige religiöse Sehnen und Bedürfen 
des Menschenherzens machte sich wieder geltend, und zwar mit 
immer stärkerem Nachdrucke. Diese religiöse Wiedergeburt 
konnte aber nur den positiven Kirchen zugute kommen, be- 
sonders denjenigen, die an sich eine ungeheure Übermacht besassen: 
der katholischen und der protestantischen, und mit ihnen ihrer 
Hierarchie. Das Priestertum beider Bekenntnisse ist aber, wie 
erwähnt, den hartnäckigen Leugnern der Gottheit Christi, den Juden, 
immer feind gewesen. Indem es unter den Massen, auch der 
Gebildeten, wieder stärkeren Einfluss gewann, nahm es sie gegen 
die Juden ein, dieman — um den Abfall einer ganzen Generation 
vom Christentume zu entschuldigen und zu beschönigen — als 
ein den Glauben und die Moral zersetzendes Element, als die 
eigentlichen Mikroben der Irreligiosität betrachtete und darstellte. 

Zu beiden Momenten kam ein drittes, und zwar das wichtigste, 
da es nicht allein in Deutschland, sondern auch in den anderen 
Ländern den Ausschlag gab: das nationale. Überall waren, seit dem 
italienischen Einigungskriege des Jahres 1859, das Nationalitäts- 
prinzip, die Begeisterung für die eigene Nationalität und, leider 
als unausbleibliche Folge, Hass und Eifersucht gegen die übrigen 
Nationalitäten erwacht. Ein übertrieben chauvinistisches Emp- 
finden machte sich geltend, das in seiner leidenschaftlichen Aus- 
schliesslichkeit und Rücksichtslosigkeit die Welt zur Barbarei 
längst entschwundener Zeiten zurückzuführen drohte. Und hierbei 
kamen die Juden allerorten ins Gedränge. Trotz ihrer aufrichtig 
gemeinten, oft allzu weit gehenden Bemühungen, sich mit ihren 
Wirtsvölkern zu „assimilieren“, wurden sie von diesen zumeist 
als etwas Fremdes, nicht mit der eigenen Nationalität Überein- 
stimmendes empfunden — und so richtete sich gegen sie der 
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nationale Chauvinismus, als gegen einen nicht zugehörigen, 
andersgearteten, minderwertigen Bestandteil der Staatsbevölkerung. 
Wenn man als Beweis die Zeremonialvorschriften und besonders 
die Speisegesetze anführte, die die Juden verhinderten, mit den 
Christen zu verkehren, so war das ein blosser Vorwand, denn 
das chauvinistische Vorurteil wandte sich gegen die „Reformjuden* 
ebenso stark wie gegen die orthodoxen. Nicht stichhaltiger 
war die Behauptung, die Hinneigung der Juden zum Handel 
sei ihnen vorzuwerfen, denn gerade die jüdischen Landbebauer 
auf der einen, die jüdischen Akademiker auf der anderen Seite 
begegneten der schlimmsten Gegnerschaft. Die Juden erlitten 
noch einmal Ähnliches, wie sie schon im Mittelalter durchgemacht 
hatten. Damals hatten sie ausserhalb der alles beherrschenden 
Klassen-, Zunft- und Gilde-Ordnung gestanden und waren deshalb 
rechtlos geworden. Jetzt befanden sie sich ausserhalb jeder 
Nationalität und wurden deshalb von allen Völkern zurück- 
gestossen. Dieser „Rassen-Antisemitismus“ hat sich als der gefähr- 
lichste herausgestellt. Denn er trug ein wissenschaftliches und zu- 
gleich ein patriotisches Kleid; er konnte darum selbst von ruhig 
Denkenden und Gebildeten ohne Erröten geteilt werden, auch von 
solchen, die willig die Vorzüge der „jüdischen Rasse“ anerkannten, 
aber sie um so mehr als einen dem eigenen Volkstume gefährlichen 
Fremdkörper ansahen. Der Rassen-Antisemitismus hat in den 
oberen Schichten der europäischen Völker und unter den 
Regierungen — besonders in Russland — den grössten Schaden 
angerichtet und erklärt zumeist die Allgemeinheit und Fortdauer 
der ganzen Bewegung. 

In Deutschland gab es für diese noch eine besondere Ver- 
anlassung. 

Die Siege von 1870 und die von Frankreich an Deutschland 
bezahlten Milliarden hatten in diesem Lande ein ungezügeltes 
Sellstvertrauen, auch auf geschäftlichem Gebiete, und eine Geld- 
flüssigkeit geschaffen, die zusammenwirkend zu ausgedehnten 
und gewagten spekulativen Unternehmungen Anlass und Mittel 
gaben. Das betörte Publikum wähnte, dass dieser Aufschwung keine 
Grenzen habe, und vertraute sein Vermögen neben den reellen 
auch den schwindelhaften Gründungen an. Die -Kurse selbst 
der schlechtest fundierten Aktiengesellschaften erreichten eine 
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Höhe, die die mühelose allgemeine Bereicherung in Aussicht 
stellte. Um so schmerzlicher wurde die Enttäuschung, als im 
Sommer 1873 der Krach eintrat, der zahlreiche Aktiengesellschaften 
vernichtete, auch die soliden erschütterte, Hunderttausende 
eines beträchtlichen Teiles oder gar der Gesamtheit ihres Ver- 
mögens beraubte. Man suchte nach einem Sündenbock und fand 
ihn in den Juden. Glagau veröffentlichte damals in der „Garten- 
laube“ eine Reihe von Artikeln über den „Gründungsschwindel 
in Berlin“, in denen er heftige Anschuldigungen gegen die 
jüdische Finanz erhob und anscheinend zahlenmässig erwies; 
dasselbe Verfahren dehnte er dann auf das ganze Reich aus in 
seinem Buche: „Der Gründungsschwindel in Deutschland“ (1877). 
Es konnte danach angenommen werden, dass die Juden tatsächlich 
eine Verurteilung als Wucherer, Ausbeuter, Schwindler verdienten. 


Dass unter den Börsenspekulanten, Gründern und Schwindlern 
sich eine Anzahl von Juden befand, und zwar in einem das 
Bevölkerungsverhältnis übersteigenden Umfange, ist unbestreitbar, 
erklärt sich aber aus der Tatsache, dass seit annähernd einem 
Jahrtausend die Juden ausschliesslich in den Handelstand gedrängt 
waren und also dessen charakteristische Vorzüge und Schwächen 
teilten. Aber nicht neunzig Prozent der Gründer, wie Glagau 
behauptet hatte, waren Juden, sondern nur vierzig Prozent, also 
noch bei weitem nicht die Hälfte. 


Allein tatsächliche Gründe verschlugen nichts gegen das 
dröhnende, zuversichtliche Geschrei der Widersacher. War man 
doch in Deutschland und Deutsch-Österreich froh, sich von 
Selbstvorwürfen frei zu machen, das Germanentum rein und 
unbefleekt zu fühlen, indem man den ganzen Unrat auf die 
Juden wälzte. Traf doch auch die ganze Bewegung auf die 
stille, aber hartnäckige Abneigung, die in den Seelen so vieler 
Deutschen gegen das Fremde, Unzugehörige lebt, als welches 
sie die Juden empfinden. Dieses Gefühl wirkt um so bedenklicher, 
als ihm weder mit Vernunftgründen nach mit tatsächlichen 
Darlegungen beizukommen ist, als es auch den besseren 
Charakteren nicht als verwerflich sondern als von der Natur 
gegeben erscheint und sich sogar mit der vollen Hochachtung 
der einzelnen israelitischen Persönlichkeiten verträgt. 
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Der Umfang, die Tiefe und Dauer der antisemitischen 
Bewegung hat aber auch tatsächliche Gründe innerhalb der 
jüdischen Gemeinschaft. Die herbe Gewaltsamkeit ihrer Geschicke 
während so vieler Jahrhunderte hat Unsicherheit, Mangel an 
Gleichmass, schroffe Gegensätzlichkeit in ihren Stammescharakter 
gebracht. Deshalb die Unruhe, die Formlosigkeit, das laute 
hastige Wesen, das Haschen nach äusserer Auszeichnung und 
dem Beifalle anderer; deshalb der schnelle Wechsel zwischen 
tiefer Niedergeschlagenheit und übermässigem Glücksgefühl; 
deshalb neben der innigsten Familienliebe, der lautersten Wohl- 
tätigkeit, wahrhaft idealem Opfermut, schrankenlöse. Selbst- und 
Genusssucht. Vor allem hat die so lange andauernde Missachtung 
und Versklavung in manchen Kreisen desjenigen Teiles des 
jüdischen Stammes, der sich erst seit kurzem zur Emanzipation 
emporgerungen hat, einen gewissen Mangel an festem Ehrgefühl 
erstehen lassen. Diese Tatsache beruht nicht auf angeborenen 
Charakterfehlern des jüdischen Stammes, sie ist vielmehr die 
beklagenswerte Folge des tausendjährigen Unrechtes und der 
Schmach, die Andersgläubige ihm angetan haben; aber sie ist 
da und untergräbt immer wieder die Stellung, die sich die weit 
überwiegende Zahl der Israeliten durch Fleiss, Ehrenhaftigkeit, 
Nüchternheit und Begabung errungen hat. Von der grossen 
Menge redlicher und verdienter Juden hört man wenig; die 
Namen der einigen Wucherer, Betrüger und Falschspieler gehen 
durch alle Zeitungen. Eine Minorität muss, um geachtet da- 
zustehen, nicht ebenso gut, sondern viel besser sein als die 
Mehrheit, zumal wenn ein jeder einzelne in jener durch Wesen, 
Äusseres und Namen leicht als zu ihr gehörig kenntlich wird 
und auffällt. 

Zunächst stand der katholische Antisemitismus noch im 
Vordergrunde. Der Paderborner Bonifaziusverein veröffentlichte 
1876 ein Hetzblatt schlimmster Art, des Priesters Professor 
Rebbert „Nicht Judenhetz sondern Christenschutz“, das in seinen 
Beschimpfungen des Talmuds und der Juden noch über das von 
dem Kollegen Rohling Gebotene hinausging und in Rheinland 
und Westfalen massenhaft verbreitet wurde. Auch die „Germania“ 
begann ihre Schimpfreden von neuem mit der komisch wirkenden 
Begründung: „weil die Juden wieder üppig zu werden beginnen“ — 
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wahrscheinlich weil der Deutsch-israelitische Gemeindebund eine 
gerichtliche Bestrafung des Besitzers der Bonifazius-Druckerei, 
des Domvikars Schröder, zu sechs Monaten Gefängnis herbei- 
geführt hatte. Bischof Konrad von Paderborn rächte seinen 
Domvikar durch eine neue Schmähschrift. Das in dem Verlage 
der „Germania“ erscheinende „Schwarze Blatt“ sah seine Haupt- 
aufgabe in der Verunglimpfung der Juden. Auch andere volks- 
tümliche katholische Zeitungen, sowie die Abgeordneten Cremer, 
Majunke und Schröder-Bergstadt setzten noch zwei Jahre lang 
gelegentlich diesen Feldzug fort. 

Auf die höheren Stände war ein Pamphlet der ultramontanen 
„Schlesischen Volkszeitung“ berechnet: „Der jüdische Referendar“, 
das die Juden gesellschaftlich in der Riehterlaufbahn unmöglich 
machen sollte, und dessen schädigende Wirkungen bis auf den 
heutigen Tag fortdauern. Es wurde unter den richterlichen Be- 
amten in Tausenden von Exemplaren kolportiert. Ganz un- 
genügend war die Geldstrafe von Einhundert Mark, die gericht- 
. licherseits gegen den Herausgeber dieser infamen Schrift ver- 
hängt wurde. Überhaupt zeigten Staatsanwälte und Richter 
befremdende Lauheit in der Verfolgung der antisemitischen Schmäh- 
artikel und Schmähschriften, eine Milde, die von ihrer Strenge bei 
Majestätsbeleidigungen und sozialistischen Meinungsäusserungen 
grell abstach. 

Denn allmählich trat der katholische Antisemitismus weit 
hinter den protestantischen zurück. Der Zweck der Bewegung 
war auf katholischer Seite erreicht: nicht mehr die Ultramontanen, 
sondern die Juden erschienen als Gegner des Staates und der 
Gesellschaft. Man konnte nun mit frommem Augenaufschlag 
sich wieder in den Mantel der Religiosität und Menschenliebe, 
„der Freiheit und des Rechts“ — die Devise des Zentrums — 
hüllen und die anderen gewähren lassen. Der bisher als eifriger 
Antisemit bekannte Abgeordnete Cremer sprach das im Oktober 
1879 in einer Sitzung des Berliner Zentrumsvereins offen aus: 
die Katholiken Preussens sollten nie vergessen, dass sie selber 
eine Minderheit bildeten und sich deshalb hüten müssten, pro- 
vokatorisch aufzutreten. Es sei klüger, die Arbeit der „be- 
währten Hand“ des Hofpredigers Stöcker und seiner Anhänger 
zu überlassen. Das wurde also fürderhin das Programm der 
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Ultramontanen. Sie hatten den Kampf entzündet, er hatte ihnen 
den Sieg über die Regierungsbestrebungen herbeiführen helfen. 
Jetzt konnten sie seine Fortsetzung den protestantischen Pietisten 
und Reaktionären überlassen. 

Diese glaubten die Zeit gekommen für Aufnahme der 
antisemitischen Bewegung. Das Volksgemüt war durch die 
ultramontanen Hetzereien genügend vorbereitet. Der Kaiser 
und Bismark hatten sich aus Abneigung gegen den Liberalismus 
und seine konstitutionellen Forderungen entschlossen, gegen ihn 
aufzutreten und sich dazu mit allen reaktionären Strömungen 
in Kirche und Politik, mit den Ultramontanen, Pietisten und 
Konservativen zu verbünden; im Einvernehmen mit dem Um- 
schwunge, der sich damals, aus den schon angedeuteten Gründen, 
in der Stimmung weiter Kreise der Nation vollzogen hatte. 
Bismarck verstand es, gegen die allgemeinen Fortschrittsideen 
die partikularen Interessen ständischer und gewerblicher Natur 
ins Feld zu rufen. Im Sinne dieser letzteren aber erschienen 
die Juden den christlichen Grundbesitzern, Gewerbetreibenden, - 
Kaufleuten und Beamten als lästige und gefährliche Mitbewerber, 
die man möglichst einzuschränken und zu beseitigen habe. Ge- 
wissenlose Streber meinten, da ihnen Straflosigkeit und stille 
offiziöse Unterstützung von oben sicher sei, Ehrgeiz und Geld- 
gier auf leichte Weise durch möglichst lärmende Angriffe auf 
die wehrlosen Juden befriedigen zu können. Man erwarb Namen 
Stellung und Geld durch derartige Betätigungen, 

Der Judenhass zündete zunächst in der Presse Sachsens, 
des „protestantischen Spanien“. Ihr sekundierte die fromme 
„Evangelische Kirchenzeitung“ in Berlin, die das hundertmal 
widerlegte Märchen auftischte, die Presse, und zumal die Berliner, 
befinde sich fast ausschliesslich in den Händen der Juden — 
tatsächlich wurden von 362 Berliner Blättern nur 48 von Juden 
redigiert oder herausgegeben. Ein Richter, Wilmans, unterstützte 
Glagaus unwahre Darstellungen durch noch weniger begründete 
Behauptungen in dem Buche mit geschiekt erfundenem Titel 
„Die Goldene Internationale“. Auch er wiederholte die Ge- 
schichte von der jüdischen Gefangenschaft der Berliner Presse, 
indem er christliche Redakteure einfach zu Juden umstempelte. 
Eine ungeheure Menge von Flugschriften derselben Art, zum 
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grossen Teile offenbar aus Geschäftsinteresse verfasst, ergoss 
sich über die protestantischen Gegenden Deutschlands. 

Das Entscheidende aber wurde die Begründung des „Christ- 
lich-Sozialen Vereins“. Pfarrer Todt hatte die Entdeckung ge- 
macht, dass die berechtigten Grundsätze und Forderungen des 
Sozialismus bereits im Neuen Testamente zu finden seien, dass 
man also befugt und verpflichtet sei, den Sozialismus seines 
reaktionären, staatsgefährlichen Charakters zu entkleiden und ihn 
in das christlich monarchische Fahrwasser zu leiten. Er ver- 
focht diese Entdeckung und diesen Plan in einem umfangreichen 
Buche „Der radikale deutsche Sozialismus und die christliche 
Gesellschaft“ (1878), und er gab ihnen sofort eine judenfeindliche 
Spitze, indem er „bewies“, dass das moderne Judentum durch- 
aus unfähig sei, die soziale Frage zu lösen, ja nur sie zu ver- 
stehen. Das Judentum rede zwar von der Nächstenliebe, kenne 
sie aber in Wahrheit nicht. Übrigens seien die Juden auch 
sämtlich Pantheisten oder Materialisten und entchristlichten da- 
durch die germanischen uud romanischen Völker — Behauptungen, 
die, lediglich aus judenfeindlichen Schriften geschöpft, von Todt 
mit kecker Unverfrorenheit vorgetragen wurden. Da das Buch 
bei der herrschenden Strömung vielfachen Anklang fand, stiftete 
Todt bald den „Christlich-Sozialen Verein“, der seinen Bestrebungen 
zum Siege verhelfen sollte. Ihn unterstützte ein ehemaliger 
radikaler Journalist, Wilhelm Marr, der Sohn eines jüdischen 
Schauspielers, also ein doppelter Renegat, in einem wahnsinnig 
gehässigen, mit allen Mitteln der Reklame angekündigten und 
verbreiteten Pamphlet „Der Sieg des Judentums über das 
Germanentum, vom nicht konfessionellen Standpunkt aus be- 
trachtet“ (1879). Er stiftete eine „Antisemiten-Liga“, und, als 
diese nicht verfing, einen „Deutschen Reformverein“, für den er 
als Wanderredner eifrig wirkte, und der in Konkurrenz mit dem 
„Christlich-Sozialen Verein“ trat. 

Aber dieser wirkte bei weitem einflussreicher durch den 
Mann, der bald als die Verkörperung des Antisemitismus erschien, 
den Hofprediger Stöcker. 

Adolf Stöeker, geboren 1838 in Halberstadt, ein Theologe 
von hinreissender volkstümlicher Beredtsamkeit, war 1878 als 
Hofprediger nach Berlin berufen worden. Voll glühenden Ehr- 
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geizes, nahm er für sich den Plan Todts auf, die Arbeiter dem 
religiös und politisch radikalen Sozialismus zu entreissen und 
sie der Kirche wieder zuzuführen; er erweiterte also den Christ- 
lich-sozialen Verein zu einer Christlich-Sozialen Partei. Dabei 
erkannte er, dass er die Arbeiter ohne kräftige demagogische 
Schlagworte nicht gewinnen werde, und bei der damaligen 
Strömung schien ihm dafür der Antisemitismus der geeignetste 
Boden. Sittliche Bedenken kannte er bei dem Kampf für seine 
Ziele nicht, Unwahrheit ünd bewusste Übertreibung waren ihm 
willkommene Waffen. Man hat ihn von hoher Stelle her nicht 
gerade positiv unterstützt; aber da man in ihm ein wirksames 
Werkzeug zur Bekämpfung des Liberalismus und der Sozial- 
demokratie erblickte, liess man ihn unbehindert seine mit dem 
Amte eines Hofpredigers wenig übereinstimmende Rolle als 
Demagoge und Volksverhetzer spielen. ‘Polizei und Gerichte 
brachten gegen Stöcker und seine Anhänger die bestehenden 
Strafgesetze nicht in Anwendung. 

Stöcker verquickte also sozialistische Forderungen und 
Judenhass. Er schlug Gesetze vor, die einesteils die Arbeit der 
Herrschaft des spekulierenden Kapitalismus entziehen, anderer- 
seits die Juden im Staatsleben unmöglichmachen, das heisst derstaats- 
bürgerlichen Rechte berauben sollten. Die Prediger de la Roi, 
Krafft, Distelkamp und andere redeten im gleichen Sinne, wenn 
auch mit weniger Talent. Ein eigenes Blatt der neuen Partei, 
die „Deutsche Volkswacht“, wurde begründet, das aber schon 
nach vier Wochen aus Mangel an Abonnenten und Geldmitteln 
wieder einging. Bei den Arbeitern fiel Stöcker überhaupt 
gänzlich ab — diese zu gewinnen, haben der Hofprediger und 
sein Anhang niemals erreicht. Die Führer der Sozialdemokratie 
vermochten es, ihre Leute von Unruhen gegen die Juden — 
worauf Stöcker und seine Nachbeter indirekter Weise hin- 
arbeiteten — abzuhalten. Aber der vornehme Pöbel und die 
wirtschaftlich in Not geratenen und deshalb unzufriedenen 
Mittelklassen gingen auf den Antisemitismus ein. Unter ihnen 
gelang die Schürung des Judenhasses, die Verbreitung der 
Überzeugung, dass Juden, Liberale und Umstürzler identisch 
und die Urheber alles Übels in der Welt seien. Sie wurden 
dabei bestärkt durch die heftigen Angriffe, die ein hochbegabter, 
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aber leidenschaftlich nationalistisch gesinnter Publizist, Heinrich 
von Treitschke, in Wort und Schrift gegen die Juden richtete. 
In der angesehenen Monatsschrift „Preussische Jahrbücher“ 
sprach er schon im November 1879 von dem das Volkswohl ge- 
fährdenden schlimmen Treiben vieler Juden, zumal der Zeitungs- 
schreiber. Der Antisemitismus sei so lange berechtigt, wie die 
Juden sich nicht den deutschen nationalen Eigenschaften an- 
gepasst hätten. Von solchem Manne an solcher Stelle geäussert, 
übten diese Angriffe auf die gebildeten Kreise eine tiefgehende 
Wirkung. Und dann, Treitschkes Pamphlet „Ein Wort über 
unsere Juden“ (1880) bereicherte die antisemitische Sprache mit 
den Schlagworten von den „hosenverkaufenden polnischen Jüng- 
lingen“ und „Die Juden sind unser Unglück“ als dem angeblich 
einmütigen Rufe der gebildetsten und vorurteilslosesten Kreise 
der deutschen Nation. Als Geschichtsprofessor an der Berliner 
Universität verstand er es, durch seine glänzenden und überaus 
wirksamen Vorlesungen die studentische Jugend gegen alles 
Jüdische dauernd zu verstimmen. Treitschke fand wunderbarer 
Weise einen Genossen in dem radikal pantheistischen und 
sozialistischen Berliner Privatdozenten der Philosophie Eugen 
Dühring, der seinen grimmigen Hass gegen das Christentum 
auf dessen Mutterreligion übertrug, schon längst (1875) in seinen 
Büchern gegen die Juden geeifert hatte als gegen die Vertreter 
der Gottesidee und des Kapitalismus, und der nun — im Dezember 
1879 — in einem populär-wissenschaftlichen Vortrage von neuem 
gegen die Juden, die Bibel und Lessing loszog. Also Christentum, 
Sozialismus, Unglaube, Nationalismus — alles musste wider die 
Juden in die Schranken treten. Die entgegengesetztesten Richtungen 
einigten sich in dem ebenso schönen wie originellen Grundsatze: 
„Der Jude wird verbrannt“. 

Selbstverständlich liessen die deutschen Israeliten alle diese 
Feindschaft, diese Angriffe und Verdächtigungen nicht ohne den 
Versuch der Abwehr über sich ergehen. Abgesehen von den 
jüdischen Blättern, die freilich nur auf die eigenen Glaubens- 
genossen aufklärend und ermutigend wirken konnten, und unter 
denen sich wiederum Ludwig Philippsons „Allgemeine Zeitung 
des Judentums“ durch sorgfältige Beobachtung aller bedeut- 
sameren Erscheinungen sowie durch Schärfe und Treffsicherheit 
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das grösste Verdienst erwarb, erschienen zahlreiche Schriften 
jüdischer Autoren zu kräftiger Verteidigung. Die Rabbiner 
Kroner und Bloch sowie Jakob Emanuel Fränkel widerlegten 
Rohlings „Talmudjuden“. J. Wiener, der sich allerdings als 
konfessionslos bezeichnete, aber jedenfalls ein geborener Jude war, 
veröffentlichte ein unparteiisches, verständiges und gelehrtes 
Buch „Judentum und Christentum“ (1877) „zur Klärung einer 
religiös-sozialen Streitfrage“. Jüdische Lehrer und Prediger 
traten vielfach mit Erfolg gegen die Verleumdungen der anti- 
semitischen Lokalblätter auf. 

Allein im ganzen betrachtete doch das christliche Publikum 
die jüdischen Bekämpfer des Antisemitismus als parteiisch, als 
voreingenommen und schenkte ihnen deshalb nur in sehr 
beschränktem Masse Glauben. Aus den Reihen gewissenhafter 
und unbefangen denkender Christen selbst mussten den mit 
Unrecht Angegriffenen Verteidiger erwachsen. Den Anfang dazu 
machte schon in Beginne des Jahres 1876 Kreisrichter Dr. Josef 
Kolkmann in Löbau mit der einfachen, aus dem Herzen 
kommenden, den Geist der Billigkeit und Menschenfreundlichkeit 
atmenden Schrift: Die gesellschaftliche Stellung der Juden. Dann 
rechtfertigte der gründlich gelehrte Orientalist Dr. Wünsche in 
Dresden den Talmud gegen die Verleumdungen unwissender 
Lästerer, wie Rohlings und Rebberts. Franz Delitzsch, der streng 
lutherisch gläubige Professor der orientalischen Sprachen in 
Leipzig, geisselte die antijüdischen Brandstifter mit der ganzen 
Kraft seiner hohen wissenschaftlichen Bedeutung und Autorität. 
Gegen Marr schrieb 1879 Friedrich Sailer mit Witz und Ironie, 
die auch die Schwächen der Juden nicht schonte. Der bekannte 
Schriftsteller Gerhard von Amyntor, durch Nachdenklichkeit und 
tiefes Gemüt ausgezeichnet, trat im Namen der Gerechtigkeit 
und Menschlichkeit für die Israeliten ein. Und so noch andere 
wackere und wohlmeinende Autoren. 

Ihre Bemühungen konnten jedoch gegen die einmal in Fluss 
geratene Bewegung um so weniger aufkommen, als diese den 
Interessen der herrschenden Mächte in Staat und Volk entsprach. 
Auch die entschiedenen Verurteilungen des Antisemitismus durch 
die Kaiserin Augusta und den Kronprinzen Friedrich Wilhelm 
wurden von denjenigen Kreisen geringgeschätzt, die jene beiden 
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hohen Persönlichkeiten als „Liberale“ oder Gegner Bismarcks mit 
Abneigung betrachteten. Die mächtige konservative Partei warf 
den Antisemitismus ausdrücklich als Schlagwort in die Wahl- 
bewegung für- Reichstag und Abgeordnetenhaus. Die Satzungen 
des im Juni 1878 gebildeten konservativen Zentralvereins schlossen 
geradezu die Juden von der Mitgliedschaft aus. In den Provinzen 
wie in Berlin wetteiferte die konservative Presse mit den Christlich- 
Sozialen in Judenfeindschaf. Und der Minister nach ihrem 
Herzen, der ungleiche Nachfolger Falks im Kultusministerium, 
von Puttkammer (1879), begünstigte die konfessionellen Schulen, 
erklärte es für völlig gerechtfertigt von christlichem Standpunkte, 
wenn in Sehulbüchern die Juden mit Kain auf eine Stufe gestellt 
wurden, brachte wieder das lange Zeit verschwundene Stichwort 
vom „christlichen Staat“ zum Vorschein. Die offiziöse „Nord- 
deutsche Allgemeine Zeitung“ gab den Antisemiten recht, indem 
sie am 10. Mai 1880 nicht nur die fortschrittliche „Firma Lasker- 
Bamberger-Wolffson* angriff, sondern auch die Juden überhaupt, 
die der Reichsregierung soviel verdankten, des Undankes zieh. 
Einige Monate später — am 28. November 1880 — bekämpfte 
das Blatt des Reichskanzlers von neuem die Juden als Partei- 
genossen Rickerts und Eugen Richters und sprach sich wohl- 
wollend über die Antisemiten aus. Kurz, die Juden sahen sich, 
in Hinsicht ihrer Religion wie ihrer persönlichen Stellung, von 
den leitenden Elementen des Staatslebens mit der schlimmsten 
Reaktion bedroht. Ja, selbst ihre Sicherheit war nicht länger 
verbürgt. 

Fast keine Provinzzeitung wagte mehr, gegen den wilden, 
reissenden Strom des Antisemitismus anzukämpfen. Kleine, 
giftige Witzblätter im Lande und in der Hauptstadt schürten den 
Judenhass an vielen Orten bis zum Wahnwitz. Die sonst 
so gesetzlich gesinnte Bevölkerung beging die schlimmsten Aus- 
schreitungen gegen die Juden. Besonders im linksrheinischen 
Hessen hetzten des kläglichen, später im Elende verkommenen 
Windeckers „Wucherpillen* die Landleute zu förmlichem 
Aufruhr, zu tätlichen Misshandlungen der Juden; man deckte 
ihre Häuser ab, durchsägte ihre Fruchtbäume, verheerte ihre 
Weinberge und Saatfelder. Ähnliches kam in anderen Gegenden 
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gesellschaftlich, oft auch geschäftlich in den Bann getan. Offiziere 
und Beamte trugen antisemitische Blätter offen zur Schau, die 
Studenten verhöhnten und verprügelten ihre jüdischen Kommili- 
tonen, wobei es häufig zu Duellen kam; in Turn- und Krieger- 
vereinen, in Ressourcen und Honoratiorengesellschaften ertönte 
der Ruf: „Juden raus“. Wirts- und Gasthäuser suchten das 
antisemitische Publikum anzulocken, indem sie sich als „juden- 
rein“ auftaten. Manche Bäder und Sommerfrischen machten den 
Israeliten den Aufenthalt unmöglich. 

Nationalismus, missleitete soziale Empfindung, persönliche 
Abneigung, Verschuldungen einzelner Juden, aber auch religiöser 
Fanatismus, Geschäftsneid, dann Herrschsucht, verbrecherischer 
Ehrgeiz, Habgier und Eitelkeit der antisemitischen Führer hatten 
ein Chaos geschaffen, das jedes Recht, alle Billigkeit und 
Gesetzlichkeit, die staatliche Sicherheit und Ordnung selbst ernstlich 
bedrohte. Dühring spielte dann die ganze Bewegung auf ein 
noch gefährlicheres Feld hinüber, indem er auf das entschiedenste 
die Rassenfrage betonte und die Juden als eine minderwertige 
für die- menschliche Kultur bedrohliche und sie schädigende 
Rasse hinstellte in seinem im November 1880 zu Berlin erschienenen 
Buche: „Die Judenfrage als Frage der Rassenschädlichkeit“. 

Endlich rafften sich die verständigen und wohlgesinnten 
Männer in Deutschland dazu auf, diesem trüben und heftigen 
Strome des Rassenhasses tätigen Widerstand entgegenzusetzen. 
Der bekannte jüdische Philosoph und Völkersycholog Professor 
Moritz Lazarus schrieb mit der ihm eigenen hinreissenden 
Beredsamkeit eine Abhandlung: „Was heisst Nationalität?“ in 
der er diese als geistige Gemeinschaft beruhend auf gleichem 
Volksbewusstsein und gemeinsamer Sprache definierte. Es ist 
klar, dass diese Angriffserklärung die deutschen Juden der 
deutschen Nationalität zuteil. Aber noch mehr Eindruck als 
diese Schrift eines Juden, also eines gewissermassen Parteiischen, 
machte das Auftreten hoch angesehener Christen gegen den 
Antisemitismus. Vor allem der deutsche Kronprinz liess keine 
Gelegenheit vorübergehen, um seine gerechte Gesinnung gegen- 
über den schwer bedrängten Israeliten und seinen Abscheu wider 
den Antisemitismus darzutun, den er als „die Schmach des Jahr- 
hunderts* brandmarkte, indem er hinzufügte, er habe sich im 
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Auslande als Deutscher dieser Agitation geschämt. Seine Gattin, 
Kronprinzessin Viktoria, seine Mutter, Kaiserin Augusta, seine 
Schwester, die edle Grossherzogin von Baden, und deren ritterlicher 
Gemahl gaben wiederholt und laut gleicher Überzeugung Ausdruck. 
Friedrich Wilhelm belobte durch eigenhändiges Schreiben die 
Darlegung des Pastors Gruben zu Reichenbach in Schlesien: 
„Christ und Israelit“, die zum interkonfessionellen Frieden 
mahnte. Selbst inmitten des Ausbruches der ultramontanen 
Judenfeindschaft ist der vornehmste Führer des Zentrums in den 
Parlamenten, Windhorst, stets ein Verteidiger der Juden und ein 
Vorkämpfer für deren Gleichberechtigung gewesen. Mehr noch als 
diese vereinzelten Kundgebungen wirkte es, als am 12. November 
1880 fünfundsiebzig geistig und sozial hochstehende, allgemein 
angesehene Christen eine gemeinsame Erklärung gegen den Anti- 
semitismus veröffentlichten: Universitätsprofessoren, Gymnasial- 
direktoren, Abgeordnete, Richter, Rechtsanwälte. Unter den 
vielen glänzenden Namen, die derart offen gegen Unduldsamkeit 
und Volksverhetzung auftraten, waren solche ersten Ranges, wie 
der Berliner Oberbürgermeister und ehemalige Reichstagspräsident 
von Forkenbeck, die Historiker Mommsen und von Sybel, der 
Staatsrechtslehrer Gneist, der grosse Elektriker Siemens. Die 
Magistrate oder die Stadtverordneten-Versammlungen, sowie eine 
Reihe der angesehensten Bürger von Berlin, Breslau, Hannover, 
Dresden, Kassel, Darmstadt und anderen Städten sprachen sich 
ebenfalls in amtlichen Beschlüssen gegen den Antisemitismus aus. 
Die ganze noch liberale Bevölkerung trat für die bedrohte 
israelitische Minderheit ein. Die freisinnige Partei unter Führung 
des Kieler Professors Hünel interpellierte im preussischen Abge- 
ordnetenhause die Regierung über deren Stellungnahme gegen- 
über den Ausschreitungen des Antisemitismus, was dann freilich 
nur zu leidenschaftlichen Debatten ohne rechtes Ergebnis führte. 

In diesen Rahmen der Abwehr des Antisemitismus gehörte 
auch der Plan, dem grossen Vorkämpfer der Denkfreiheit, dem 
Verfasser „Nathan des Weisen“, Gotthold Ephraim Lessing, in 
der Reichshauptstadt ein Denkmal zu setzen. Konservative, 
Klerikale und Pietisten bekämpften diese Absicht, die wiederum 
von dem preussischen Kronprinzen und seiner Gemahlin lebhaft 
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Erfolg: binnen ‚weniger Monate kamen: 132000 Mark zusammen. 
Die Vollendung und Aufstellung des Denkmals standen freilich 
noch mehrere Jahre aus, da einflussreiche nn; sich letzterer 
nach Möglichkeit widersetzten. 

Im Grunde waren viele christliche Verteidiger der Juden 
nicht recht mit dem Herzen bei der Sache. Einer 'der Hervor- 
ragendsten unter ihnen, Theodor Mommsen, zeigte dies deutlich 
durch seine Schrift: „Auch ein Wort über unser Judentum“. 
Er bekämpfte darin zwar die antisemitische Bewegung, be- 
zeichnete indess die Juden als ein „Element der Dekomposition* 
und forderte sie auf, ihre „Eigentümlichkeiten* so durchaus ab- 
zulegen, dass sie die Religion des deutschen Volkes, das Christen- 
tum, annähmen. Also eine tiefe Verbeugung des berühmten 
Geschichtschreibers vor dem Nationalitätschauvinismus, dem die 
Israeliten ihre dreitausendjährige Religion opfern sollten! Kein 
Wunder, dass solche ungeheuerliche Zumutung scharfe Gegen- 
erklärungen von ihrer Seite hervorrief. 

Und die preussische Regierung? Sie hob zwar gelegentlich 
hervor, dass sie die Juden in ihren verfassungsmässigen Rechten 
schützen werde, aber sie machte doch dem Antisemitismus recht 
starke Zugeständnisse. Auf ihre Veranlassung lehnte es der 
Reichstag ab — gegen den Widerspruch des Zentrums — den 
jüdischen Geistlichen dieselben Vorrechte, wie den christlichen, 
bei der Ableistung der militärischen Dienstpflicht einzuräumen. 
Der durchaus reaktionäre Kultusminister von Puttkamer ver- 
weigerte die Anstellung jüdischer Gymnasiallehrer. Öffentliche 
Beleidigungen der Juden durch Flugschriften und Karrikaturen 
wurden von der Polizei und den Staatsanwälten geduldet, beinahe 
beschützt. Man wollte eben in den Juden die Liberalen treffen. 
So bildete sich begreiflicher Weise die Meinung aus, dass die 
Regierung die Anschauungen der Antisemiten teile und deren 
Forderungen möglichst zu berücksichtigen gewillt sei. 

Die orthodoxe protestantische Geistlichkeit aber übernahm 
die Rolle, die früher die katholische gespielt hatte. In ihrer 
Berliner Pastoralkonferenz vom 27. Mai 1880 griff sie die Juden 
als Feinde des Christentums und des kirchlichen Sinnes an, die 
sie angeblich durch Presse und Rede, durch ihr Geld und 
ihren Einfluss bekämpften. Das war eine wesentliche Förderung 
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des Antisemitismus, (der gerade infolge der verschiedenen Gegen- 
wirkungen der liberalen Christen einen um so leidenschaftlicheren 
Charakter annahm. Er machte sich immer mehr in den 
studentischen Kreisen geltend: In Berlin, Leipzig, Breslau, 
Greifswald und an anderen Universitäten bildeten sich „Vereine 
deutscher Studenten“, mit ganz:offen antisemitischem Programm. 
Die Führer der Bewegung aber entwarfen Petitionen an den 
Reichskanzler, die nicht nur Verhinderung jeder jüdischen Ein- 
wanderung, sondern auch gesetzliche Ausschliessung der Juden 
von allen obrigkeitlichen Ämtern und Befugnissen forderten, 
sowie eine abnorm hohe Besteuerung von Börse, Bank- und 
Zeitungswesen als Beschäftigungen, vermittelst deren die Juden 
das christliche Volk ausbeuteten. Sie begründeten zahlreiche 
antisemitische Vereine; wie den „Deutschen Volksverein“, den 
„Deutsch-sozialen Reichsverein“, mit Filialen an den verschiedenen 
Orten, in denen und durch die einzelne Matadore sich eine 
hervorragende Stellung in der Welt zu schaffen hofften. 

Mit solchen Veranstaltungen wirkten sie dauernd auf den 
kleinen Bürger- und den Bauernstand, die sich infolge der 
schnellen Entwickelung der Macht des Grosskapitals und des 
Grossgrundbesitzes zum Teil in materiell bedrängter Lage be- 
fanden, und denen sie die Juden fälschlicher Weise als die 
eigentlich Schuldigen schilderten. Die geistig Beschränkten und 
wenig Gebildeten nahmen diese mit grossem Nachdruck und 
unter zahlreichen unwahren Behauptungen aufgestellte Lüge als 
Tatsache an. Vor allem aber wollten die verbündeteten Anti- 
semiten und Konservativen ihre Macht bewähren durch den 
Sturm auf die Hauptburg des Liberalismus, das „Rote Haus“, 
das Rathaus von Berlin, das „Freisinnigen und Juden“ entrissen 
werden sollte. Es gelang ihnen, in der dritten Wahlabteilung 
eines Berliner Bezirkes den bisherigen Stadtverordneten-Vorsteher, 
den Juden Dr. Strassmann, zugunsten eines Antisemiten zu 
Falle zu bringen. Allerdings wurde er in zwei anderen Bezirken 
‚gewählt — aber jenes Ergebnis war doch ein Vorgang, den man 
in der demokratischen Hauptstadt für unmöglich gehalten hatte. 
Von Bezirk zu Bezirk wurde mit um so grösserem Eifer und 
mit Unterstützung durch die hohen wie die niederen Beamten gegen 
die Juden und die Fortsehrittler gewühlt. In dem Lehrer Henriei 
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gewann der Berliner Antisemitismus einen Agitator von extremster 
Gesinnung und unverwüstlicher Lungenkraft, der für seine wahn- 
witzigen Brandreden ein nach Tausenden zählendes Auditorium 
um sich versammelte, von dem viele nur aus Lust am Skandal 
kamen, aber doch antisemitisch beeinflusst wieder fortgingen. 
Die Entsetzung Henrieis von seinem Posten an der städtischen 
Viktoriaschule goss Öl ins Feuer. Immer schlimmer sah es in 
Berlin aus. Persönliche Beleidigungen von Juden auf offener 
Strasse, in Restaurationen und Kaffeehäusern waren an der 
Tagesordnung. Die Juden liessen sich das nicht immer gefallen, 
und eine der traurigsten Folgen des Antisemitismus waren zahl- 
reiche Duelle, meist mit tötlichem Ausgange für die eine oder 
andere Partei. In der Neujahrsnacht 1881 beging dann eine 
Bande von fünfhundert Antisemiten die ernstesten Ruhestörungen. 

Gegen dieses wüste demagogische Treiben unternahmen 
endlich die Liberalen und Sozialdemokraten systematische und 
dauernde Gegenmassregeln; denn sie sahen ein, dass die Faden- 
zieher der antisemitischen Bewegung es nicht sowohl auf die 
Juden wie auf die links stehenden, dem Fürsten Bismarck 
opponierenden Parteien abgesehen hatten. Es wurden nunmehr 
abwehrende Flugblätter von Berlin aus versandt, gegen-anti- 
semitische Versammlungen einberufen, die oft dreitausend bis 
dreitausendfünfhundert Zuhörer anlockten. Die fortschrittlichen 
Bezirksvereine wurden zur Bekämpfung der Rückschrittler mobil 
gemacht. Das Entscheidende aber war, dass die Arbeiter 
gegen Stöckers Lockungen und dessen ganze „Bewegung“ offen 
Partei nahmen. Sie bissen auf den christlich-sozialen, anti- 
semitischen Köder nicht an. Das Zeichen gab eine von 3500 
Arbeitern besuchte Versammlung in den Berliner Reichshallen 
am 11. Januar 1881, die mit allen gegen zehn Stimmen einen 
Aufruf an die Arbeiter beschloss, sich gegen den Antisemitismus 
zu wenden, und nicht nur gegen jede neue Ausnahmegesetzgebung, 
sondern auch für Aufhebung der schon bestehenden zu wirken. 
Später, 1893 hat der sozialdemokratische Parteitag eine ein- 
gehende Resolution gegen den Antisemitismus angenommen. 
Wenn — gegen die Absichten der Stöckerianer — grössere 
Ausschreitungen wider die Juden in den bedeutenderen Städten 
nicht vorgekommen sind, so ist das vor allem den sozial- 
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demokratischen Führern, wie Bebel und Liebknecht, zu danken, 
die alle antisemitischen Regungen unter ihren Parteigenossen mit 
eiserner Hand niederhielten. Dem gesamten Kapitalismus, nicht 
nur der Handvoll jüdischer Kapitalisten, galt ihr Kampf, und 
sie waren durchaus nicht gewillt, sich hierbei in das Garn der 
Reaktion locken zu lassen. Damit entging den antisemitischen 
Agitatoren die Truppe, deren sie sich zur Vergewaltigung der 
Juden zu bedienen gedacht hatten. Im Gegenteil, die Sozial- 
demokraten begannen, die antisemitischen Versammlungen gewalt- 
sam zu sprengen. 

Die Rückschritte des Antisemitismus in der Hauptstadt be- 
wogen Stöcker und Henriei, die Agitation mehr in die Provinz 
zu tragen. Sie fanden dabei erneuten Beistand bei den Kollegen 
Stöckers, den orthodoxen evangelischen Pastoren. Der Divisions- 
prediger Rocholl brachte bei der Rheinischen Pastoralkonferenz 
Anträge gegen die Juden und zugunsten des christlichen Staats 
ein; in gleichem Sinne sprach sich die Thüringische kirchliche 
Konferenz aus, lauter waschechte Orthodoxe. Pastor Matthes 
entblödete sich nieht zu sagen: „Die Juden muss man mit 
eisernen Haken ausrotten“. Die orthodox-evangelische Geistlich- 
keit trat allerorten, in Versammlungen, Broschüren und sogar 
auf der Kanzel, eifrig für Aufhebung der Gleichberechtigung 
der Juden ein. Unter ihrem Segen einigten sich die untereinander 
streitenden Parteien der Antisemiten zu gemeinsamem Kampfe, 
in Dresden tagte ein Kongress, sowohl aus dem „Reformverein“ 
wie von den Christlich-Sozialen beschickt; freilich waren nur 
vierzehn Mann zugegen. 

Endlich brachten die Antisemiten ihre seit Monaten eifrig 
herumgetragene Petition bei dem Reichskanzler ein. Der Erfolg 
war allerdings nur ein recht mässiger. Gegenüber einem Bestand 
von zehn Millionen Wählern hatte die Petition nur eine Viertel- 
million Unterschriften gefunden, die überdies mit den bedenk- 
liehsten Mitteln zusammen gebracht worden waren, und wegen 
deren Rechtmässigkeit sehr begründete Zweifel herrschten. Sie 
erhielt vom Reichskanzleramt eine trockene Empfangs- 
bescheinigung — sonst blieb sie vergeblich. 

Aber trotz ihres mangelnden Einflusses auf die Gesetzgebung 
begannen die steten Bemühungen der Antisemiten auf die Ge- 
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sinnung Auch der gebildeten Kreise nun eine immer verderblichere 
Wirkung‘ zu ‘üben. Bei den sächsischen Landtagswahlen des 
Jahres 1880 erhielt der hochverdiente bisherige jüdische Abge- 
ordnete, Rechtsanwalt Emil Lehmann in Dresden, ein Führer 
des liberalen Judentums, lange Zeit hindurch: stellvertretender 
Stadtverordnetenvorsteher seiner Heimatstadt, kein Mandat mehr. 
Überhaupt Offiziere, Beamte, Richter, Lehrer an Universitäten 
und höheren Schulen fanden es sehr angebracht, dass diesem 
„fremden“ Elemente, dessen Regsamkeit und Intelligenz sie und 
die Ihrigen persönlich mit scharfer Konkurrenz bedrohte, der 
Wettbewerb — trotz Gesetz und Verfassung — auf dem Ver- 
waltungswege unmöglich gemacht werde. Die Rassenfrage und 
der, obwohl gänzlich unbewiesene, so doch gern geglaubte, 
„zersetzende“ Charakter des Judentums gaben den willkommenen 
Vorwand, solche selbstischen Beweggründe mit einem wissen- 
schaftlichen und ethischen Mäntelehen zu umkleiden. Das öde, 
jeden Idealismus verhöhnende Strebertum, das durch die Waffen- 
erfolge des preussischen Heeres, durch die grundsatzlose und 
gewaltsame innere Politik Bismarcks sowie durch sein stetes Berufen 
an das eigennützige Interesse sich der studierenden und studierten 
Jugend bemächtigt hatte; die Vorherrschaft des konservativen 
bigotten Elementes in der Leitung und Verwaltung des Staates; 
der angebliche Gegensatz des „jüdischen“ Liberalismus wider 
den vergötterten Reichskanzler — alle diese Elemente verstärkten 
und verbreiteten den Antisemitismus in den gebildeten Klassen 
und besonders in dem Beamten- und Richtertume. Die Duldung, 
die die Polizei den wüstesten antisemitischen Hetzereien gewährte, 
und die zu der äussersten Strenge, die sie gegen jede sozial- 
demokratische Äusserung entfaltete, in schreiendem Widerspruche 
stand, ja die offenbare Begünstigung, die Staatsanwaltschaft und 
Gerichte dem Antisemitismus erwiesen, bezeugten genügsam diese 
Tatsache. Nahmen doch die Juristen bereits die „allgemein 
herrschende (antisemitische) Gesinnung“ als Milderungsgrund bei 
antisemitischen Beleidigungen und Gewalttaten an! Sie forderten, 
dass bei Beleidigungen gegen die Juden oder bei Aufreizung zu 
Gewalttätigkeiten gegen diese den Urhebern das Bewusstsein und 
die Absicht rechtswidrigen Handelns nachgewiesen werde — was 
selbstverständlich unmöglich war und mit der Konstruierung eines 
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dolus eventualis bei Anklagen gegen polnische, freisinnige oder 
sozialdemokratische Äusserungen einen auffallenden Gegensatz 
bildete. Beleidigung des Talmud sollte nicht strafbar sein, weil 
der Talmud nicht von allen Juden als religiös verbindlich an- 
erkannt werde; Beleidigung. des heiligen Rocks in Trier wurde 
als Beleidigung der katholischen Religion bestraft, obwohl viele 
Katholiken ihn nicht für den richtigen hielten. Das Stärkste 
aber war wohl, dass ein Berliner Gericht einen Gastwirt, der 
die ärgsten Verhöhnungen und Beschimpfungen der Juden als 
Karrikaturbilder in die Schaufenster gehängt hatte, freisprach, 
weil „das Plakate seien, die nur bezweckten, das Gewerbe des 
Angeklagten zu fördern“. Wehe den Gewerbetreibenden anderer 
Parteien und Bekenntnisse, die die Konsequenzen derartiger An- 
sichten hätten ziehen wollen! 

Und so ging es weiter mit der „Unparteilichkeit“ des damaligen 
preussischen Richterstandes in dem Kampfe des Antisemitismus 
gegen Recht, Ehre und Erwerb der jüdischen Staatsbürger. 
Staatsanwaltschaft und ‘Gerichte entschieden, dass die gegen die 
Juden als solehe ausgesprochenen Beleidigungen sich nicht auf 
alle Juden bezögen, dass also der einzelne Jude keinen Grund 
zur Klage habe; anderseits dass keine jüdische Körperschaft das 
Recht besitze, im Namen der ganzen Judenschaft zu klagen. 
Diese juristische Zwiekmühle liess offenbar die antisemitischen 
Verläumder der Juden, wenn sie sich nur nicht an einem bestimmten 
Einzelnen vergriffen, straflos ausgehen. Schon verliessen wohl- 
habende Juden Berlin und Frankfurt am Main, um im Auslande 
die Rücksicht und die soziale Gleichberechtigung zu geniessen, 
deren sie in der Heimat entbehrten. Und jeder neue Tag gab 
ihnen Recht. 

Denn die „herrschende Gesinnung“ machte sich bei den 
unteren Klassen in wildem Aufruhr geltend. Der Pöbel, von 
höher stehenden Agitatoren aufgehetzt, glaubte bei Misshandlung 
der Juden straffrei zu bleiben, ja im Sinne und mit Gutheissung 
der Regierung zu handeln. Besonders im Ostteile der Provinz 
Brandenburg, sowie in Pommern und Westpreussen, wo der echte 
Konservatismus zu Hause war, übten die Brandreden Henrieis 
ihre Wirkung, und es kam zu antisemitischen Unruhen. Das 
Beispiel gab das Städtchen Neustettin, wo in der Nacht vom 
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17. zum 18. Juli 1881 fünfhundert Mann die Strassen durch- 
tobten, „um die Juden totzuschlagen“. Bürgermeister und Polizei, 
die die Lärmenden zurückzuhalten suchten, wurden misshandelt. 
Sonst schonte die im Grunde gutmütige Bevölkerung die Person 
der Juden, warf aber in deren Häusern und Geschäften die 
Fenster ein, zerstörte die Fassaden und die Möbel, plünderte die 
Ladenkassen. In der folgenden Nacht wiederholten sich die 
wüsten Vorgänge. Noch ärgere Exzesse fanden in Hammerstein 
statt, wo die Synagoge zu dreien Malen beschädigt wurde. 
Ähnliches ging in Bablitz, Jastrow, Konitz, Falkenburg, 
Rummelsburg, Lauenburg, Polzin, Pollnow, Baldenburg, Schivel- 
bein vor. In Stolp rotteten sich am 1. September bis zu 2000 
Menschen zusammen, die Angriffe auf die Häuser der Juden 
machten, aber von dem Militär zurückgetrieben wurden. Viele 
jüdische Familien flüchteten aus Hinterpommern. Auch die 
Blutbeschuldigung spielte wieder ihre verderbliche Rolle. Alles 
vollzog sich ganz systematisch, infolge von Aufhetzung durch 
„bessere“ Bürger, die versicherten, dass die Regierung und 
Bismarck den Aufrührern für ihre Untaten dankbar sein würden. 
Sogar in der pommerschen Provinzialhauptstadt Stettin versuchte 
man derartige Pöbelexzesse, die freilich baldigst unterdrückt 
wurden. 

Diese Ereignisse klärten denn doch die Regierung und 
selbst die besonneneren Elemente unter den Konservativen über 
den gemeingefährlichen Charakter der antisemitischen Hetze auf. 
Wenn einmal die gewalttätigen Bestandteile der unteren Volks- 
klassen an Aufruhr und Plünderung Gefallen fanden, mussten 
sie sich notwendiger Weise bald gegen Recht, Gesetz und Besitz 
im allgemeinen wenden. Wie sollte man auch Sozialdemokratie 
und sogar Anarchismus bekämpfen, wenn derart die öffentliche 
Ordnung verhöhnt und vergewaltigt wurde? Selbst die Kreuz- 
zeitung musste feststellen, dass die wilden Szenen das Werk 
einiger Hetzer, die Lärmmacher lediglich die Verführten seien. 
Die Regierung schritt kräftigst ein. Der Minister des Innern 
erliess eine Verfügung an die Regierungen in Pommern und 
Westpreussen, in der er die Veranstaltung agitatorischer anti- 
semitischer Vorträge zu verhindern befahl. Die Plünderer wurden 
in Massen verhaftet und von den Gerichten streng bestraft. 
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Die Stadtgemeinden mussten ihren geschädigten jüdischen 
Bürgern vollen Ersatz geben — so die Stadt Schivelbein allein 
neuntausend Mark. Die offizielle „Provinzialkorrespondenz“ 
bedrohte die heimlichen Rädelsführer mit scharfer Ahndung. So 
verschwand wenigstens das Märchen, dass die Regierung der- 
artige Ausschreitungen gegen die Juden gern sehe. Bismarck 
selber sprach sich einem Privatmanne gegenüber mit Bitterkeit 
gegen den Antisemitismus aus und gestattete die Veröffentlichung 
seiner Worte. In dem Ordnungsstaate Preussen durften Greuel- 
taten nicht geduldet werden. 

Die gerecht Denkenden unter den Christen wurden mit 
stärkerem Abscheu gegen die antisemitische Bewegung erfüllt. 
Ein Professor der evangelischen Theologie in Rostock, Baumgarten, 
veröffentlichte eine Schrift: „Das Christentum Stöckers“, in der 
er den Hofprediger als einen Unchristen hinstellte, und hielt 
Vorträge in dem gleichen Sinne. Auch ein berühmter katholischer 
Theologe, Stiftpropst von Döllinger in München, sprach sich in 
einer akademischen Rede auf das schärfste gegen den Anti- 
semitismus aus. Sehr wirksam war dann die auf zweifellosen 
statistischen Angaben beruhende Widerlegung der von Tı eitschke 
aufgebrachten Fabel der Masseneinwanderung östlicher Juden, 
„hosenverkaufender Jünglinge“, in Deutschland durch die vor- 
treffliche Veröffentlichung des Berliner Arztes Dr. Salomon 
Neumann: „Die Fabel von der jüdischen Masseneinwanderung.“ 

Vergebens suchten die „nur theoretisch“ wirkenden Anti- 
semitenführer sich von den Folgen dieser Vorgänge zu erholen, 
durch Agitation für die bevorstehenden Reiehstagswahlen. Diese 
fielen nieht in ihrem Sinne aus. Acht Juden zogen wieder in 
das Parlament ein, darunter so hervorragende Männer, wie der 
Grossindustrielle Ludwig Löwe, die Politiker Lasker, Bamberger, 
und Sonnemann, der Sozialpolitiker und Nationalökonom Max 
Hirsch. Vier jüdische Kandidaten unterlagen, aber nicht gegen 
Antisemiten sondern gegen andere Fortschrittsmänner oder gegen 
Sozialdemokraten. Besonders in Berlin, dem Hauptsitze der 
„Bewegung“, war deren Niederlage eine vollständige, und 
wütende, von Sehmähreden gegın die Juden ertönende Ver- 
sammlungen konnten daran nichts ändern. Nur Stöcker wurde 
in Siegen und in Minden gewählt, und zwar nicht wegen seines 
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Antisemitismus, sondern wegen seiner Verdienste um kirchliche 
Frömmigkeit und Wohltätigkeit. Im ganzen ergaben die Wahlen 
eine Stärkung der entschieden Liberalen, eine Schwächung der 
Konservativen und damit des politischen Antisemitismus. Ein 
Nachspiel ‚dieser‘ Ereignisse waren die studendischen Wahlen in 
Berlin :und Leipzig, bei denen dieses Mal der „Verein deutscher 
Studenten“ unterlag. 

Derartige Schläge entmutigten- für einige Zeit die Führer 
der Berliner „Bewegung“. Sie hielten sich einstweilen im 
Hintergrunde; auch auf dem ersten internationalen Antisemiten- 
Kongresse in Dresden, der von 300 Teilnehmern besucht war: 
neben den Deutschen waren da einige Österreicher, Ungarn und 
Russen. Er beschloss ein „Manifest an die Regierungen und 
Völker der durch das Judentum gefährdeten christlichen Staaten.“ 

Es übte gar keine Wirkung, und zwar um so weniger, als 
gerade damals — Ende 1881 und Anfang 1882 — die entsetz- 
lichen Judenverfolgungen in Russland die ganze gebildete Welt 
gegen den Antisemitismus erregten und eine lebhafte Strömung 
für Duldung und Menschlichkeit hervorriefen. 

Das Beispiel gab das stets für hochherzige humanitäre 
Regungen empfängliche England, wo Lords, Bischöfe, Politiker, 
Redakteure mit grossem Nachdruck das Einschreiten Europas gegen 
die russische Barbarei forderten. Am 2. Januar 1882 fand im 
Londoner Rathause (Mansion House) unter dem Vorsitze des 
Lord-Mayor eine überaus zahlreiche, von den Spitzen der 
englischen Kirche und Gesellschaft gebildete Versammlung statt, 
die die russischen Greuel scharf missbilligte und von der heimischen 
Regierung Einschreiten in St. Petersburg verlangte. Ein Fond 
zugunsten der russischen Juden wurde gestiftet, für den in der 
Versammlung sofort 300000 Mark gezeichnet wurden. Gleiche 
Vorgänge ereigneten sich in mehreren grossen britischen Pro- 
vinzialstädten, wie Manchester und Southampton. Ähnliche 
Versammlungen in New-York, unter dem Vorsitze des Bürger- 
meisters dieser Stadt, in New-Orleans, Boston, Philadelphia und 
an anderen Orten zeigten Nord- Amerika von denselben 
Empfindungen beseelt. In England missbilligten weiter Regierung 
und Parlament amtlich die russischen Judenverfolgungen, und 
die Universitäten Oxford und Cambridge sprachen sich in 
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demselben Sinne aus. In Frankreich verlangten die tonangebenden 
Blätter die laute Kundgebung der Nation gegen die- russischen 
Sehandtaten und den Anschluss an England zur: Verteidigung 
der Menschlichkeit und Zivilisation. Angesehene Christen in 
Holland veröffentlichten einen Aufruf zur Bildung eines Fonds 
für die russischen Juden. In Brüssel trat der erste Bürger- 
meister Buls an die Spitze des Hilfskomitees. Ebenso wurde in 
Wien auf Veranlassung christlicher Hochadliger und Notabeln 
ein Komitee für Beschaffung von Geldmitteln zugunsten der 
russischen Juden begründet. 


Auch das von der ganzen Welt als Heimat des Antisemitismus 
gekennzeichnete Deutschland blieb bei diesen Entsetzen erregenden 
Greueln nicht still; trug es doch für deren Vorkommen einen 
guten Teil der Verantwortung! Wie in Frankfurt, so vereinigten 
sich in Berlin Bürger aller Bekenntnisse zur Schaffung eines 
Hifskomitees für die Verfolgten; und dieses Berliner Komitee 
wurde durch Beschiekung seitens der anderen deutschen, sowie 
der englischen und amerikanischen Veranstaltungen gleicher 
Art zum Mittelpunkte für die Versorgung der jüdischen Aus- 
wanderer aus Russland. Der altjüdische Wohltätigkeitssinn be- 
währte sich auf das glänzendste; zur Abwehr des Unrechts und 
zur Linderung des Elends vereinigten sich die Israeliten aller 
Länder und aller religiösen Schattierungen in rühmlicher Ge- 
meinsamkeit. Die besten christlichen Elemente gewährten ihnen 
dabei hochherzige Unterstützung. 


In Frankreich wollten zwar die offiziellen Kreise die 
Freundschaft der russischen Regierung, um die sie sich glühend 
bewarben, nicht durch humanitäre Kungebunden verscherzen. 
Aber inoffiziell bildete sich ein grosses Hilfskomitee, unter 
dessen 141 Unterzeichnern sich nur 33 Juden befanden; sein 
Vorsitzender war der geniale Dichter Vietor Hugo. Es ist zu 
bemerken, dass auch die anderen Regierungen es nicht wagten, 
in amtlicher Weise gegen das mächtige Zarentum einzuschreiten 
und ihm Vorstellungen gegen seine grausame Unduldsamkeit 
zu machen. Aber die öffentliche Meinung aller zivilisierten 
Länder sprach sich mit um so grösserer Schärfe und Deutlich- 
keit aus. 
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Unter dem Eindrucke dieser Vorgänge verhielten die 
deutschen Antisemiten sich eine Zeit lang still. Sie begnügten 
sich damit, alle öffentlichen Orte, Restaurationen, Eisenbahn- 
abteile, Badeanstalten mit judenfeindlichen Stempelabdrücken 
zu verunreinigen oder derartige Zettel an jüdische Geschäfte zu 
kleben. Die Ultramontanen rückten immer weiter von ihnen 
ab, und sogar die frühere Vorkämpferin des katholischen Anti- 
semitismus, die „Germania“, zeigte eine rührende Vorliebe für 
die staatlichen Rechte der Juden. Stöcker selber beschäftigte 
sich ausschliesslich mit der Stärkung der positiven Richtung 
innerhalb der evangelischen Kirche, ja er wandte sich in seinem 
Blatte „Der Reichsbote“ gegen die demagogisch rohe und leiden- 
schaftliche Weise Henrieis und seiner Anhänger. Es war offenbar 
ein Stichwort von massgebender Stelle ausgegeben worden. 
Der zweite internationale Antisemitenkongress, der im September 
1882 in Dresden tagte, und der ausser von Deutschland nur 
von Österreich-Ungarn beschickt war, hielt sich auffallend zahm, 
und Stöcker machte das Eingeständnis: „Wenn es in Deutsch- 
land zur Volksabstimmung käme, ob die Semiten oder die 
Antisemiten ausgetrieben werden sollten, würde diese zweifellos 
für die Austreibung der Antisemiten ausfallen“, 

Die erste grosse Sturmperiode des deutschen Antisemitismus 
war vorüber. Vertrauende Gemüter glaubten schon an dessen 
baldiges Ende. Wie sehr sollten sie sich über die Macht des 
Vorurteils, des Eigennutzes und des Nationalitätschauvinismus 
getäuscht haben! 

Einstweilen holten sich zwar die Antisemiten nur neue Nieder- 
lagen. Ein Prediger Hapke in Berlin weigerte sich, aus Ge- 
wissensbedenken vor einem jüdischen Amtsrichter einen Eid 
abzulegen. Sein Einwand wurde von dem Gericht zurückge- 
wiesen und der Eidweigerer zu einer Geldstrafe verurteilt. Aber 
nicht allein Stöcker und die Seinigen nahmen für ihn Partei; 
auch die Konservativen im Reichstage brachten einen Antrag 
ein, dass ein jeder nur vor einem Richter seiner Religion einen 
Eid abzulegen habe. Damit wollte man die Anstellung jüdischer 
Richter einfach unmöglich machen — und hierauf zielte wohl 
das ganze Vorgehen Hapkes und seiner Freunde hin. Allein 
der Antrag kam nicht einmal zur Verhandlung, und Hapke half 
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sich damit, den Eid vor dem jüdischen Richter mit dessen Ge- 
nehmigung abzulesen, anstatt ihn auf dessen Vorsprechen nach- 
zusagen. So lächerlich verlief der einzige Vorstoss der Anti- 
semiten, auf gesetzgeberischem Wege die Rechte der Israeliten 
zu beschränken! 

Eine weitere Niederlage erlitten sie bei den Berliner Stadt- 
verordnetenwahlen, obwohl Stöcker, der Nationalökonom Professor 
Adolf Wagner und ein Oberlehrer Dr. Irmer nach Kräften 
wühlten und besonders sich nochmals um die Arbeiter bemühten. 
Im Oktober 1883 kamen nur fünf Antisemiten durch, unter 
121 Erwählten. 

In den Provinzen rührte sich der antisemitische Geist nur 
in dem stets derart gesinnten pommerschen Städtchen Neustettin, 
als dortige Juden, der Brandstiftung an ihrer eigenen Synagoge 
angeklagt und zuerst von dem Schwurgerichte in Köslin ver- 
urteilt, von dem in Konitz, vor das sie wegen eines Formfehlers 
des ersten Verfahrens gestellt waren, einstimmig freigesprochen 
wurden. Am 8. März 1884 fand die Enttäuschung der Anti- 
semiten einen Ausdruck in Misshandlungen der Freigesprochenen, 
in Schmährufen, Steinwürfen gegen Judenhäuser, Plünderungen und 
Räubereien. Zur Entschuldigung behaupteten die gerichtlich 
zur Rechenschaft gezogenen Aufrührer und ihre Freunde, ein 
jüdischer Kaufmann Flater habe zuerst mit Steinen auf die 
Menge geworfen — aber die gerichtliche Verhandlung erwies 
die vollkommene Schuldlosigkeit des Mannes und die Lügen- 
haftigkeit seiner Ankläger. Die Fortschrittspartei machte diese 
Vorgänge zum Gegenstande einer Interpellation im preussischen 
Abgeordnetenhause, um die Regierung abermals zur Stellung- 
nahme gegenüber dem Antisemitismus zu nötigen. Indes so 
leidenschaftlich erregt sich auch die Debatte gestaltete, die 
Minister antworteten ausweichend. 

In jeder Beziehung zeigte sich sonst das Abflauen des 
Antisemitismus. Stöckers Versuch, den Antisemitismus nach 
England zu übertragen, scheiterte kläglich. Der Lord-Mayor 
von London verweigerte ihm einen Saal im Mansion-House 
(Rathause); als er dann — 11. November 1883 — im Memorial- 
Hall redete, wurde ihm durch den Lärm zahlloser Gegner das 
Sprechen unmöglich gemacht; das waren nur Christen, da die 
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Juden sich an der Versammlung nicht beteiligt hatten. Daheim, 
in Deutschland, standen die Reichstagswahlen im Herbst 1884 
viel weniger als die von 1881 unter dem Zeichen der „Be- 
wegung“. Fünf Juden wurden gewählt, unter ihnen Löwe und 
Bamberger — Lasker war am 5. Januar 1884 gestorben — 
sowie von den Sozialdemokraten Singer. Von Antisemiten 
kamen nur Stöcker und dann der Dresdner Hartwig in das 
hohe Haus — ein Mann, der später unlauterer Schiebungen 
im Grundstückhandel überführt wurde. 

Die Juden wollten sich mit jenen äusseren Erfolgen nicht 
begnügen, sondern den Antisemitismus auch innerlich über- 
winden. Eine Rabbinerversammlung — in Deutschland die 
fünfte — die im Jahre 1884 vom Berliner Rabbinat nach der 
Reichshauptstadt einberufen wurde, stellte ein System der israeli- 
tischen Sittenlehre in ihrer idealen Grösse auf, und 103 deutsche 
Rabbiner traten ihrer Erklärung bei. Leider lehnten 35 orthodoxe 
Rabbiner ihre Beteiligung ab und beeinträchtigten dadurch nach 
aussen stark die Wirksamkeit der Erklärung. Als erster tatsächlich 
jüdischer Studentenverein war schon 1882 der Akademische Verein 
für jüdische Geschichte und Literatur entstanden — ein er- 
freuliches Zeichen des erwachenden Selbstbewusstseins unter der 
jüdischen Jugend! 

Allein der Antisimitismus war nur geschwächt, nicht tot. 
Am heftigsten unter allen deutschen Staaten ist die anti- 
semitische Gesinnung stets in Sachsen gewesen. Die sächsische 
Regierung selber machte aus ihrer dementsprechenden Richtung 
kein Hehl. An der Universität Leipzig wurde kein Jude an- 
gestellt, auch wenn er wissenschaftlich noch so bedeutend war 
und sein Wegzug der sächsischen Hochschule noch so sehr zum 
Schaden gereichte. Die akademischen Vereine an dieser Anstalt 
schlossen immer mehr die jüdischen Kommilitonen aus. Tausend 
Leipziger Studenten beteiligten sich im November 1885 an 
einem Kommers zu Ehren Stöckers. 

So zeigte es sich, dass im Stillen die  antisemitische 
Gesinnung fortwucherte. Desto mehr bemühten sich auch in 
Preussen die Führer der „Bewegung“, äusserlich ihren Einfluss 
wieder zur Geltung zu bringen. Sie reisten unaufhörlich, hetzend 
und verleumdend, in den :Provinzen umher. Besonders in der 
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westfälischen Stadt Witten errichtete der Agitator Dr. König ein 
Hauptquartier für einen andauernden Feldzug gegen die Juden. 
Die Feier des siebzigsten Geburtstags Bismarcks am 1. April 1885 
wurde an vielen Orten — selbst in Süddeutschland — Anlass 
nicht nur zu antiliberalen sondern auch zu antisemitischen Ver- 
anstaltungen. Sogar die Erklärung eines Gerichtshofes in einem 
Beleidigungsprozesse Stöckers, dass dieser einen Meineid geleistet 
habe, schlug den „modernen Luther“ nicht nieder. Er brauchte 
auch trotz dieser Brandmarkung den Mut nicht zu ‚verlieren, 
denn so war der in der damaligen Staatsleitung Preussens 
herrschende Geist, dass der überführte Hofprediger weder vom 
Staatsanwalt verfolgt noch selbst seiner Stellung bei Hofe entsetzt 
wurde — was sogar streng konservative Zeitungen als selbst- 
verständlich gefordert hatten. Bismarck wollte den Mann als 
wirksames Werkzeug im Kampfe gegen den verhassten Liberalismus 
nicht verlieren. Die orthodoxe Pastoralkonferenz aber tröstete 
den teuren Bruder: „Der Herr wird die Wunde, die Sie davon 
getragen, selbst heilen“. Gott als Beschützer des Meineids! 
Man sammelte 60000 Mark, um ihn finanziell zu stützen. Diese 
Vorgänge bilden ein hässliches Blatt in der Geschichte einer 
Partei, die Religion und Sittlichkeit an die Spitze ihres Programms 
gesetzt hatte. 

Bei den Landtagswahlen im Herbste 1885 gewannen die 
Antisemiten neue Kraft, indem sie sich gegen den Fortschritt 
mit Konservativen und Nationalliberalen verbündeten. Dadurch 
kamen ‘der Katholik Cremer und der Protestant Stöcker in das 
Abgeordnetenhaus — letzterer allerdings mit rur einer Stimme 
Mehrheit in Bielefeld. Aber unter den Konservativen, die nicht 
weniger als 140 Abgeordnete zählten, waren viele von anti- 
semitischer Gesinnung. Die Fortschritte, die diese im stillen bei. 
der fortdauernden Hetzarbeit gemacht hatte, zeigte sich darin, 
dass nur ein einziger Jude — Ludwig Löwe — in das Haus 
gelangte. Der Antisemitismus, der draussen weniger hervortrat, 
war doch im Volke so weit verbreitet, dass bei keiner Wahl 
zum Land- oder Reichstage, mit Ausnahme der wenigen alt- 
bewährten Politiker, ein Jude mehr als Kandidat aufgestellt 
wurde; auch die Fortschrittspartei wagte dies nicht mehr, um 


ihre ohnehin geringzähligen Mandate nicht zu verlieren. Nur 
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die Sozialdemokratie wählte noch Juden, aber diese waren es 
lediglich dem Namen nach, keine gläubigen oder tätigen Bekenner 
ihrer angestammten Religion. Was half es, dass sich die offiziöse 
„Norddeutsche Allgemeine Zeitung“ in einen Streit mit den 
Antisemitenführern verwickelte? dass Stöcker diese sogar als 
„Judenblatt“ bezeichnete und sich bitter über die angebliche 
Gegnerschaft der Regierung „in seinem dreifachen Kampfe gegen 
Fortschritt, Judentum und Sozialdemokratie“ beklagte? Das 
waren alles Spiegelfechtereien. Im Grunde gab die Regierung 
den Antisemiten recht, indem sie keine Juden mehr anstellte 
oder beförderte, und die Konservativen schwelgten mehr denn 
je in Feindschaft gegen die wehrlosen Juden. 

Solche sprach sich auch fortgesetzt in dem aus diesen Kreisen 
hervorgegangenen Beamtentume aus. Die Gerichte verurteilten 
die Beleidiger von Juden nur zu unbedeutenden Geldstrafen, 
„weil der Beleidiger von antisemitischer Gesinnung sei und die 
Auswüchse des Judentums zu geisseln sich zur Aufgabe gemacht 
habe“. Selbst tätliche Misshandlungen von Juden hatten nur 
geringfügige Geldbussen zur Folge. Die Gerichte trugen also 
der offenbarsten Gehässigkeit Rechnung, das heisst, sie erklärten 
die Juden an ihrem Leibe und in ihrer Ehre für vogelfrei. 
Noch viele Jahre lang dauerte die Begünstigung Stöckers und 
der Antisemiten überhaupt durch Gerichte und Polizei, wofür 
zahlreiche Beispiele anzuführen wären. 

Auch die Verwaltungsbehörden traten immer offener mit 
einer Gesetz und Verfassung verhöhnenden Feindschaft gegen 
die Juden hervor. In Hessen-Darmstadt wurden Jüdinnen „Vor- 
läufig“ von dem öffentlichen Schuldienste ausgeschlossen, ohne 
jede Begründung; dort konnten auch jüdische Assessoren keine 

‘ Anstellung im Justizdienste mehr erhalten. Dasselbe fand in 
Mecklenburg statt. Allmählich verschlossen sich in den meisten 
deutschen Staaten die Verwaltungs-, Justiz-, Lehr- und Offizier- 
karrieren tatsächlich denjenigen Juden, die nicht weitherzig 
genug waren, sich den Zugang zu ihnen durch einen äusserlichen 
Glaubenswechsel, durch das Heucheln einer Überzeugung zu 
erkaufen, die sie in Wahrheit nicht besassen. So waren die 
„Sittlichkeit“, das „praktische Christentum“ beschaffen, für deren 
Förderung die Staatsregierungen zu kämpfen behaupteten. Was 
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sie dem ehrenhaften Juden versagten, das gewährten sie dem 
gewissenlosen Streber. Und wie Gerechtigkeit, Gesetzlichkeit 
und Wahrheit, so wurde auch die Menschlichkeit bei der 
Behandlung der Juden von den höchsten Stellen des Staates aus 
verleugnet. Die unglücklichen jüdischen Flüchtlinge aus Russland, 
selbst die besten, arbeitsamsten und sogar die besitzenden, wurden 
grundsätzlich als „lästige Ausländer“ ausgewiesen, nur weil sie 
Juden waren — eine Praxis, die zugleich eine schwere Beleidigung 
ihrer deutschen Glaubensgenossen ausmachte. 

Deutsche Professoren fuhren fort, den Antisemitismus in 
ein „wissenschaftliches System“ zu bringen und damit zu 
dessen Gunsten die Gebildeten zu beeinflussen. Zu Treitschke 
und Adolf Wagner gesellte sich 1886 der hoch angesehene 
Orientalist Paul de Lagarde in seinen „Deutschen Schriften“. 
Der Idealismus, der sich in ihnen aussprach, tüchtige wissen- 
schaftliche Kenntnisse, eine aufrichtige, wenn auch keineswegs 
kirchliche Religiosität, ein glänzender, scharf pointierter Stil 
machten sie um so eindrucksvoller. Lagarde war dabei aber 
ein schroffer Individualist und von chauvinistischem Nationalitäts- 
gefühl erfüllt. So wurde er ein eifriger Gegner alles speziell 
jüdischen Wesens; er forderte, noch nachdrücklicher als Mommsen, 
das völlige Aufgehen der Juden in das Deutschtum oder ihr 
gänzliches Ausscheiden aus Staat und Volk. Dem entsprachen 
spätere Schriften: „Juden und Indogermanen“ und „Purim, ein 
Beitrag zur Geschichte der Religion“ (1887), sowie scharfe 
Angriffe auf jüdische Gelehrte, besonders Leopold Zunz. Der 
Wiener Orientalist Professor Adolf Wahrmundt schilderte in 
seiner Abhandlung „Das Gesetz des Nomadentums und die 
heutige Judenschaft“ (1887) die zeitgenössischen Juden gar als 
echte Nachkommen der räuberischen Nomaden, die sich plündernd 
auf das angesessene, arbeitende Ariertum stürzen. 

Die demagogischen Elemente des Antisemitismus gingen 
daneben auf ihre Weise vor. Während der vielfach angefeindete 
Stöcker einstweilen mehr im Hintergrunde blieb, übernahmen 
Liebermann von Sonnenberg, ein ehemaliger Offizier, der die 
„Deutsch-soziale Partei“ leitete, und der Hesse Böckel, der die 
„Antisemitische Volkspartei“ begründete, die Führung. Beide 


stritten sich untereinander, waren aber einig in den leidenschaft- 
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lichsten Angriffen auf das Judentum.. Böckel stiftete in Berlin 
den „Deutschen Antisemitenbund“ und feierte in dessen Namen 
„Antisemitische Volksfeste“, bei denen die Militärkapellen mit- 
wirkten, die bei Veranstaltungen der Freisinnigen, ja sogar bei 
Begräbnissen allgemein geehrter freisinniger Ehrenmänner nicht 
spielen durften. In Hessen rief Böckel gleichfalls einen „Anti- 
semitischen Volksverein* ins Leben, zu dessen Versammlungen 
ausländische Agitatoren, wie Schönerer in Wien, eingeladen 
wurden. Diese volkstümlichen Antisemiten waren viel: folge- 
richtiger als die Regierungen: denn sie huldigten dem Dogma 
des Rassengegensatzes, erklärten deshalb, keinen Unterschied 
zwischen getauften und ungetauften Juden anzuerkennen, und 
schlossen auch erstere von ihren Vereinen aus. Dass Böckel und 
Liebermann von Sonnenberg im Februar 1887 mit Stöcker als 
einzige Antisemiten in den Reichstag gewählt wurden, unter- 
stützte sie bedeutend in ihrem Kampfe. So wurde der während 
mehrerer Jahre erloschene „Radau-Antisemitismus* kräftiglich 
erneuert. Eine grosse Anzahl von Zeitungen, Witzblättern, 
Korrespondenzen, Karrikaturen erschien, die in Verhöhnung und 
Verleumdung der Juden Unerhörtes leisteten, von Polizei und 
Gericht durchaus geschützt. Es wurde schlimmer als vor 1884. 

Stöcker war durch den Mitbewerb der „wilden“ Anti- 
semiten nicht wenig erzümt. Aber auch sein Gestirn war 
wieder im Aufsteigen. Der zukünftige Kronerbe, Prinz Wilhelm, 
dessen Thronbesteigung durch die schwere Erkrankung seines 
Vaters, des Kronprinzen Friedrich Wilhelm, bedeutend näher 
gerückt war, veranstaltete bei dem frommen Generalstabschef 
Grafen Waldersee am 28. November 1887 eine Versammlung, 
an der hohe Beamte, angesehene Geistliche und Abgeordnete 
— auch aus der nationalliberalen Partei — teilnahmen, und in 
der er zur Unterstützung der religiösen Bestrebungen der unter 
der Leitung Stöckers stehenden Stadtmission aufforderte. Einen 
eigentlich politischen Charakter trug die Versammlung nicht, 
noch weniger einen speziell antisemitischen, aber sie musste doch 
das Ansehen und den Einfluss Stöckers bedeutend stärken und 
schien ein scharfes Licht auf die nächste Zukunft zu werfen. Der 
Hofprediger begann sofort wieder Versammlungen abzuhalten, in 
denen er einerseits Böckel bekämpfte, anderseits aber triumphierend 
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ausrief: „Der Antisemitismus ist im Vorschreiten begriffen“, und 
„die Juden zittern vor mir“ — letzteres eine lächerliche Be- 
hauptung, die jedoch von dem neu erwachten Selbstvertrauen 
des „Gottesstreiters“ Zeugnis ablegt. 

Nur neunundneunzig Tage, vom März bis zum Juni 1888, 
dauerte die Herrschaft des schwer kranken Kaisers Friedrich II. 
Alle seine öffentlichen Kundgebungen trugen den Stempel seines 
hohen und freien Geistes, seiner unparteiischen Güte für seine 
Untertanen aller Bekenntnisse. Trotz des Widerstandes des 
Fürsten Bismarck beseitigte er den Hort der Reaktion und des 
Stöckertums, den Minister von Puttkamer; seine Absicht, Stöcker 
selbst vom Hofpredigeramte zu entfernen, scheiterte an dem 
offenen Widerstreben des Reichskanzlers. Wenigstens durfte 
jener nicht vor dem Kaiser amtieren. Die „königstreuen* 
Antisemiten demonstrierten deshalb gegen den kranken Herrscher 
in Versammlungen, wo Beamten- und Studententum reichlich 
vertreten war. In gröberer Weise tat das Gleiche der Böckelsche 
Antisemitenbund. Flugschriften, die auf den Strassen unbehindert 
verbreitet werden durften, wiesen auf den künftigen Kaiser 
Wilhelm II. als eine Geissel der Juden hin, und solches ver- 
kündeten auch die antisemitischen Blätter. Sie erhofften von 
der neuen Herrschaft das goldene Zeitalter des Hasses und 
der Verfolgung. 

Sie wurden darin freilich enttäuscht. Der junge Kaiser 
begann seine Regierung, indem er „allen Religionsbekenntnissen“ 
seinen königlichen Schutz verhiess. Eine Erklärung und Be- 
kräftigung dieser Zusage wurde bald durch einen persönlichen 
Vertrauten Wilhelms II., den freikonservativen Grafen Douglas, 
gegeben, der in einer Rede an seine Wähler darlegte, wie der 
Kaiser nur die religiösen und humanitären Bestrebungen Stöckers 
begünstige, sonst aber dessen extremen politischen und kon- 
fessionellen Anschauungen keineswegs beipflichte und am wenigsten 
den Antisemitismus billige. Er sei vielmehr der Meinung, dass 
die Preussen jüdischen Glaubens ebenso gut seine Untertanen 
seien, wie die christlicher Religion. 

Diese Kundgebung von massgebender Stelle brachte einen 
grossen Eindruck hervor. Die Konservativen verziehteten, trotz 
„Kreuzzeitung“ und „Grenzboten“, als offizielle Partei auf 
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die Forderung der gesetzgeberischen Beseitigung der Gleich- 
berechtigung der Juden — es genügte ihnen, sie tatsächlich 
unberücksichtigt zu lassen und durch stete Schmähungen die 
Juden weit und breit verhasst zu machen. Der Kunstgriff war 
und blieb, diese als Angreifer, als Feinde des Christentums und 
des deutschen Wesens hinzustellen, deren kecke Offensive ab- 
zuwehren jeder echte Deutsche und Christ in seinem Gewissen 
verpflichtet sei. Das ganze öffentliche und private Leben wurde 
von Grund aus vergiftet. Die Aera der Duelle zwischen ge- 
kränkten Juden und ihren Beleidigern eröffnete sich von neuem. 

Das war die Lage der Israeliten in Deutschland bei dem 
Regierungsantritte Kaiser Wilhelms II. Der Monarch unparteiisch, 
aber im Herzen den Pietisten geneigt. Die Gefahr einer gesetz- 
geberischen Beeinträchtigung der Juden beseitigt; aber im ganzen 
das christliche Volk durch die unablässige Hetzarbeit gegen die 
Juden im hohen Masse eingenommen. Die höheren und mass- 
gebenden Klassen, im Namen des Nationalismus, diesen feindlich. 
Der Eintritt der Juden in Staatsämter erschwert, zum Teile un- 
möglich gemacht. Daneben ein roher Radau-Antisemitismus in 
Wort und Schrift, der dem ganzen Judentum und jedem seiner 
Bekenner die schwersten Kränkungen zufügte, dem einzelnen oft 
die Existenz unerträglich, ja durch geschäftlichen und gesell- 
schaftlichen Boykott unmöglich machte. Die kleine jüdische 
Minderheit war von dem sozialen Leben des deutschen Volkes 
so gut wie völlig ausgeschlossen — für sie immerhin ein schwerer 
Verlust! 

Einige Zeit lang blieb der radikale Antisemitismus nach 
seiner Verleugnung durch den Herrscher still. Ja, die offiziöse 
„Norddeutsche Allgemeine Zeitung“ wandte sich im Beginn des 
Jahres 1889 sogar gegen Stöcker, und endlich wurde dieser von 
dem evangelischen Ober-Kirchenrat vor die Wahl gestellt, ob er 
das Hofprediger-Amt aufgeben oder auf seine demagogischen 
. Hetzereien, die dessen unwürdig seien, verzichten wolle. Er 
wählte das letztere und zog sich von der Agitation zurück. Sein 
Genosse im Streit, Dr. Förster, wurde seiner Stellung als Lehrer 
tatsächlich enthoben und wanderte grollend nach dem süd- 
amerikanischen Staate Paraguay aus, um dort der deutschen 
Kolonisation zu dienen. Anderseits machte es allerorten einen 
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vortreffliehen Eindruck, als der „Deutsch-israelitische Gemeinde- 
bund“ als der Vertreter aller deutschen Juden in deren Namen 
„Grundsätze der jüdischen Sittenlehre“ veröffentlichte, die aber- 
mals den hohen und unantastbaren Wert der israelitischen Moral 
überzeugend für jeden Unbefangenen darlegten. 

Allein es waren zu viele Unruhige und Ehrgeizige an der 
Fortdauer der „Bewegung“ intesessiert, als dass diese lange hätte 
feiern dürfen. Im Juni 1889 eröffneten „Germania“ und „Kreuz- 
zeitung“ im schönen Vereine einen neuen Feldzug gegen die 
angebliche Weltherrschaft der Juden. Die radikalen Antisemiten 
schlossen auf ihrem Kongresse in Bochum, am 11. Juni 1889, 
im Gegensatze zu Stöckers Christlich-Sozialen, sich in der um- 
fassenden Deutsch-sozialen Partei zusammen: Rassen- gegen 
konfessionellen Antisemitismus. Ihr Programm rief zum Kampfe 
gegen die „Judengefahr“ auf; die Juden sollten sämtlicher 
staatlicher und kommunaler Ehrenrechte und Ämter beraubt und 
vom Heere ausgeschlossen werden. Man wollte also nicht nur 
hinter die Verfassung, sondern auch hinter das Gesetz von 1812 
wieder zurückziehen. Ganz auf dem linken Flügel standen 
Böckel und sein damaliger Genosse Liebermann von Sonnenberg. 
Sie wollten weder das Christentum noch soziale Fragen mit dem 
Antisemitismus verbinden, der ihnen der alleinige Zweck war; 
und so nannten sie sich die „reinen Antisemiten“. 

Selbst die Jugend sollte durch diese wüsten Hetzereien 
befleckt werden. Die Vorsteherinnen mehrerer höherer Privat- 
Töchterschulen in Berlin verweigerten die Aufnahme jüdischer 
Schülerinnen; und als die städtische Schuldeputation sie zur Rück- 
nahme dieser Anordnung zwingen wollte, fanden sie Halt und 
Stütze bei dem königlichen Provinzialschulkollegium. 

Und doch konnte der politische Antisemitismus nicht solche 
Erfolge erringen, wie der soziale. Bei den Stadtverordneten- 
wahlen in Berlin, im November 1889, unterlag er von neuem, 
trotz der Unterstützung, die ihm nicht nur die Konservativen, 
sondern, aus Hass gegen die Fortschrittspartei, auch die National- 
liberalen gewährten. Und nicht besser schnitt er bei den im 
Beginne des Jahres 1890 stattfindenden Reichstagswahlen ab. 

Die vier Antisemiten, die bei diesen allein aus der Urne 
hervorgingen, kamen aus dem Grossherzogtum und der Provinz 
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Hessen. Hier hatte die antisemitische Gesinnung sich besonders 
stark unter der ländlichen Bevölkerung verbreitet, und zwar 
aus allgemeinen ökonomischen Gründen. Die Juden waren dort 
bis zum Jahre 1866 in sehr gedrückter Lage gewesen und hatten 
sich vornehmlich dem Vieh- und Kleinhandel auf dem flachen 
Lande widmen müssen. Der ländliche Kleinbesitz war aber 
durch die Zeitverhältnisse sehr in Rückgang gekommen und 
dadurch den Juden stark verschuldet. Begreiflicher Weier, 
wenn auch fälschlieh, schob man deshalb das Missliche des 
Umstände den Juden in die Schuhe, indem man Ursache und 
Wirkung verwechselte. Denn immer sollen einzelne an den 
grossen Übeln schuld sein. Es half wenig, dass der aufrichtig 
liberal gesinnte, durchaus aufgeklärte Grossherzog Ludwig IV. 
von Hessen, auf die Klagen einer Deputation aus den wichtigeren 
jüdischen Gemeinden seines Landes, am 29. Oktober 1890 eine 
Kundgebung erliess, in der er seine ernstliche Missbilligung und 
sein Bedauern aussprach wegen der „gehässigen, von aussen 
hineingetragenen Anfeindungen seiner israelitischen Untertanen“. 
Er konnte damit nicht einmal seine eigenen Minister beeinflussen, 
die dem Antisemitismus damit huldigten, dass sie die Juden von 
allen Staatsämtern ausschlossen. 

Seit der zweiten Hälfte des Jahres 1890 lebten. die anti- 
semitischen Angriffe auf Judentum und Juden mit erneuter 
Heftigkeit auf. Gerade der Mangel an dauernden politischen 
Erfolgen liess die Hetzer die Arbeit auf das soziale und wirt- 
schaftliche Gebiet übertragen. Indem man hier die Stellung der 
Juden untergrub, Geringschätzung und Hass gegen sie immer 
mehr steigerte und verbreitete, konnte man auch auf politischem 
Boden für die Zukunft bessere Ergebnisse erhoffen. Denn wenn 
erst der Gesinnungsantisemitismus allgemein und gewissermassen 
selbstverständlich geworden, mussten solche den Antisemiten von 
selbst in den Schoss fallen. Die Rechnung war richtig, wie sich 
das ja später in ziemlichem Umfange bewährt hat, durch das 
Anwachsen der antisemitischen Fraktion im Reichstage. 

Stöcker musste Ende 1890, auf den persönlichen Entschluss 
Kaiser Wilhelms II. hin, doch seine Entlassung als Hofprediger 
nehmen, allerdings nicht wegen seines Antisemitismus, sondern 
wegen seines anmassenden Auftretens gegenüber der kaiserlichen 


Deutschland. 41 


Familie. Der Verpfliehtung durch das Amt ledig, trat er wieder 
in die Agitation ein, mit um so grösserem Erfolg, als ihn jetzt 
die Aureole des Märtyrers umgab. Und neben ee erschien der 
echte, schmutzige Demagoge auf der Wahlstatt: der Berliner 
Scehulrektor Ahlwardt. Aus trübseliger materieller Lage suchte 
er Rettung im Antisemitismus der gröbsten Art, von dem er 
klingenden Lohn erwartete. Er veröffentlichte ein überaus 
heftiges und unwahres Buch: „Der Verzweiflungskampf der 
Arier mit dem Judentum“, das eben wegen seiner unreinen 
Leidenschaftlichkeit die weiteste Verbreitung fand. Als Ahlwardt 
wegen Untreue im Amte einer Disziplinaruntersuchung verfiel, 
die seine Entlassung zur Folge hatte, wurde er von seinen An- 
hängern — gerade wie Stöcker — als Märtyrer gefeiert. Seine 
Kampfesweise fand zahlreiche Nachfolger. In jeder Art, durch 
Flugsehriften, die in den Strassen ausgerufen wurden, durch die 
an Gebäuden und FEisenbahnwagen angeklebten Zettel und 
Marken, durch Anschläge an den Littfasssäulen ward Hohn und 
Hass gegen die Juden gepredigt, die sich allerorten beleidigt 
und gekränkt sahen. Unaufhörlich rief man antisemitische Volks- 
versammlungen zusammen, bei denen Tausende, des Skandals 
froh, gern Eintrittsgelder zugunsten der Veranstalter zahlten. 
Die Verurteilung einiger der ärgsten Schimpfer zu Geldstrafen 
blieb bei der hohen Einträglichkeit des Geschäftes wirkungslos. 
In Thüringen trat ein eigener Antisemitenbund ins Leben, der 
die im Grunde gutmütige und freidenkende Bevölkerung tief 
durehseuchte. Auch nach der Provinz Hannover, nach Hamburg, 
Stuttgart und vielen andern Orten wurde diese mit den niedrigsten 
Mitteln arbeitende Agitation verpflanzt. Böckel und Liebermann 
von Sonnenberg, die in den Reichstag gewählt wurden, brachten 
sie auch in diese hohe Körperschaft; freilich hatte ihr rohes 
Poltern hier keınen Erfolg, aber sie wirkten dadurch auf Hundert- 
tausende von Lesern. Die Antisemiten behandelten Judentum 
und Juden, als ob diese vogelfrei seien, denn sie meinten Gerichte 
und Polizei auf ihrer Seite zu haben. Der damals veröffentlichte 
„Antisemiten-Katechismus“, der in zahlreichen Auflagen erschien, 
lehrte solche Kampfesweise ganz ohne Scheu. 

Der sittliche Unwert dieser Hetzer wurde durch die ent- 
ehrenden gerichtlichen Verurteilungen gekennzeichnet, denen 
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überaus viele von ihnen wegen gemeiner und ehrenrühriger 
Verbrechen verfielen, aber das Gift, das sie ausgestreut, ging 
nichts desto weniger im Gemüte des Volkes auf. Es war ver- 
gebens, dass die gerichtlichen Verhandlungen nachwiesen, dass 
die meisten und rührigsten der Antisemiten-Häuptlinge ver- 
brecherische Naturen waren, die von Ehrgeiz, und noch 
mehr, von Gewinnsucht beseelt ihr Handwerk trieben. Man 
pries sie noch als edle Dulder für die nationale Sache, wie 
Karl Paasch, der gegen einen deutschen Gesandten und die 
höchsten Beamten des Auswärtigen Amtes als von den Juden 
bestochen die schamlosesten Verleumdungen aussprach und des- 
halb angeklagt wurde, aber endlich als wahnsinnig und deshalb 
unverantwortlich der Strafe entging. Es war auch vergebens, 
dass man den Antisemiten nachwies, dass die von ihnen ge- 
brachten angeblichen „Aktenstücke“, die die Verschwörung der 
Juden gegen die Christenheit beweisen sollten, gefälscht oder 
ganz erlogen waren; dass die Antisemiten gewohnheitsmässig 
christliche Lumpen und Verbrecher kurzweg zu „Juden“ 
stempelten — das blieb alles unbeachtet. 

Die neue Hochflut des Antisemitismus trug Spaltung und 
Hass in alle Kreise. Es bildeten sich „nationale“ Turnvereine, 
die ausser den ‘Juden auch die „Judensprösslinge“, d. h. die 
getauften Juden und deren Nachkommen, ausschlossen. Die 
Studentenschaft an der Technischen Hochschule in Charlottenburg 
verlangte von dem Rektor Reulaux und, als dieser sie kurzer- 
hand abwies, von dem Kultusminister die Zurückweisung aller 
auswärtigen jüdischen Studierenden — freilich hatten sie damit 
auch bei dem Minister kein Glück. Der „Verein deutscher 
Studenten“ in Berlin war schamlos genug, gegen die Feier des 
siebzigsten Geburtstages des weltberühmten Gelehrten Rudolf 
Virchow zu agitieren, wegen seines Freisinns und seiner gerechten 
Haltung auch den Juden gegenüber. 

Das Schlimmste war, dass die Ansisemiten tatsächlich auf 
die Zustimmung vieler staatlichen Behörden zählen konnten. 
Der Präsident des Oberlandesgerichts der Provinz Schlesien in 
Breslau erliess im Mai 1891 an die Landgerichtspräsidenten seines 
Bezirkes eine Verfügung: Es habe sich gezeigt, dass in wieder- 
holten Fällen Geschworene israelitischen Bekenntnisses nicht 
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diejenige Entschlossenheit und Festigkeit bei Ausübung des 
Geschworenenamtes gezeigt hätten, die zu verlangen sei. Im 
Interesse der Justizverwaltung und der Rechtspflege sei darauf 
Bedacht zu nehmen, ungeeignete jüdische Elemente von dem 
Hineingelangen in die Geschworenenliste auszuschliessen, selbst- 
verständlich ohne grundsätzliche Zurückweisung der Israeliten. 

Diese letztere Klausel war offenbar nur eine formale Vor- 
beugung vor dem Gesetze; im Grunde bedeutete der Erlass die 
völlige Beseitigung der schlesischen Israeliten aus dem Ge- 
schworenendienste. Die Verfügung war dabei völlig gegenstandslos, 
da die Beratung und Abstimmung derGeschworenen geheim ist, man 
also von der speziellen Haltung jüdischer Geschworenen gar nichts 
wissen kann. Aus diesen Gründen sprach der preussische Justiz- 
minister amtlich seine Missbilligung des Erlasses aus. Allein die 
richterlichen Organe Schlesiens, deren Beförderung von dem Ober- 
landesgerichtspräsidenten abhängt, wussten doch, in welcher Weise 
sie zu verfahren hätten, um dessen Gunst nicht einzubüssen; 
und überhaupt, dessen amtliche Verunglimpfung der jüdischen 
Geschworenen musste bei der ohnehin herrschenden Stimmung 
den verderblichsten Eindruck hervorbringen. An vielen Orten 
in Norddeutschland kam kein Jude mehr auf die Geschworenen- 
oder auch nur die Schöffenliste. 

Die Lehren der antisemitischen Führer, man müsse das 
Vermögen der Juden konfiszieren, „natürlich auf gesetzlichem 
Wege“, wie sie zur Deckung ihrer strafrechtlichen Verantwortlich- 
keit hinzusetzten, fielen bei gewaltsamen Naturen auf frucht- 
baren Boden. In Berlin selbst durchraste im Februar 1889 eine 
Rotte von 4-—-5000 Burschen unter Führung eines „Arbeiters“ 
Rohde die Strassen des Südostens, um mit dem Ruf „Juden raus“ 
Geschäftslokale zu verwüsten und zu plündern. Gerichtlich 
wurde dann dieZugehörigkeit dieser Verbrecher zur antisemitischen 
Partei nachgewiesen. 

Vielfach mussten die Lehrer erst amtlich ermahnt werden, 
nicht in der Schule den Kindern den Antisemitismus einzuprägen — 
welche Bildner der Jugend! 

Bei den preussischen Abgeordnetenwahlen, die ja mit 
öffentlicher Abstimmung vorgenommen werden und deshalb zu 
kontrollieren sind, stellte es sich heraus, dass die Beamten aller 
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Klassen, von den höchsten bis zu den untersten, sowie die 
pensionierten Offiziere — die aktiven besitzen kein Wahlrecht — 
zum ganz überwiegenden Teile für die Antisemiten stimmten. 
Man wird nicht fehlgehen, diese Haltung von Elementen, deren 
pekuniäre Lage meist ihren gesellschaftlichen Ansprüchen dureh- 
aus nicht angemessen war, in erster Linie dem Neid gegen den ver- 
meintlichen Reichtum der jüdischen Geschäftsleute zuzuschreiben. 

Allen diesen traurigen Erscheinungen gegenüber machte 
sich denn doch in zahlreichen Kreisen der deutschen Höchst- 
gebildeten der alte Idealismus, die alte bürgerliche Freiheits- 
liebe geltend, verbunden mit dem Ekel vor den greulichen Ent- 
artungen der antisemitischen Demagogie. Sie wollten deren 
Bekämpfung nicht allein der Sozialdemokratie überlassen. Im 
Januar 1891 erschien, von fünfhundert der führenden Männer in 
Wissenschaft, Verwaltung, Politik, Industrie und Handel unter- 
zeichnet ein Aufruf zur Bildung eines Vereins zur Abwehr des 
Antisemitismus. Bald traten ihm in allen Teilen Deutschlands 
zahlreiche hervorragende Mitglieder sämtlicher Berufsklassen und 
Parteien — auch der konservativen — bei, so dass er schon 
nach einem Jahre deren zwölftausend zählte. Der berühmte 
Staatsrechtslehrer Rudolf von Gneist wurde sein Vorsitzender. 
Und es blieb nicht bloss bei papiernen Demonstrationen. In 
Berlin und in Frankfurt am Main errichtete er Bureaus, die 
zahlreiche Flugschriften herausgaben und gewandte Redner aus- 
sandten, die durch Auftreten in öffentlichen Versammlungen der 
antisemitischen Agitation wirksam entgegenarbeiteten. Diese 
Abwehrbewegung zog immer weitere Kreise. Ein so hoch- 
angesehener Rechtslehrer, wie Geheimer Justizrat Professor Berner 
in Berlin, trat in einem Vortrage „Christentum und Judentum 
und ihre Zukunft“ mit warmer Anerkennung für den hohen 
philosophischen und ethischen Wert des Judentums ein, das als 
einziger Verkünder des reinen Monotheismus noch bis zu dessen 
endlichem Siege in der Menschheit fortdauern müsse. Der edle 
religiös-ethische Schwärmer Oberst von Egidy verfocht in zahl- 
reichen und gut besuchten Versammlungen eifrigst und beredt 
die Sache der Menschlichkeit und Glaubensfreiheit. Solche Hilfe 
von berufenen und hochgeachteten Männern tröstete einigermassen 
die schwer gekränkten Juden und flösste ihnen neuen Mut ein, 
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während sie wenigstens in den Kreisen der gebildeten Christen 
dem Einfluss der Antisemiten ein Gegengewicht bereitete. 
Allein da trat ein Zwischenfall ein, der, von den Antisemiten- 
führern mit gewohnter Gewissenlosigkeit ausgebeutet, die Leiden- 
schaften zumal in den unteren Volksklassen gewaltig erregte. 
Das Märchen vom Ritualmord, das seit einigen Jahren 
in Ungarn und Böhmen viel Unheil angerichtet und besonders 
in dem Falle von Tisza-Esslar die beklagenswertesten Folgen 
gezeitigt hatte, wurde auch nach dem angeblich mit seiner 
Volksbildung an der Spitze Europas marschierenden Deutschland 
übertragen. Auch hier hielt man es für möglich, dass die Juden 
oder doch eine fanatische Sekte unter ihnen christliche Kinder 
töteten, um deren Blut zu religiösen Opfern zu geniessen. Am 
streng katholischen Unterrhein, in Xanten, wurde am 29. Juni 
1891 die Leiche eines fünfjährigen Knaben gefunden, dem der 
Hals völlig durchschnitten war. Sofort klagten die Antisemiten 
die Juden des „Schächteschnittes“, des Ritualmords an dem 
Knaben an; als Täter wurde besonders der Schächter Adolf 
Buschoff bezeichnet, obwohl er sich bisher des besten Leumundes 
erfreut hatte. Man musste eben einen Juden finden, und da 
hatte man ihn — so gross ist die Macht der Suggestion in den 
Massen! Das Geschrei gegen Buschoff wurde so laut und so 
allgemein, dass die Behörden sich davon beeinflussen liessen und 
ihn sowie seine Angehörigen im Oktober 1891 in Untersuchungs- 
haft nahmen. Es konnte ihnen indes nicht das mindeste nach- 
gewiesen werden, und deshalb erfolgte gegen J ahresschluss ihre Ent- 
lassung. Diese Enttäuschung flösste den Antisemiten die grösste 
Wut ein; sie wollten sich das Opfer, das ihren Anklagen gegen die 
Juden einen so starken Boden verleihen sollte, nicht entgehen lassen 
und entfesselten eine wilde Agitation, in der sie die richterlichen und 
Verwaltungsbehörden beschuldigten, sich bei der Leitung des 
Verfahrens jüdischem Einflusse gebeugt zu haben. Ja, ihre Ver- 
treter im Abgeordnetenhaus formulierten dort diese Bezichtigung. 
am 7. Februar 1892 in einer Interpellation, und Stöcker war 
schamlos genug, sie offen gegen Juden, Judentum und Richter- 
stand auszusprechen. Justizminister von Schelling und der 
Minister des Innern Herrfurth nahmen selbstverständlich die 
Unparteilichkeit und Pflichttreue der ihnen unterstellten Beamten 
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in Schutz. Aber der Eindruck der antisemitischen Beschuldigungen 
war doch so gross und allgemein, dass Buschoff alsbald von 
neuem verhaftet und dem Schwurgerichte überwiesen wurde. 
Elf Tage dauerten vor diesem die Verhandlungen, vom 4. bis 
zum 14. Juli 1892. Es stellte sich im klaren Lichte der 
Öffentlickeit heraus, dass alle Anklagen gegen den Schächter 
auf leerem Geschwätze beruhten und mit den erwiesenen Tatsachen 
in unversöhnlichem Widerspruche standen. Die Medizinalbehörden 
sagten einstimmig aus, dass von Blutentziehung und also von 
Ritualmord bei dem getöteten Knaben nicht die Rede sein, dass 
ferner die Tat nicht von einem gelernten Schächter vollzogen 
sein könne. Der gelehrte Strassburger Orientalist Nöldeke be- 
zeugte, dass im Talmud vom Ritualmord nicht das Mindeste 
enthalten sei. Der Staatsanwalt selber beantragte also die Frei- 
sprechung Buschoffs, die von den Geschworenen einstimmig aus- 
gesprochen wurde. Selbstverständlich fügten die Antisemiten 
sich diesem Urteile nicht, und sie konnten ihre lügnerischen 
Behauptungen um so eher erneuern, als durch die von ihnen 
angegebene falsche Fährte die Spuren des wahren Täters längst 
verwischt waren und der Mörder nie entdeckt worden ist. 
Buschoff und viele andere Israeliten mussten vor der erregten 
Stimmung der Xantener Bevölkerung aus der Stadt weichen. 
Noch viele Monate lang dauerte infolge dieses Prozesses die 
antisemitische Erregung am Niederrhein, bis der Weihbischof von 
Köln, Dr. Fischer, dort gegen die Unduldsamkeit und die 
falschen Anklagen in ebenso schöner wie wirksamer Weise 
predigte und damit die katholische Geistlichkeit wider das anti- 
semitische Lügengewebein Bewegung brachte. Seitdem verschwand 
der Spuk binnen kurzem. Ein wissenschaftliches Nachwort gab 
der Berliner Theologie-Professor Hermann Strack in seinem Buche 
„Der Blutaberglaube bei Christen und Juden“ (1891), das die 
Entstehung dieser Lüge, die sich zuerst gegen die Christen 
wandte, von Beginn an schilderte. 

Die Keckheit, mit der die Antisemiten bei Gelegenheit der 
Xantener Vorfälle wieder die Volksleidenschaften aufgestachelt 
und unmittelbar die königlichen Behörden angegriffen hatten, 
zwang endlich die preussische Regierung, offen mit jenen zu 
brechen. Die Norddeutsche Allgemeine Zeitung beschuldigte am 
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17. April 1892 den Antisemitismus als unkonservativ im höchsten 
Grade, als demagogisch und noch weniger berechtigt denn selbst 
die Sozialdemokratie. Das war freilich der schlimmste Vorwurf, 
den ein offiziöses preussisches Blatt einer Partei machen konnte. 
— Zur selben Zeit sprach sich auch der Herzog von Anhalt miss- 
billigend über diese Richtung aus; eine antisemitische Volks- 
versammlung wurde in Dessau polizeilich verboten. 

Nur eine deutsche Regierung blieb noch dem Antisemitismus 
freundlich: die königlich sächsische. Ein Kammerherr, v. Friesen, 
hatte sich in ihrem Lande längst zum Vorkämpfer der staats- 
bürgerlichen Entrechtung der Juden gemacht. Die offiziöse 
„Leipziger Zeitung“ stiess in dasselbe Horn, wie dieser Hof- 
würdenträger. Als die Regierung hierüber in der sächsischen 
Abgeordnetenkammer interpelliert wurde, gab Staatsminister 
von Metzsch eine sehr gewundene Antwort, die, mit einigen 
Einschränkungen, auf eine Anerkennung des Antisemitismus 
hinauslief. 

Allein sonst war offener Krieg zwischen diesem und den 
Regierungen. Der wüsteste der antisemitischen Propheten, Ahl- 
wardt, veröffentlichte eine Broschüre „Judenflinten“, in der er 
die Löwesche Fabrik beschuldigte, mit Konnivenz des Kriegs- 
ministeriums dem preussischen Heere minderwertige Gewehre zu 
liefern. Die Behauptung war durchaus unwahr. Der Präses der 
königlichen Gewehrablieferungskommission erklärte: „Die von 
der Löweschen Fabrik gelieferten Gewehre haben in jeder 
Beziehung den an sie gestellten Anforderungen entsprochen. 
Unter den 425000 Löweschen Gewehren ist nur bei einem 
einzigen der Lauf gesprungen.“ Eie Verleumdungen hatte Ahl- 
wardt aus den Aussagen dreier wegen gemeiner Verbrechen aus 
der Löweschen Fabrik entfernter Arbeiter Gans, Strack und 
Scherf geschöpft. Aber das alles verschlug ihm und seinen 
Freunden nichts. Die „Judenflinten“ sowie andere Schandschriften 
ähnlichen Inhalts wurden öffentlich, ohne dass die Polizei ein- 
schritt, in den Strassen der grossen Städte ausgerufen und feil- 
geboten. Allein die Regierung konnte die immer schamloseren 
Angriffe der Antisemiten auf ihre eigene Unbescholtenheit nicht 
länger dulden. Auf eine Vorstellung des Vorstandes der jüdischen 
Gemeinde in Berlin gegen diese öffentlichen Verunglimpfungen 
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versprach ihm Minister Herrfurth den Schutz der Regierung inner- 
halb der gesetzlichen Grenzen und verbot die öffentliche An- 
preisung der antisemitischen Schmutzliteratur. Der Berliner 
Magistrat untersagte die antisemitischen Plakate an den Littfass- 
säulen. Die „Judenflinten* wurden, nachdem sie freilich in 
vielen Tausenden von Exemplaren verbreitet waren, im Mai 1892 
mit Beschlag belegt, gegen Ahlwardt ein Verleumdungsprozess 
begonnen und er selber verhaftet. Er ist dann zu fünf Monaten 
Gefängnis verurteilt worden. Das offizielle Organ der konser- 
vativen Partei, die „Konservative Korrespondenz“, musste sich 
zu einer Absage an die demagogische Antisemitische Volkspartei 
entschliessen. Selbst Stöcker erklärte sich in einer Versammlung 
am 21. Oktober 1892 in der Berliner „Tonhalle“ gegen den 
lauten Radau-Antisemitismus. Im Reichstage erweckten die 
ehrenrührerischen Anklagen Ahlwardts gegen Behörden und 
hochangesehene Abgeordnete — Beschuldigungen, die er in 
keiner Weise zu beweisen vermochte — einen Sturm des Un- 
willens bei allen Parteien, auch bei den Konservativen, und der 
„Rektor aller Deutschen“ wurde von den verschiedensten Seiten 
für einen jämmerlichen Verleumder erklärt, der der schlimmsten 
Niedertracht überführt sei. Noch niemals war im hohen Hause 
ein Mitglied so einstimmig und vollständig gerichtet worden. 
Aber die Verwilderung war bereits so weit gediehen, dass 
Regierung, Parlament, Magistrate, Gerichte, Parteivorstände ihr 
nicht mehr Halt gebieten konnten. Zu lange hatte man ihr 
Vorschub geleistet. Ahlwardt ward durch seine Verurteilung 
nur um so volkstümlicher, zählte nur um so fanatischere An- 
hänger. Der wüste Krieg gegen die Juden tobte überall in 
Norddeutschland, bedrohte deren Ehre und soziale Stellung und 
sogar, zumal in den kleineren Städten, ihre materielle Existenz. 
Dergleichen war seit den Hepp-Hepp-Krawallen siebzig Jahre 
früher nicht dagewesen. In der Weihnachtszeit 1892 wurden 
allerorten Zettel verteilt und Marken angeheftet mit der Inschrift: 
„Kauft nicht bei Juden!“ Die persönliche Verhöhnung und 
Misshandlung einzelner Juden durch antisemitische Raufbolde, 
unter denen sich oft auch sogenannte Gebildete befanden, war 
an der Tagesordnung. Ebenso die Ausschliessung von Israeliten 
aus geselligen und sportlichen Vereinen, ja von öffentlichen und 
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privaten Anstellungen. Viele Badeorte, besonders an der Ost- 
und Nordsee, wiesen den Besuch jüdischer Gäste geradezu zurück. 
Selbst vor der Majestät und dem Schmerze des Todes machte 
der Antisemitismus nicht halt: jüdische Leichenbegängnisse 
wurden verspottet, jüdische Friedhöfe von Bubenhand geschändet. 
Jüdische Häuser wurden mit Unflat beschmutzt, schmutzige 
Postkarten — natürlich anonym — an Juden abgesandt. Die 
Sehaufenster vieler Buchhandlungen und Papierläden strotzten 
von Karrikaturen und Schmähschriften auf die Juden. Kurz, 
diese schienen von der schmutzigen Flut erstickt werden zu 
sollen. Die warnende Stimme Gustav Freytags, dieses echt 
deutschen Dichters und Schriftstellers, der im Mai 1893 den 
Antisemitismus als „eine Erkrankung des deutschen Volks- 
gemütes“ bezeichnete, verhallte ungehört. 

Es stellte sich auch bald heraus, wie wenig aufrichtig die 
Absage der Konservativen an die Antisemiten gewesen war. 
Bei den im Herbst 1892 stattfindenden Reichstagswahlen ver- 
warf das Programm jener Partei nur die „Ausschreitungen“ des 
Antisemitismus, nicht aber seine Grundsätze; und die Wahl des 
pöbelhaften, gerichtlich wegen Verleumdung des Kriegs- 
ministeriums verurteilten Ahlwardt in dem brandenburgischen 
Bezirke Arnswalde-Friedeberg kam nur mit Hilfe der Konser- 
vativen zustande. So heuchlerisch war deren Absage auch 
nur an die „Ausschreitungen“ des Antisemitismus! Vergebens 
tadelte der Reichskanzler von Caprivi am 11. Dezember 1892 
im Reichstage auf das schärfste den Antisemitismus und dessen 
konservative Helfer: „Es ist mir unmöglich zu verstehen, wie 
patriotische Männer solehe Dinge mitmachen.“ Die „Kreuzzeitung“ 
bestritt kühl den Standpunkt des leitenden Staatsmanns und 
forderte grundsätzlich die Rücknahme der Gleichstellung der 
Juden. Mit grosser Bestimmtheit ging der konservative Partei- 
tag des folgenden Jahres in das antisemitische Lager über, indem 
er selbst die Verwerfung der „Ausschreitungen“, auf Antrag des 
Rechtsanwalts Klasing aus Bielefeld, mit allen gegen sieben 
Stimmen ablehnte. Die Konservativen liehen dementsprechend 
im Reichs- und Landtage der an Zahl zu schwachen antise- 
mitischen Fraktion die notwendige Unterstützung, damit diese 
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bringe, von wo sie im ganzen Reiche gehört wurde und ihre 
Lügen und Verleumdungen ohne Furcht vor dem Strafrichter 
verbreiten durfte. 

Es soll nicht vergessen werden, dass die sogenannten 
Konservativen Preussens sich hier zu Mitschuldigen wüster Pöbel- 
exzesse machten und in dem Kampf der Barbarei gegen Duldung 
und Aufklärung für die Barbarei Partei ergriffen. Und dann 
klagten sie die Juden an, weildiese Gegner des Konservatismus seien! 

Ebenso verbündete dieser sich mit den Antisemiten bei den 
preussischen Landtagswahlen im Oktober 1893. Der Judenhass 
in Preussen war aber so weit gediehen, dass auch die „National- 
liberale Korrespondenz“ die wenigstens teilweise Berechtigung 
der antisemitischen Behauptungen anerkannte. In Sachsen waren 
die Amtsblätter die hauptsächlichsten Förderer des Antisemitismus. 
Die Gefahr wuchs unaufhörlich, nicht nur für die Gleich- 
berechtigung, die ja in Wahrheit nur mehr auf dem Papiere 
stand, sondern auch für das Dasein der Juden in Deutschland. 
Auf dem Norddeutschen Antisemitentage, der in Berlin am 
18. September 1893 von tausend Personen besucht war, forderte 
man den Staat auf, das jüdische Kapital einfach zu konfiszieren, 
da es ja nur aus Raub am deutschen Volke hervorgegangen sei. 

Der Sturm wehte immer heftiger durch das ganze Reich. 
Bei den Landtagswahlen in Sachsen erhielten die „Deutsch- 
Sozialen“ vier Sitze; bei denen in Hessen die Antisemiten drei. 
Es zeigte sich die betrübende Tatsache, dass bei Stichwahlen 
gegen die Sozialdemokratie nicht nur Nationalliberale, sondern 
auch die Fortschrittler dem Antisemiten ihre Stimme gaben. 
Selbst in dem liberalen Musterlande Baden hatten es die Anti- 
semiten bei den letztverflossenen Reichstagswahlen auf 7500 
Stimmen gebracht. 

Und die Juden selber, was taten sie zur Abwehr gegen die 
Beschimpfung ihrer Religion, die Verdächtigung ihrer Ehren- 
haftigkeit, die Bestreitung ihrer staatsbürgerlichen Rechts- 
gleichheit? 

Man darf es kühnlich sagen, die deutschen Juden haben 
sich als tapfere und feste Männer bewährt. Der Sturm bricht 
den schwachen Baum, den starken kräftigt er und macht ihn 
widerstandsfähiger. Das Judentum bewies hier abermals, dass es 
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ein lebenserfüllter, zäher Stamm war, wie es ein soleher durch 
die drei Jahrtausende gewesen. Wohl fielen schwache Herzen, 
unsittliche Gemüter, eitle oder gierige Streber von der bedrohten . 
Sache ab — allein die Masse der Juden hielt um so fester zu 
ihrer uralten Gemeinschaft, schaarte sich um so mutiger um das 
gefährdete Banner. Sogar Tausende von bisher Gleichgültigen 
und Lauen wurden sich ihrer Eigenschaft als Juden bewusst und 
traten mit Entschiedenheit, ja mit Begeisterung für Religion und 
Glaubensgenossenschaft in den Kampf. Der Antisemitismus hat 
zwar die Entwiekelung der religiösen Reform innerhalb der 
deutschen Judenheit zurückgedrängt, ist aber sonst — gegen 
seinen Willen — ein Element ihrer Wiederbelebung, Einigung 
und inneren Kräftigung geworden. 

Sie liess es nicht allein auf ihre Verteidigung durch 
christliche Freiheitsfreunde ankommen, sondern legte selber 
Hand ans Werk. Nachdem sich schon früher in Berlin ein mit 
bedeutenden Geldmitteln ausgestattetes jüdisches Abwehrkomitee 
gebildet hatte, das im Stillen gegen die Agitation der Antisemiten 
wirkte, wurde im Mai 1893 der „Zentralverein deutscher Staats- 
bürger jüdischen Glaubens“ begründet, der „durch Wort und 
Schrift, durch öffentliche Versammlungen und Vorträge den 
einzelnen mit den Waffen auszurüsten beabsichtigt, die ihn be- 
fähigen, den aufgedrungenen Kampf im Geiste der Wahrheit zu 
bestehen, damit an der Besserung nach innen und aussen alle 
mitarbeiten, die aus der Not der Zeit die Pflicht der Selbst- 
verteidigung erkannt haben — im Lichte der Öffentlichkeit“. 
Der „Zentralverein* hat seine Aufgaben wacker erfüllt, zumal 
nachdem — einige Jahre später — Rechtsanwalt Dr. Maximilian 
Horwitz seine Führung übernommen hatte. Ein Rechtsschutz- 
bureau wurde eingesetzt, eine Zeitschrift „Im deutschen Reich“ 
herausgegeben, die dem Zwecke des Vereins grosse Dienste 
leistete, eine erhebliche öffentliche Propaganda veranstaltet, die 
Zweigvereine in allen Teilen Deutschlands entstehen liess. Jedes 
einem Juden angetane Unrecht wurde den betreffenden Behörden 
vorgetragen, mit der Aufforderung um gesetzmässige Abstellung 
oder auch mit Verfolgung der Angelegenheit vor Gericht, nötigen- 
falls durch alle Instanzen. Damit erhielt die antisemitische 
Keckheit allmählich eine recht empfindliche Abdämpfung. 

DF 
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Mit rein geistigen Waffen kämpften die jüdischen Geist- 
lichen, bei denen vor der gemeinsamen Gefahr endlich die 
-innere Zwietracht verstummte. Von den 250 deutschen 
Rabbinern erliessen 220, aus dem orthodoxen wie aus dem 
reformfreundlichen Lager, in rühmlicher Einigkeit eine Erklärung, 
die die Grundlagen der jüdischen Religion auf Bibel und 
Talmud beschränkte, jede Geheimlehre abwies, die hauptsäch- 
lichen Vorschriften der israelitischen Moral kurz aber schlagend 
entwickelte. Sie brachte einen sehr guten Eindruck hervor, 
sogar im Auslande, auch in russischen Kreisen. Der mutige 
und unermüdliche Verteidiger der Juden in den Parlamenten, 
Heinrich Rickert, konnte sich alsbald im Abgeordnetenhause auf 
die überzeugende Kundgebung der Rabbiner berufen. 

Freilich, wer nicht überzeugt werden wollte, dem war mit 
den einleuchtendsten Gründen nicht beizukommen. Damals 
sonderte sich von den „Deutschsozialen“* Liebermanns von Sonnen- 
berg die „Deutsche Reformpartei“ schärferer, demokratischer 
Topart unter Führung Böckels. Bei den Reichstagswahlen im 
Juni 1893 stimmte nur wenig mehr als eine viertel Million für 
die Antisemiten, und diese erlangten bei den Hauptwahlen nur 
drei Mandate. Aber in den Stichwahlen standen ihnen doch 
alle bürgerlichen Parteien, sogar die Freisinnigen, gegen die Sozial- 
demokraten bei und verhalfen ihnen damals zu weiteren zehn 
Sitzen, besonders in Sachsen und Hessen — weit mehr als die 
Antisemiten jemals gehabt; und die Mehrzahl dieser Sitze gehörte 
der radikalen deutschen Reformpartei. Schlechter schnitten sie 
bei den Landtagswahlen einige Monate später ab. Der Wider- 
wille der gebildeten Klassen, die hier den Ausschlag geben, gegen 
den Radau-Antisemitismus schadete hier der ganzen Sache. Es 
wurden nur drei christliche Soziale, kein einziger „reiner“ 
Antisemit gewählt. Aber was half das im Grunde den Juden, 
da die Konservativen im Reichstag und im Abgeordnetenhause 
ausserordentlich zahlreich waren und diese nur in den Mitteln 
gemässigte und deshalb um so gefährlichere Antisemiten dar- 
stellten! Gingen sie doch soweit, in ihrem offiziellen „Konserva- 
tiven Handbuch“ den Boykott aller jüdischen Geschäfte zu 
empfehlen, selbst solcher, deren Inhaber „sich in ihrem bürger- 
lichen und geschäftlichen Leben nichts zuschulden kommen 
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liessen.“ Sie haben es also geradezu auf die wirtschaftliche 
Vernichtung der Juden abgesehen. Diese bösartige Empfehlung 
wirkt noch bis auf den heutigen Tag, zumal in kleineren Orten, 
und sogar in denjenigen Provinzen des preussischen Staates, wo 
es ausser den jüdischen nur polnische Geschäfte gibt. Der 
konservative Beamte kauft da lieber bei dem polnischen National- 
feinde als bei dem Juden, der stets für das Deutschtum in jenen 
Gegenden eingetreten ist. Der rechte Flügel der Konservativen, 
der „Bund der Landwirte“, beschloss im Februar 1894, keinen 
Juden als Mitglied aufzunehmen. Einige Jahre später (1900) 
stellte er als sein Programm auf: den Juden müsse die Ver 
waltungslaufbahn und der Richterstand verschlossen bleiben; 
zur Rechtsanwaltschaft seien sie zuzulassen, aber nur in einer 
Anzahl, die ihrem Prozentsatze in der Bevölkerung entspreche. 
Und alles dies in striktem Gegensatze zu Verfassung und Gesetz. 

Unter diesen bedrohlichen Umständen war es ein Glück, 
dass im katholischen Zentrum, das in den Parlamenten den 
Konservativen an Zahl der Mitglieder am nächsten kam, der 
Geist Windhorsts in dessen Nachfolger bei der Parteileitung, 
Lieber, mächtig blieb und damit auf die ganze F raktion ein- 
wirkte. Lieber sprach im Jahre 1899 als seinen Grundsatz aus: 
„Die Emanzipation der Juden ist eine geschichtliche Tatsache, 
damit rechnen wir und lassen auch an ihren religiösen Gebräuchen 
nicht rühren.“ So äusserte gleichfalls der katholische Kölnische 
Abgeordnete Dr.. Bachem auf eine Hetzrede Liebermann von 
Sonnenbergs im Reichstage sich in schöner Weise: „Wir bedauern 
es im höchsten Masse, dass in einem solchen Geiste hier geredet 
werden darf, der in schroffer Weise mit den Grundsätzen der 
christlichen Liebe im Widerspruche steht“. In Westfalen und 
am Rhein bekämpften deren Führer — Schorlemer-Alst und 
Orterer — aufs lebhafteste, auch im Namen der Religion, den 
Antisemitismus, den sie mit der Sozialdemokratie auf gleiche 
Stufe stellten. Damit machte das Zentrum einigermassen die 
Schuld wieder gut, die es durch die ursprüngliche Anfachung 
des Antisemitismus auf sich geladen hatte. Auch die mächtige 
Sozialdemokratie fuhr fort, diesem im privaten und öffentlichen 
Leben, zumal in Versammlungen, kräftig entgegenzuarbeiten. 
Selbstverständlich tat dies ebenfalls der Freisinn, der freilich an 


54 Kapitel Eins. 


äusserem Einfluss und an innerer Festigkeit viel eingebüsst 
hatte. 

Von so mannigfachen Seiten angegriffen, suchten die Anti- 
semiten sich durch Einigung zu kräftigen. Auf ihrem Eisenacher 
Parteitage, im Oktober 1894, fanden sie sich zu einer „Deutsch- 
sozialen Reformpartei“ zusammen, unter dem Vorsitz Liebermann 
von Sonnenbergs und des Sachsen Zimmermann. Nur den Ex- 
Rektor Ahlwardt wagte die neue Partei, die sich als „streng 
monarchisch“ bezeichnete, doch nicht aufzunehmen; er sollte 
lediglich als Hospitant gelten. 

Die neuen Deutsch-Sozialen Reformer brachten im Dezember 
1894 im Reichstag den dreifachen Antrag. ein: das Schächten 
zu untersagen, die konfessionelle Eidesformel vor Gericht wieder 
einzuführen und die Einwanderung ausländischer Juden zu ver- 
bieten. Dieser letzteren Forderung schlossen sich die Konser- 
vativen an. Aber'es kam von allem dem nichts zu Stande. 

Eine bedeutende Ermutigung musste es dagegen für die 
Antisemiten sein, dass der höchste Gerichtshof Deutschlands, das 
Reichsgericht in Leipzig, alle Verleumdungen gegen Einrichtungen 
der israelitischen Religion beharrlich als nur gegen die nicht 
gesetzlich geschützte jüdische Rasse und nicht gegen die Religion 
gerichtet bezeichnete — eine für den Niehtjuristen unerklärliche 
Auffassung, die aber selbstverständlich auch von den unteren 
Gerichtsinstanzen befolgt wurde und damit das Höchste und 
Heiligste, was der Jude besass, seine Religion, nun ebenso wehr- 
und schutzlos machte, wie es die Ehre und das Interesse des 
einzelnen Juden schon waren. In der Tat, eine traurige Folge 
des Antisemitismus, dass die höchsten Richter des Reiches sich 
unbewusst von dieser Empfindung zu offenbarer Rechts- 
verweigerung bestimmen liessen — noch schlimmer und ethisch 
verderblicher als die ärgsten Missetaten der Radaubrüder. Denn 
wo gibt es dann noch Recht und Gerechtigkeit auf Erden? 

In Verfolgung dieses Standpunktes fand das Berliner Land- 
gericht I im Februar 1896 auch in der Behauptung eines Anti- 
semiten, dass der Judengott die Verwendung von Christenblut 
bei den Östergebräuchen erheische, keine Beleidigung der 
jüdischen Religion; um so weniger, als die F rage des Ritual- 
mordes eine offene sei und der Angeklagte den Kampf gegen 
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das Judentum als eine sittliche Pflicht betrachte. Dieses eigen- 
tümliche Urteil sprach denn doch die Ächtung des Judentums 
als einer unsittlichen, ja mörderischen Religion allzu offen aus. 
Endlich schritt das Reichsgericht ein, hob das Urteil auf und 
verwies die Angelegenheit vor das Berliner Landgericht D. 
Dieses verurteilte dann den Angeklagten zu der scharfen Strafe 
von drei Monaten Gefängnis. 

Der Ausspruch dieses Gerichtshofes wirkte befreiend auf 
die deutschen Juden. Immerhin war nunmehr ein Rechtsboden 
gewonnen, wo eine der nichtswürdigsten Verleumdungen, die 
bisher gegen eine Religion und deren gesammte Bekenner von 
jedem Antisemiten ausgesprengt und einer urteilslosen Menge 
vorgeredet werden konnte, zur Rechenschaft gezogen zu werden 
vermochte. 

Allmählich kam der laute Antisemitismus, der so gar nichts 
Positives zu schaffen und nur zu verleumden und zu hetzen im- 
stande war, in Misskredit. Die persönliche Unwürdigkeit vieler 
seiner Führer, wie sie sich in den Verurteilungen eines 
Hammerstein, Sedlyezek und Paaschh eines Hartwig, 
Leuss und Ahlwardt und zahlreicher anderer wegen gemeiner 
Verbrechen deutlich kundgab, hat schliesslich die anständigen 
und besseren Menschen seiner Partei entfremdet. Der immer 
wieder ausbrechende innere Zwist dieser Sekte, deren einzelne, 
aufeinander eifersüchtige Leiter sich wechselseitig mit Kot be- 
warfen, musste recht abstossend wirken. Ehemalige Antisemiten, 
wie Wilhelm Marr, verliessen die Partei mit lautem Einge- 
ständnis ihres Irrtums. Bei den badischen und selbst bei den 
sächsischen Landtagswahlen des Herbstes 1895 fielen die deutsch- 
sozialen Kandidaten sämtlich durch. In Preussen brachten die 
Landtagswahlen des November 1895 zum ersten Male wieder 
seit langen Jahren zwei Juden in dieses Haus; sie betätigten 
ihr warmes Herz für die Sache ihrer Glaubensgenossen mehr- 
fach in den parlamentarischen Verhandlungen. 

Auch Kaiser Wilhelm II., den die Antisemiten einst für 
sich in Anspruch genommen hatten, erklärte sich in bestimmten 
Worten gegen diese Richtung. „Politische Pastoren“, schrieb er 
am 28. Februar 1896 an einen vertrauten Diplomaten, mit 
namentlicher Hinweisung auf Stöcker, „sind ein Unding. Wer 
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Christ ist, der ist auch »sozial«; christlich-sozial ist Unsinn und 
führt zur Selbstüberhebung und Unduldsamkeit, beides dem 
Christentum zuwiderlaufend“. So sprach der Kaiser ganz im 
Geiste seines edlen Vaters. 

Seit dem Jahre 1895 flaute offenbar der laute Antisemitismus 
zum zweiten Male ab, er ging an seiner eigenen Roheit und 
Leere zu Grunde. Das Geld wurde knapp in der Parteikasse, 
die Zeitungen gingen ein, Versammlungen wurden seltener 
gehalten, Volksfeste nicht mehr gefeiert. Bei den Reichstags- 
wahlen im Juni 1898 verloren die Antisemiten fünf Sitze und 
40000 Wahlstimmen. Selbst bisher ausgesprochen antisemitische 
Organe, wie die „Grenzboten“, sagten sich von ihnen los. Aber 
das seit zwei Jahrzehnten so oft und nachdrücklich gepredigte 
Vorurteil, als seien die Juden ein dem deutschen Wesen fremdes, 
dem deutschen Volkstum und Staat schädliches Element, hatte 
sich tief in den Gemütern festgesetzt und überdauerte den wilden 
Lärm. Das Gefühl des Hasses, das immer nur in gewalttätigen 
und rohen Naturen auf die Dauer wirkt, machte der stillen aber 
um so festeren und mit Gründen gar nicht zu widerlegenden 
Abneigung Platz Der Deputiertenkonvent der deutschen 
Burschenschaften empfahl diesen, keinen Juden mehr aufzunehmen 
— und alle trugen dem Rechnung, mit Ausnahme der Burschen- 
schaft „Franconia“ in Bonn. Der Protest der „alten Herren“ 
hatte gegen die Unduldsamkeit der Jugend keinen Erfolg. Und 
so ging es auf allen Gebieten. Überall ausgeschlossen und ver- 
drängt, verfielen die Juden der Vereinsamung. Mit einer 
gewissen Berechtigung für weite Kreise konnte ein hervorragender 
Führer der Konservativen sagen: „Im Grunde ist jeder anständige 
Mensch Antisemit.“ Die „Akademischen Blätter“, das Organ der 
„Vereine deutscher Studenten“, schrieben: „Bei dem Misserfolge 
des offen politischen Antisemitismus ist es um so mehr unsere 
Pflicht, die Augen offen und das Feuer warm zu halten, damit 
der immer weiter sich verbreitende gesellschaftliche und sonstige 
politisch latente Antisemitismus rüstig fortschreite, bis er stark 
genug ist, auch politisch die Entscheidungsschlacht zu schlagen.“ 

Die Tragödie hatte dann ein Satyrspiel: ein verrückter 
schlesischer Adliger, ein Graf Pückler auf Klein-Tschirne, begann 
einen grotesken Kreuzzug gegen die Juden, zumal in Berlin. 
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Er predigte dort die Vernichtung aller Juden, „der roten Manasse“, 
und rief dazu seine „lieben Kerls“, die Sozialdemokraten, auf — 
selbstverständlich fruchtlos. Zwar die Regierung tat ihre Pflicht: 
der tolle Graf, der auch sonst allerlei Gewalttätigkeiten beging 
und deshalb „der Dreschgraf* zubenannt wurde, ward seines 
Postens als Amtsvorsteher entsetzt, und seine Versammlungen 
wurden meist von der Polizei aufgelöst. Aber die Richter 
zeigten wieder die Frucht der antisemitischen Erziehung in den 
Vereinen deutscher Studenten: während sie Sozialdemokraten 
gegenüber jeden Versuch der Klassenaufhetzung streng bestraften, 
erklärten sie die Aufforderungen des edlen Grafen zum Tot- 
schlagen der Juden für „nur bildlich gemeint“ und sprachen ihn 
wiederholt frei. 

Ein Seitenstück zu der Pücklergeschichte war es, wenn in 
Süddeutschland — am Rhein und in Franken — eifrig das 
Märchen verbreitet wurde, dass die Juden nach ausdrücklicher 
Vorschrift des Talmuds diejenigen Fleischteile der Schlachttiere, 
die ihnen rituell verboten seien, vor dem Verkaufe an Christen 
besudelten. Ein auch’ sonst als sozialer und kunstgeschichtlicher 
Schriftsteller bewährter katholischer Geistlicher, Dr. Johannes 
Zanger in Ebrach, widerlegte in einem 1900 erschienenen Werke: 
„Steht im Talmud etwas über Fleisch- und Fettbesudelung?“ 
diese nichtswürdige antisemitische Verleumdung, die viele 
israelitische Fleischer schwer geschädigt hat. 

Viel schlimmer jedoch war, dass die Lüge des Ritualmordes 
— wie einst in Xanten — auch in Norddeutschland auflebte 
und in Geistern und @Gemütern arge Verheerung anrichtete. 
Sie liess den kaum abgestorbenen Radau-Antisemitismus wieder 
erstarken und führte zu den schlimmsten Ausschreitungen. 

Eigentlich war sie in diesem Jahrzehnt nie ganz ver- 
schwunden gewesen, auch nicht in dem auf seine Volksbildung 
stolzen Deutschland. Sobald ein christliches Kind auf einige 
Stunden nicht zu finden war, erhob sich der Ruf: „Die Juden 
haben es geschlachtet“. So 1894 in Berent und Skurz in West- 
preussen, so in Königshütte, (Oberschlesien), in Übermatzhofen 
(Bayern) und an anderen Orten. Aber allerwärts hatte sich durch 
das Wiedererscheinen des unversehrten Kindes die Unwahrheit 
der Beschuldigung baldigst herausgestellt. Anders sollte es sich 


58 Kapitel Eins. 


in dem westpreussischen Orte Konitz verhalten, in einer schon 
längst vom Antisemitismus durchseuchten Gegend. 

Am 11. März 1900 verschwand ein wegen seiner vor- 
zeitigen Liederlichkeit verrufener Konitzer Gymnasiast Ernst 
Winter; fünf Wochen später fand man an verschiedenen Stellen 
Teile seiner kunstgerecht zerstückelten Leiche. Der Verdacht 
wandte sich zuerst gegen den christlichen Fleischer Hoffmann, mit 
dessen Tochter Ernst Winter intime Beziehungen gehabt und 
dessen Familie wiederholt Drohungen gegen ihn geäussert hatte. 
Hoffmann wurde verhaftet. Aber alsbald — am 9. Mai — gab 
die Berliner antisemitische „Staatsbürgerzeitung“ die Parole aus, 
dass die Tat von Juden verübt sei. Ein wahres Fieber be- 
mächtigte sich darauf der Konitzer Bevölkerung, die sofort in 
ihren Aussagen Hoffmann zu entlasten, die Juden zu bezichtigen 
bestrebt war. Der jüdische Fleischer Israelski wurde gleichfalls 
verhaftet und fünf Monate hindurch im Gefängnisse gehalten, bis 
seine Schuldlosigkeit sich als zweifellos herausstellte. Aber auch 
Hoffmann wurde freigesprochen und als Märtyrer der Juden 
gefeiert; selbst die Verwaltungs- und Gerichtsbehörden von 
Konitz gaben durch Taten und Worten deutlich ihre Meinung 
kund, dass es sich hier um einen jüdischen Ritualmord handle. 
Um so lauter stimmten nun sämtliche antisemitische und selbst 
konservative Blätter in diese Anklage ein. Pückler, Liebermann 
von Sonnenberg und der pommersche Pastor Krösel begannen 
auf Grund dieser Beschuldigung einen Feldzug zur Vernichtung 
der Juden. Krösel wurde später wegen unsittlichen Lebens- 
wandels seines geistlichen Amtes entsetzt, trotzdem im Jahre 
1903 in den Reichstag gewählt. Es machte keinen Eindruck, 
dass die Juden den Behörden fünftausend Mark zur Ermittelung 
des Mörders zur Verfügung stellten. 

Die erregten Leidenschaften machten sich in Gewalttaten 
Luft. In Vandsburg wurden sämtlichen Juden sowie dem 
Bürgermeister, der sich gegen die Blutlüge ausgesprochen hatte, 
die Fenster eingeworfen. In Stolp musste gegen die Ruhestörer 
Militär einschreiten. In Rummelsburg und Czersk kam es 
gleichfalls zu argen Exzessen. Besonders in Konitz selbst nahmen 
die Ruhestörungen einen so ernsten Charakter an, dass ein 
Bataillon Infanterie dahin entsandt werden musste, das mit ge- 
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fälltem Bajonett die Strassen säuberte. Zahlreiche Verurteilungen 
fanden statt, aber sie fielen sehr milde aus, während die Juden, 
die in der begreiflichen Erregung Christen beleidigt oder auch 
nur sich gegen antisemitische Angriffe zur Wehr gesetzt hatten, 
strenge Strafen erhielten. Überhaupt war die Meinung, 
dass eine fanatische Sekte unter den Juden tatsächlich den 
Ritualmord ausübe, auch unter den Gebildetsten und Höchst- 
stehenden verbreitet; sogar die Minister der Justiz und des 
Innern liessen in amtlichen Erklärungen die Frage in auffallender 
Weise unentschieden. 

Angeklagte Juden, auch die schuldlosesten, waren in West- 
preussen und Pommern sicher verurteilt zu werden. Ein an- 
gesehener Israelit aus Tuchel, Jakob Jacoby, der so gewissenhaft 
war, dass er, selbst wenn das Recht zweifellos auf seiner Seite 
stand, dem gerichtlichen Eid verweigert hatte, wurde, trotz bester 
Leumundszeugnisse, von den Konitzer Geschworenen auf Grund 
verdächtigster Aussagen des Meineids schuldig gesprochen und 
zu einem Jahre Zuchthaus verurteilt. Noch schlimmer erging 
es dem Fleischer Moritz Lewy aus Konitz. Er wurde zuerst auf 
die Anklage eines gewissen Masloff hin des Mordes an Ernst 
Winter angeschuldigt. Masloffs Aussagen erwiesen sich als un- 
wahr, und er erlitt für seinen Meineid eine Strafe von achtzehn 
Monaten Zuchthaus. Aber nun wurde behauptet, die Zeugen- 
aussage Lewys in letzterem Prozesse, er habe Winter gar nicht 
gekannt, sei gleichfalls unwahr, und dafür diktierte man ihm 
zwei Jahre Zuchthaus (Februar 1901), von denen ihm nachher 
der Kaiser auf dem Gnadenwege 11/, Jahre erliess. Er und sein 
Vater mussten selbstverständlich Konitz, wo ihr Geschäft un- 
möglich geworden war, verlassen; auch viele andere Juden 
mieden den Ort zum grossen Schaden der Stadt, die überdies die 
Kosten für die langwierige militärische Besatzung zu tragen hatte. 

Die Wendung der Konitzer Morduntersuchung gegen die 
schuldlosen Juden und die dem entsprechende Stimmung der 
Bevölkerung haben das Auffinden des wahren Mördeıs, der 
offenbar aus Eifersucht oder Rache gehandelt hatte, verhindert. 
So ist der Fall nie aufgeklärt worden. Das Einzige was fest- 
gestellt werden konnte, war, dass es sich keinenfalls um einen 
Ritualmord gehandelt hatte. Das Königliche Medizinalkollegium 
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in Danzig stellte am 7. September 1901 fest, dass Winters Tod 
durch einen Schlag und nicht durch Durchschneidung der Kehle 
erfolgt war; und das höchste medizinische Kollegium der Monarchie, 
die Wissenschaftliche Deputation für Medizinalwesen in Berlin, 
bestätigte am 15. Januar 1902 diese Tatsache. — 

Die deutschen Juden setzten sich gegen die Ungerechtig- 
keiten und Angriffe, die sie damals in verstärktem Masse zu 
erdulden hatten, mannhaft zur Wehr. Zuerst traten die Israeliten 
des Grossherzogtums Hessen auf den Kampfplatz. Sie richteten 
an die Abgeordnetenkammer eine Petition, in der sie, mit Hin- 
weis auf das Reichs- und Landesgesetz, die endliche tatsächliche 
Gleichstellung, zumal die Ernennung geeigneter Glaubensgenossen 
zu Ämtern im Justizdienste, forderten. Der Petitionsausschuss 
der Kammer erkannte grundsätzlich die Berechtigung des Ver- 
langens an und ersuchte den Justizminister um die gesetzliche 
Begründung seines bisherigen entgegengesetzten Verfahrens. 
Allein der Minister erklärte (November 1901) im Plenum der 
Kammer, er könne wegen der auf dem flachen Lande herrschenden 
antisemitischen Stimmung dorthin keinen jüdischen Richter 
schicken; und die Kammer billigte diese tatsächliche Gesetzes- 
verletzung, indem sie durch eine lahme und nichtssagende 
Prinzipienerklärung nur theoretisch den Standpunkt der Gleich- 
berechtigung wahrte. Diese Reservation war so wesenlos, dass 
sogar der antisemitische Abgeordnete dafür stimmte. 

Aber es handelte sich um ein anderes, allgemeineres; es 
musste eine wohl legitimierte Vertretung aller deutschen Israeliten 
geschaffen werden, die in deren Namen und mit dem Nach- 
drucke, die die Stimmen von 600000 Deutschen besassen, die 
Forderung des wohl erworbenen Rechtes immer wieder laut und 
beharrlich erheben und bei den massgebenden Faktoren des 
Reiches und seiner Bundesstaaten zur Geltung bringen sollte. 
Hierdurch sollte auch das Selbstvertrauen der deutschen Juden- 
heit gestärkt, sollten Entmutigung und Abfall bekämpft werden, 
die in täglich wachsendem Umfange unter den Israeliten, zumal 
der Jugend, um sich griffen. Dazu gehörte vor allem, dass sie 
Selbstgefühl und Festigkeit wiedergewannen und sich, anstatt 
bettelnd und klagend hinter den politischen Parteien herzulaufen, 
wieder auf eigene Füsse stellten. Deshalb erliess der Verfasser 
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dieses Buches im September 1900, auf Anregung des auch sonst 
um jüdische Angelegenheiten wohl verdienten Berliner Justizrats 
Bernhard Breslauer, einen Aufruf zur Einberufung eines „Juden- 
tages“. Man hat später die Absicht Philippsons so darstellen 
wollen, als habe er nur einen „Tag zum Schreien“ im Auge 
gehabt. Es ist das eine Unwahrheit. In dem Aufrufe wird, 
neben der Konstantierung unserer Rechte und ihrer Verletzungen, 
als weitere Aufgabe des Judentages ausdrücklich bezeichnet: 
„Zweitens aber müsste der deutsche Judentag eine dauernde 
Organisation zu politischen Zwecken vornehmen ...: zur Ver- 
teidigung der staatlichen Stellung der Juden, sowie zur Ein- 
wirkung auf die öffentliche Meinung und die leitenden Kreise 
der Staaten und des Reiches. Unter anderem: zur Verhandlung 
mit den Regierungen und den politischen Parteien, zur Erzielung 
der Wahl solcher Abgeordneten jüdischen Glaubens, die tat- 
sächlich das Interesse und die nötigen Kenntnisse besitzen, um 
der Sache der Gleichberechtigung und der Freiheit zu unseren 
Gunsten wirkliche Dienste leisten zu können“. Also auf eine 
bleibende Organisation für politische Zwecke, nicht auf einzelne 
„Judentage“ hatte er es abgesehen. 

Der Vorschlag fand Zustimmung bei allen kräftigen 
Elementen der deutschen Judenheit, zumal im Norden; Wider- 
spruch bei den schwächlicher Gesinnten, die fürchteten, bei den 
Christen im allgemeinen und namentlich bei den politischen 
Parteien und bei den Regierungen damit anzustossen, den Verdacht 
einer jüdischen Verschwörung zu erwecken. Einige glaubten 
sogar, man dürfe den Antisemiten nicht neuen Stoff zu Angriffen 
geben. Als ob diese um einen solchen überhaupt verlegen 
gewesen wären, und als ob nicht gerade das Licht der Öffentlich- 
keit am ehesten das Dunkel des Vorurteils bannen müsste. 

Man sagte auch häufig, dass das Ringen der Juden nur 
eine Episode des grossen weltumfassenden Krieges bilde, der 
überall zwischen den Gewalten der Vergangenheit und den 
Bestrebungen der Gegenwart tobt, und dass, wie der Sieg dieser 
unzweifelhaft, auch der der Israeliten sicher sei. Das ist an sich 
wahr, erschöpft aber die besonderen Bedingungen der Lage der 
Juden nicht. Es wird dabei übersehen, dass deren Fall noch 
ganz anders steht, als der der freiheitlich und sozial denkenden 
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Elemente unter den Nichtjuden. Die Israeliten haben als gering- 
fügige Minderheit die Stösse, die von den reaktionären Mächten 
geführt werden, am ehesten und schmerzlichsten zu empfinden. 
Sie sind am schwächsten und wehrlosesten, und deshalb können 
und wollen die Gegner an ihnen am leichtesten und schnellsten 
ihre Kraft beweisen. Das ist das eine; das andere, dass gegen 
die Juden seit Jahrtausenden ein mit der Muttermilch eingesogenes, 
durch zahllose Bücher und Zeitungen erhaltenes, von klerikal- 
pietistischer Seite sorgfältig genährtes Vorurteil besteht. Selbst 
der aufgeklärteste und freidenkendste Nichtjude muss, in den 
weit überwiegenden Fällen, erst an sich selbst eine gewisse 
Anstrengung vollziehen, ehe er sich zur Verteidigung an die 
Seite der Israeliten stell. Die Widersacher aber wissen, dass 
sie sich zu Gunsten ihrer Sache dieses Vorurteils leicht und mit 
sicherem Erfolg zu bedienen vermögen — und so ist allerorten 
das erste und letzte der politischen wie der kirchlichen Reaktion: 
„Auf gegen die Juden!“ Sie sind sicher, damit jedesmal zahl- 
reiche Anhänger zu werben. 

Es war also durchaus irrig, wenn man sagte: weil die 
Sache der Juden mit dem allgemeinen Kampfe um Freiheit und 
Gerechtigkeit zusammenhängt, könnt ihr ruhig die Hände in den 
Schoss legen und abwarten, bis dieser Kampf in günstigem Sinne 
entschieden ist; höchstens helft ihn uns mit ausfechten. Nein, 
die Juden haben noch einen ganz besonderen, ihnen eigen- 
tümlichen Streit zu bestehen und deshalb auch besonders zu 
arbeiten. Ihre Lage ist viel gefährdeter, viel verlustbringender, 
als die der grossen Schlachthaufen, da sie eine geringzählige 
Truppe, von den Feinden in erster Linie bedroht und vor allem 
anderen der Vernichtung geweiht sind. Sind sie doch daran 
gewöhnt, sogar von einer beträchtlichen Anzahl ihrer Mitstreiter 
im Stiche gelassen, ja verräterisch angefallen zu werden. Die 
Juden dürfen deshalb der alten, in der Geschichte wie in der 
Natur gültigen Wahrheit nicht vergessen: nur der erhält sich in 
dem gewaltigen Kampfe ums Dasein, der sich zu verteidigen 
versteht. 

Die Richtigkeit dieses Satzes und seine Anwendbarkeit auf‘ 
die Verhältnisse der deutschen Juden wurde durch deren Er- 
fahrungen im Beginne des zwanzigsten Jahrhunderts von neuem 
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bewiesen. Der preussische Justizminister, also der berufene 
Vertreter von Recht und Gesetz, erklärte offen in den Sitzungen 
des Abgeordnetenhauses vom 31. Januar und 8. Februar 1901: 
die Vorschrift der Staatsverfassung und des Reichsgesetzes, dass 
der Genuss der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte von 
dem Religionsbekenntnisse unabhängig sei, gelte für die Juden 
nicht und werde in betreff ihrer von der preussischen Staats- 
regierung systematisch ausser Acht gelassen; und die Mehrheit 
des Abgeordnetenhauses, auch das von dem schwer erkrankten 
Lieber nicht mehr beeinflusste Zentrum und der überwiegende 
Teil der Nationalliberalen, hatte gegen diese verfassungswidrige 
Praxis der Verwaltung nichts einzuwenden. Freilich, die Tat- 
sache an sich war längst bekannt. Aber neu war, dass ein 
preussischer Justizminister solches Verfahren in voller Öffentlich- 
keit für ein grundsätzlich gewolltes erklärte, und es geschah 
zum ersten Male, seitdem die Verfassung bestand, dass ein 
preussisches Abgeordnetenhaus derartigen Anschauungen mit grosser 
Mehrheit zustimmte. So war die Lage mit drohender Schärfe 
klargelegt. 

Dreihundert jüdische Gemeinden Preussens wandten sich 
sofort wegen der hierbei zutage tretenden Verfassungsverletzung 
beschwerdeführend an den Reichskanzler und preussischen Minister- 
präsidenten von Bülow. Allein Antwort erfolgte nicht, vielmehr 
wurde die angefochtene Verwaltungspraxis unentwegt fortgesetzt. 
Den jüdischen Richtern wurde jede Beförderung unter der aus- 
drücklichen Begründung „wegen ihrer Konfession“ rundweg 
abgeschlagen und diese rechtswidrige Benachteiligung nunmehr 
auch auf die frisch getauften stammesjüdischen Richter aus- 
gedehnt, um keinen Zweifel darüber zu belassen, dass es sich um 
Rassenantisemitismus handle. 

Trotz allem dem überwogen unter den deutschen Juden 
wenn nicht an Zahl so doch an Einfluss zunächst die Ängstlichen, 
und auf einer zur Beratung über den Judentag zusammen- 
berufenen Versammlung von Notabeln wurde der ganze Plan 
nur dadurch vor Ablehnung gerettet, dass Justizrat Eugen Fuchs 
mit geschickter Wendung anstatt des provozierend erscheinenden 
Namens „Judentag* den der „Gesamtorganisation der deutschen 
Juden“ setzte — sachlich ganz das gleiche, aber eine friedlichere 
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Inzwischen machte die verfassungswidrige Ausschliessung 
der Juden von den Staatsämtern derartige Fortschritte, dass auch 
dem Optimistischsten und Vertrauensseligsten die Augen geöffnet 
werden mussten. Im Heere wurden Juden nicht allein als 
Offiziere, sondern sogar als Unteroffiziere nicht mehr angestellt. 
An den Universitäten wurde ihnen nicht nur die ordentliche, 
sondern auch die ausserordentliche Professur versagt, mussten sie sich 
mit dem leeren Professor-Titel abspeisen lassen, der ohnehin in 
unendlicher Fülle verschwendet ward. Eine Anzahl angesehener 
jüdischer Universitätslehrer legte ihre Dozentur nieder, aus 
Entrüstung und Scham über die ihnen zuteil werdende Behandlung. 

Die preussische Regierung verweigerte grundsätzlich aus- 
wärtigen Israeliten die von diesen erbetene Naturalisation, ohne 
Angabe von Gründen, und zwar wenn die Petenten sogar seit 
Jahrzehnten in Preussen wohnten, hier tadelfrei und nützlich 
gewirkt, ja öffentliche und staatliche Anerkennung erhalten hatten. 
Entsprechend dem konservativ-antisemitischen Programme wollte 
die Regierung offenbar die Zahl der jüdischen Familien sich 
nicht vermehren lassen. 

Die im bayerischen Abgeordnetenhause herrschende klerikale 
Partei forderte die Beschränkung der Anstellung von Juden im 
Justizdienste im Verhältnis zur Bevölkerungszahl. Die dortige 
Regierung entfernte mit grausamer Rücksichtslosigkeit alle 
jüdischen Lehrer und Lehrerinnen aus der Volksschule. 

Solche Vorgänge, die die systematische Zurücksetzung der 
Juden in Deutschland und sogar die Zunahme dieser Ver- 
gewaltigung unwiderleglich bewiesen, machten doch Eindruck 
auf die grosse Mehrheit der deutschen Israeliten. Sie wollten 
nicht mehr Staatsbürger zweiter Klasse sein. Nach unablässigen 
Arbeiten gelang es dem Zusammenwirken Berliner und Frank- 
furter Männer, im April des Jahres 1904 in Berlin den Verband 
der deutschen Juden endlich in einer aus fast dem ganzen 
Deutschland beschickten Versammlung zu begründen. Zum 
ersten Male vereinigten sich die jüdischen Gemeinden Deutsch- 
lands als solche, um in fest und systematisch geregelter Ver- 
tretung nicht ihre inneren Angelegenheiten zu besorgen — das 
geschah ja schon durch den „Gemeindebund“ —- sondern ihre 
bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte gegenüber den 
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Regierungen und den Parlamenten zu verfechten. Die glänzenden 
Versammlungen, die der „Verband“ im Oktober 1905 zu Berlin 
und im Oktober 1907 zu Frankfurt am Main zu veranstalten 
vermochte, bewiesen seine Lebenskraft. Besonders die Frank- 
furter Tagung gestaltete sich zur feierlichen Verkündigung der 
gerechten Anforderungen der deutschen Judenheit an Reich und 
Staat. Beide Versammlungen bildeten eine imposante Heerschau 
über die leitenden Elemente der deutschen Judenheit, die sich, 
ohne Unterschied der konfessionellen Richtungen, hier zu gemein- 
samer Verteidigung ihrer Rechte sowie der Ehre ihrer Gemein- 
schaft und ihrer Religion zusammenschlossen; ein Beweis, dass 
die deutschen Juden sich ihres Namens und ihrer Abstammung 
nicht schämten, dass sie stolz darauf waren, Juden zu sein und 
zu heissen. Ausserdem hat dann der Verband in reger politischer 
Kleinarbeit bei Volksvertretungen und Regierungen vieles im 
Sinne der Gleichberechtigung gewirkt und manche Vorurteile 
beseitigt. 

Die jüdische akademische Jugend aber hat ihrerseits mit 
der Frische ihres Alters dargetan, dass sie sich die ihr angetane 
Kränkung und Zurücksetzung seitens eines grossen Teiles ihrer 
christlichen Kommilitonen nicht gefallen zu lassen gesonnen sei 
und nicht in Gesellschaften sich eindränge, aus denen man sie 
fortweise. Es bildeten sich an den wichtigsten deutschen und 
österreichischen Universitäten jüdische Studentenverbindungen, 
die sich gegen die Missgunst der meisten übrigen Kommilitonen 
und oft sogar der akademischen Obrigkeiten zu halten wussten. 
Die erste dieser jüdischen akademischen Korporationen war die 
1886 in Breslau entstandene Viadrina. Ähnliche Gründungen in 
Heidelberg, Berlin, München, Freiburg, Bonn, Darmstadt folgten. 
Am 8. August 1896 haben sie sich zum Kartell-Konvent zusammen- 
geschlossen. Als Grundlage ihres Strebens betrachten sie die 
Vereinigung des Deutschtums mit dem Judentume, der auf dem 
Gefühle der Zugehörigkeit zur deutschen Volks- und Kultur- 
gemeinschaft beruhenden Vaterlandsliebe mit dem offenen selbst- 
bewussten Bekenntnisse zum Judentum. Sie standen auch auf 
dem Fechtboden ihren Mann, und jüdische Studenten gehörten 
überall zu den gefürchtetsten Rappier- und Säbelfechtern der 


Universitäten. Sie haben durch ihr kühnes und kräftiges 
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Auftreten den roben Übermut der antisemitischen Jünglinge, die 
sich gegen vereinzelte jüdische Kommilitonen alles für erlaubt 
gehalten hatten, bestraft und im Zaume gehalten. 

Neben den schlagenden jüdischen Studentenverbindungen 
traten noch die etwas lockerer organisierten „Vereine jüdischer 
Studenten“ ins Leben, mitähnlichen Gesinnungen und Bestrebungen. 
Diese in Berlin, München, Breslau, Strassburg, Freiburg, Königs- 
berg, Marburg bestehenden Vereine haben sich gleichfalls zum 
„Bunde jüdischer Korporationen* zusammengetan. Auch national 
gerichtete jüdische Studentenverbindungen sind entstanden und 
bildeten das „Kartell zionistischer Verbindungen.“ 

Diese frische, mannigfach abgetönte Bewegung erstreckte 
sich dann auch auf die nicht-akademische Jugend. Jüdische 
Jugendvereine wurden in den letzten Jahren in fast allen grösseren 
und vielen mittleren Städten begründet und fanden lebhaften 
Anklang und zahlreiche Mitglieder. Zum gemeinsamen Wirken 
für jüdische Gesinnung, für Bildung und Sittlichkeit innerhalb 
der Jugend reichten sie einander jüngst zum „Verbande 
der jüdischen Jugendvereine“ die Hand. 

So ist mit der Jugend die Zukunft des deutschen Judentums 
gesichert. Nicht Abschliessung gegen das deutsche Volk, sondern 
innere Festigung streben jene Verbindungen an. — 

Die Charakterfestigkeit und die weise Mässigung, die die 
deutschen Juden gegenüber der Abneigung so vieler herrschender 
Elemente wie den leidenschaftlichen Angriffen der Antisemiten 
bewiesen, haben endlich ihre Wirkung auf das Volk, die Behörden 
und gesetzgebenden Körperschaften nicht verfehlt. 

Bei den Reichstagswahlen des Jahres 1903 gingen die anti- 
semitischen Stimmen abermals um 50000 herunter. Der Grimm, 
mit dem sich die einzelnen Richtungen der Antisemiten — Neue 
Deutschsoziale Liebermann von Sonnenbergs mit konservativer 
Färbung, deutsche Reformpartei Zimmermanns und deutscher 
Volksbund Paul Försters — unter einander bekämpfen, machte 
viele ihrer bisherigen Anhänger stutzig. Besonders erfreulich 
war es, dass aus dem Grossherzogtum Hessen kein Abgeordneter 
dieser Partei mehr in den Reichstag einzog. Auch Ahlwardt 
war durchgefallen. Graf Pückler verschwand endlich in dem 
ihm längst gebührenden Wohnsitze, im Irrenhause. 
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Die Bemühungen der deutschen Juden sowie einiger gerecht 
und billig denkender Volksvertreter überzeugten die preussische 
Regierung in steigendem Masse von der Verfassungswidrigkeit 
der Ausschliessung der Juden von öffentlichen Ämtern. Einer 
langen und nachdrücklich geäusserten Beschwerde half der 1906 
neu ernannte Justizminister Beseler ab, indem er eine Anzahl 
ausgezeichneter jüdischer Richter zu ÜOberlandesgerichtsräten, 
einen sogar zum Kammergerichtsrat ernannte. Ebenso milderte 
er die bisherige Hintansetzung jüdischer Rechtsanwälte bei der 
Verleihung des ehrenvollen und einträglichen Notariats. Selbst 
das durchaus reaktionäre Unterrichtsministerium wurde durch 
den herrschenden Mangel an höheren Lehrern gezwungen, ver- 
einzelte Juden an Gymnasien, Realgymnasien und Oberreal- 
schulen anzustellen. Auch an den Universitäten rückten endlich 
einige Juden zu ordentlichen Professoren auf. 

Ein lebhafter Kampf erhob sich um das Gesetz, das unter 
dem bescheidenen Namen der „Schulunterhaltung“ tatsächlich 
das preussische Volksschulwesen beinahe vollständig auf kon- 
fessioneller Grundlage organisierte. Mit gewollt irrtümlicher 
Anwendung eines Verfassungsparagraphen wurde dabei der aus- 
schliesslich „christliche“ Charakter des Staates betont. Die Folge 
davon war eine tief einschneidende Zurückdrängung der jüdischen 
Volksschule, des jüdischen Religionsunterrichtes an ihr, der 
jüdischen Volksschullehrer, deren Stand geradezu auf den Aus- 
sterbeetat gesetzt wurde, eine Entrechtung der jüdischen Ge- 
meinden und der Rabbiner auf dem unterrichtlichen Gebiete. 
Der Verband der deutschen Juden trat durch Denkschriften, 
Petitionen und persönliche Verhandlungen mit den einflussreichsten 
Abgeordneten eifrig für das bedrohte Recht und die Lebens- 
interessen des deutschen Judentums ein. Von den 1200 jüdischen 
Gemeinden Preussens schlossen sich tausend den Vorstellungen 
des Verbandes an. So wurden in der Kommission des Ab- 
geordnetenhauses Ergebnisse erlangt, die im ganzen den Wünschen 
der Juden entsprachen. Es hat dann die masslose Gegenagitation, 
die von einer wenig zahlreichen aber sehr lauten ultra- 
orthodoxen jüdischen Seite aus Fulda und Frankfurt am Main 
bei den Abgeordneten gegen den Verband in Szene gesetzt 


wurde, dessen Bemühungen zum Teil vereitelt. Erreicht wurde 
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schliesslich, dass die Verhältnisse des jüdischen Religionsunter- 
richtes, der jüdischen Schulen und Lehrer nicht verschlechtert 
und die Rabbiner allgemein in die zu bildenden Schulvorstände 
berufen wurden. Endlich wurde im preussischen Kultus- 
ministerium ein Fonds geschaffen, der zur Unterstützung des 
jüdischen Religionsunterrichtes in kleinen mittellosen Gemeinden 
dienen sollte. Damit war der bisher in Preussen herrschende 
Grundsatz durchbrochen, dass die jüdische Religionsgemeinschaft 
eine nur geduldete sei, die vom Staate keinerlei Berücksichtigung 
zu verlangen habe. Zum ersten Male erkannte dieser ihre 
Geistlichen als solche an, zum ersten Male widmete er ihr 
dauernd öffentliche Mittel. 

Die „Blockpolitik“, die die Regierung seit dem Herbst 1907 
eingeweiht hatte, nötigte dann jene sowie die konservative Partei 
zur Berücksichtigung des Liberalismus und damit der berechtigten 
politischen und religionspolitischen Anforderungen der Juden- 
heit. Auch im Volke zeigte sich ein Umschwung zum Besseren. 
Bei den Landtagswahlen des Frühjahrs 1908 trugen acht Juden, 
unter denen nur ein Sozialdemokrat, Mandate davon. Hingegen 
fiel die antisemitische Partei vollständig aus, ihre beiden früheren 
Vertreter kehrten nicht mehr in das hohe Haus zurück — ein 
Beweis, dass der politische Antisemitismus als Partei unter den 
gebildeten und besitzenden Klassen Preussens abgewirtschaftet 
hat. Freilich in der Gesinnung ist er, wenn schon in gemässigter 
Form, allgemeiner als je verbreitet. Und das ist das Ergebnis 
der Geschichte des Antisemitismus in Deutschland. Ob er in 
naher Zukunft auch aus dem Geiste des deutschen Volkes wieder 
verschwinden wird? Heute ist dazu wenig Aussicht. Mögen die 
Juden durch strenge Ehrenhaftigkeit, weise Bescheidenheit und 
Zurückhaltung, aber auch berechtigtes Selbstgefühl dieses Ziel 
vorbereiten. 


Kapitel Zwei. 
Österreich-Ungarn. 


Eine so ansteckende Volkskrankheit, wie der Antisemitismus, 
konnte selbstverständlich an den politischen Grenzen keine 
Schranken finden. Wie Pest und Cholera verbreitete er sich von 
einem Lande zum anderen. Zuerst sprang er natürlich auf 
Österreich über, das durch seine zahlreiche deutsche Bevölkerung 
mit den Bewohnern des deutschen Reiches Gemeinsamkeit der 
Sprache, der Empfindung, der Kultur und Unkultur besass. 
Indes so lange die Deutschen Österreichs die Vorherrschaft in 
ihrem Staate behaupteten und ihr Nationalitätsgefühl nicht 
gereizt, nicht aufgestachelt war, blieb bei ihnen der Antisemitismus 
eine Eigentümlichkeit der damals im Volke keineswegs einfluss- 
reichen Ultramontanen. Auch hier, wie in Deutschland, war es 
diese Partei, die den Antisemitismus zuerst gepflegt, die ihm 
Bürgerrecht verliehen hat. Sie beutete dazu, gleichfalls wie in 
Deutschland, den finanziellen „Krach“ des Jahres 1873 aus. 
Und doch sassen während der Gründerepoche in den Verwaltungs- 
räten der Bahnen 13 Fürsten, 1 Landgraf, 64 Grafen, 29 Barone 
und 21 andere Adlige. In der Leitung der seit 1864 entstandenen 
Banken fand man 1 Herzog, 24 Grafen, 12 Barone und 4 andere 
Adlige. 1 Fürst, 16 Grafen, 6 Barone und 2 andere Adlige 
zierten die Verwaltungsräte der übrigen in Wien emporgeschossenen 
Industrieunternehmungen. Diese hochadlichen Namen haben 
zweifellos mehr als alles andere dazu beigetragen, den 
„Gründungen“ das Vertrauen breiter Volksmassen zu gewinnen 
und dadurch den Aktienschwindel hervorzurufen und zu halten. 
Allein das verschlug nichts: den klerikaten Eiferen waren die 
Juden die Alleinschuldigen. Schon im Jahre 1874 konnte 
Rauscher, der Kardinal-Erzbischof von Wien, keinen Hirtenbrief 
schreiben, in dem er nicht die Juden als Urheber aller sozialen 
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Üebel bezeichnete. Ihrem obersten Hirten folgten viele Wiener 
Geistlichen, die von der unverantwortlichen Stelle auf der Kanzel 
offen zu Gewalttaten gegen die Juden, ja zu deren Plünderung 
aufforderten. Einer der heftigsten, aber auch überzeugtesten 
und deshalb erfolgreichsten Hetzer war Albert Wiesinger, die 
Seele der „Wiener Kirchenzeitung“, die der geschickte Auf- 
klärungsfeind Sebastian Brunner seit einem Vierteljahrhundert 
leitete. Wiesingers „Ghettogeschichten“ atmeten einen glühenden 
Judenhass, der sich in den Herzen vieler seiner Leser festsetzte. 
Rauschers Organ, die Tageszeitung „Der Volksfreund“, das 
„Vaterland“, gleichfalls eine klerikale Tageszeitung, die Halb- 
monatsschrift „Kapistran“ stiessen in dasselbe Horn. In Galizien 
paarte sich mit dem Glaubenshasse der politische Fanatismus zur 
steten Beschimpfung und Bedrohung der Israeliten durch die in 
der Provinz unbedingt herrschenden Polen. Kein Staatsanwalt 
schritt gegen die Hetzer und Verleumder ein, bis der Lemberger 
Verein „Schomer Israel“ sich mit einer Gerechtigkeit und Schutz 
heischenden Eingabe an den Justizminister wandte. Minister 
Glaser beauftragte die Statthalterei in Lemberg mit strenger 
Überwachung der schuldigen Zeitungen. Allein die polnischen 
Beamten in Galizien liessen solche Weisungen einfach unbeachtet 
und suchten vielmehr das friedliche Verhältnis, das bisher 
zwischen der christlichen und jüdischen Bevölkerung geherrscht 
hatte, durch allerlei gesetzwidrige Massregeln zu stören. 

In dem Bruderstaate Ungarn wares derradikal-nationalistische 
Abgeordnete Csernätony, der durch eine Reihe von Artikeln 
„Über unsere Juden“, im September 1874 eine antisemitische 
Bewegung anregte. Er fand einen gewalttätigen Schüler in 
Viktor Jztöezy, der im Abgeordnetenhause einen wilden Juden- 
hass predigte. Für den Augenblick wirkte er freilich nur 
komisch; aber so lebhafte Missbilligung solche Vorgänge in der 
offiziellen Welt fanden, sie sollten mit der Zeit einen weiten 
und verderblichen Widerhall erwecken. 

Inzwischen war in Österreich ein völliger Umschwung erfolgt. 

Die bisher stets deutsch-freisinnige Hauptstadt Wien hatte 
sich Jahre lang trotz des Kardinals Rauscher und der klerikalen 
Blätter vom Antisemitismus freigehalten. Man glaubte wohl, 
in dem „gemütlichen“, in dem „fidelen“ Wien werde die zehrende 
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Säure des Antisemitismus niemals sich einführen können. Allein 
man war da in schwerer Täuschung befangen. Unwiderstehlich 
drang die scharf nationalistische Richtung in die Reihen der 
Deutschen Österreichs ein. Es war die Zeit, wo die liberale 
deutsch-zentralistische Herrschaft an ihren eigenen Fehlern zu- 
grunde ging, wo, von dem Hofe begünstigt, die slawischen 
Völkerschaften, im Bunde mit dem feudalen Grossgrundbesitze, 
im Reichsrat die Mehrheit und im Ministerium Taaffe (seit 1879) 
die Regierung des Reiches erlangt hatten. Um so leidenschaft- 
licher ergriffen die Deutschen die „völkische* Richtung, das 
heisst die chauvinistische, ausschliesslich deutsch-nationale. Den 
Liberalen machten sie den nicht ungerechtfertigten Vorwurf, durch 
Unfähigkeit und politische Korruption den Vorrang des Deutsch- 
tums verlottert zu haben, und da fand das deutsche Selbstgefühl 
für alle Sünden des Liberalismus naturgemäss einen Sündenbock 
in der Judenheit. Was die Deutsch-Liberalen gesündigt, schob 
man gern den Juden in die Schuhe. Das reichsdeutsche Muster 
gab dazu das schöne Vorbild und den Namen. Es soll nicht in 
Abrede gestellt werden, dass sich unter den Wiener Juden viele 
sittlich gleichgültige, unbedingt nach Glanz, Reichtum, Ver- 
gnügen strebende Elemente befanden, deren abstechendes Treiben, 
deren Ausnutzen ihrer politischen Verbindungen mit dem 
herrschenden Liberalismus den Gegnern einen Vorwand gewährten, 
der aber masslos übertrieben und in ganz ungerechter Weise 
verallgemeinert wurde. 

Der Führer der nationalistisch-antisemitischen Richtung 
wurde Georg Ritter von Schönerer, der Sohn eines in Ver- 
bindung mit den Rothschilds reich gewordenen Eisenbahnunter- 
nehmers, selber Enkel einer Jüdin, ein glühend ehrgeiziger, 
unbedenklicher, leidenschaftlicher Streber von hinreissender Beredt- 
samkeit. Sein Versuch (1882), nach Stöckers Muster die Arbeiter 
als „Infanterie der Antisemiten“ zu gewinnen, scheiterte freilich, 
ganz wie in Deutschland, an dem gesunden Sinne dieser Klasse. 
Auf persönliche Veranlassung des wohlmeinenden und gerecht 
denkenden Kaisers Franz Joseph schritt die Regierung gegen die 
antisemitischen Hetzversammlungen und deren Hauptpolterer ein. 
Im Reichsrate vermochte Schönerer auf seine judenfeindlichen 
Anträge nur einige zwanzig Stimmen zu vereinigen. Allein diese 
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ersten Misserfolge entmutigten die Antisemiten nicht. Sie trieben, 
nach bewährtem Berliner Schema, ihre Agitation mit Flugschriften, 
Siegelmarken, Plakaten. Und wie in Deutschland, stellte sich 
aus irregeleiteter nationaler Begeisterung ein beträchtlicher Teil 
der Studentenschaft in den Dienst des Antisemitismus. Diesem 
schloss sich dann allmählich die Mehrzahl der Kleinbürger — 
Gewerbetreibenden und Handwerker — mit Leidenschaft an. 
die unter dem Aufschwung des grosskapitalistischen Wirtschafts- 
betriebes zu leiden hatten und diese mit Notwendigkeit sich voll- 
ziehende ökonomische Tatsache den Juden zur Last legten. 
Diese, hiess es, lassen all’ unser Geld in ihre Taschen fliessen, 
sie richten uns zugrunde. Es war das allgemeine Über- 
zeugung, wobei man das gerade unter der grossen Mehrzahl der 
österreichischen Juden herrschende Elend über die Verschwendung 
einiger hauptstädtischen Protzen völlig übersah. Auch ein Teil 
der Konservativen, wie der Freiherr von Vogelsang, ging zu 
der klerikal gefärbten Sozialreform über, die hauptsächlich, 
neben den Manchester-Liberalen, die Juden als Vertreter des 
modernen Kapitalismus angriff. 

Der Umschwung in der Stimmung der Wiener Bevölkerung 
trat bald offen zutage. Die Geschworenen sprachen regelmässig 
die wegen antisemitischer Skandale Angeklagten frei, ein Ergebnis, 
das jedesmal zu grossen F reudenbezeugungen der antisemitischen 
Menge Anlass gab. Die von den Juden vorzugsweise bewohnten 
Stadtviertel wurden der Schauplatz wüster Lärmszenen. Solche 
Vorgänge fanden bei der Masse der Wiener vielen Anklang, 
deren Vorliebe für eine „Hetz“, für lärmendes Treiben ja alt- 
hergebracht ist. Und noch eine andere Eigentümlichkeit der 
Deutsch-Österreicher hat bei ihnen den Radau-Antisemitismus 
sehr begünstigt. Das ist ihre Neigung zum „Frozzeln“, zum 
Verspotten und Verhöhnen vorzugsweise wehrloser Persönlich- 
keiten. Freilich liegen solcher „Frozzelei* meist keine allzu 
bösen Absichten zugrunde. Gerade in Deutsch-Österreich ist es 
wohl oft zum Lärmen und zu unflätigster Schimpferei, aber nur 
selten zu tätlicher Misshandlung von Juden gekommen, und die 
brüllendsten Antisemiten waren häufig im Privatleben mit Juden 
herzlich befreundet. Einstweilen stand nun Wien ganz unter der 
Herrschaft des Antisemitismus. 
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In den Provinzen fand das Beispiel der Hauptstadt bald 
Nachahmung. In Böhmen, wo die Juden den Tschechen als 
Verbündete der Deutschen, diesen als „Nicht-Völkische“ verhasst 
waren, kam es schon 1881 zu lokalen Ausschreitungen, die auch 
im Jahre 1882 sich hier und da wiederholten. Des berüchtigten 
Prager Theologieprofessors Rohling Broschüre „Meine Antwort 
an die Rabbiner“ wurde massenhaft unter das Landvolk ver- 
breitet. Die Frucht der Hetzereien war im August 1883 ein 
antisemitischer Putsch in Prag, der aber von der Polizei mit 
Schnelligkeit und grosser Tatkraft unterdrückt wurde. Auch in 
Mähren wurden die Juden von den Tschechen bedroht, wenn 
sie nieht mit ihnen gegen die Deutschen gemeinsame Sache 
machten. 

Am schlimmsten lagen die Dinge in Galizien. Die Auf- 
munterung durch die Vorgänge in Deutschland und Deutsch- 
Österreich entwickelte hier den polnischen Judenhass derart, dass 
er sich offen in den leitenden Zeitungen und im Landtage aus- 
sprach. Die Agitation wurde so bedenklich, dass im September 
1883 die Statthalterei die Zünfte und Innungen zur Über- 
wachung der Handwerksgesellen und Lehrlinge anweisen musste. 

Allein der Hauptsitz der antisemitischen Bestrebungen war 
und blieb Wien. Es darf nicht verkannt werden, dass das 
massenhafte Zuströmen jüdischer Elemente aus Galizien, die 
bisweilen nicht moralisch einwandfrei, in ihrem äussern Gebahren 
abstossend waren, hier den Antisemitismus nicht wenig förderte. 
Er trat mit roher Rücksichtslosigkeit auf. Die- eifrigen Gegen- 
massregen der Behörden, die mit Auflösung von Ver- 
sammlungen und Konfiskation von Flugschriften vorgingen, 
fachten das Feuer nur noch mehr an. Bei den Reichsratswahlen 
am 1. Juni 1885 kam .es zu unerhörten Skandalen, bei deren 
Bekämpfung es dreissig Verwundete gab. Drei Antisemiten 
wurden in Wien selbst gewählt, darunter der leidenschaftliche 
Dr. Pattai; drei weitere in sonstigen niederösterreichischen Be- 
zirken; andere in Österreichisch-Schlesien: ein Ergebnis das die 
wachsende Macht dieser Partei in der Bevölkerung unzwei- 
deutig bekundete. Die Deutsch-Nationalen konnten nun im 
Parlamente einen eigenen Klub bilden, der „Beseitigung des 
jüdischen Einflusses auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens“ 


74 Kapitel Zwei. 


zu einem Hauptsatze seines Programms machte. Antisemitische 
Roheiten und Lärmszenen wurden seitdem im Reichsrate all- 
täglich, und die Klerikalen standen dabei den atheistisch ge- 
sinnten National-Deutschen eifrig zur Seite. Auch in den zum 
Schutze des Deutschtums in den national gemischten Gegenden 
gebildeten „deutschen Schulverein“ schleuderte Schönerer die 
Fackel der Zwietracht, so dass es hier zu erbitterten Kämpfen 
und zu schwächender Zersplitterung kam. In Deutsch-Böhmen 
trug „Ritter Georg“ mit seinen Agitationsreden glänzende Er- 
folge davon. Neben Niederösterreich und Nordböhmen wurde 
dann die Steiermark, vorzüglich deren Hauptstadt Graz, ein 
Herd des Antisemitismus. In ganz Deutsch-Österreich nahm 
besonders der Lehrerstand, der die Jugend naturgemäss beein- 
flusst, die antisemitischen Anschauungen auf und betätigte 
sie auch im Unterricht. 


Durch nichts konnte aber die politische Unfähigkeit der 
Deutschen in Österreich schlagender bewiesen werden, als durch 
diese Pflege des Antisemitismus. Ohnehin eine Minderheit in 
Österreich, von den Slawen übermächtig bedrängt, zerfleischten 
sie sich untereinander. Im Besonderen stiessen sie damit 
so wertvolle, rührige, wohlhabende Bundesgenossen, wie die 
Juden, gewaltsam von sich. Es war wirklich nicht zu verwundern, 
noch zu tadeln, wenn eine immer wachsende Anzahl von Israeliten 
zu den Tschechen und Polen überging. 


Dieser Gesichtspunkt — einen nützlichen Bestandteil der 
Partei nicht abzustossen — war es, der im Februar 1887 die 
Mehrheit des „Deutschen Klubs“ des Reichsrats veranlasste, den 
Antrag Schönerers auf Verbot der Zulassung auswärtiger Juden 
in den Kaiserstaat abzulehnen. Allein dieser Beschluss hatte zur 
Folge, dass von 40 Mitgliedern 16 den Klub verliessen und eine 
eigene „Deutsch-nationale Vereinigung“ bildeten, die zu Schönerer 
und seiner Partei offenbar in starker Gesinnungsgemeinschaft 
standen. Trotzdem erlitten diese im Reichsrate eine schwere 
Niederlage, als sie eine Petition im Sinne des Schönererschen 
Antrages vorbrachten. Sie erhielt nicht die zur Beratung im 
Plenum notwendige Stimmenzahl und fiel deshalb völlig unter 
den Tisch. 
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Die Antisemiten waren der Unterstützung durch die grosse 
Masse der österreichischen Deutschen allzu sicher, um sich durch 
einen solchen Misserfolg entmutigen zu lassen. Gerade » die 
gefährdete Lage der Deutschen in Österreich verschaffte hier dem 
politischen Antisemitismus den Sieg, der ihm im deutschen Reiche 
stets versagt geblieben ist. Vergebens wiesen viele einsichtige 
Deutsch-Österreicher auf den schweren Schaden hin, den die 
Antisemiten der deutschen Sache zufügten. „Was kümmern uns 
die Tschechen? Kampf den Juden!‘ riefen die meisten Mitglieder 
des Ersten Wiener Turnvereins den freisinnigen Genossen zu 
und schlossen alle Juden, getaufte und ungetaufte, von ihrer 
Gemeinschaft aus. Derart brachten sie, wie in die Vertretung der 
Deutschen im Reichsrate und in den Deutschen Schulverein, so 
auch in die deutsch-österreichischen Turnvereine einen unheilbaren 
Riss. Welchen Stoss sie mit dem allen dem Deutschtum ver- 
setzten, merkte die Mehrheit der Deutsch-Österreicher in ihrer 
„völkischen“ Verblendung nicht. Jede neue Wahl für Reichs- 
rat und Landtag brachte den Antisemiten abermalige Erfolge. 

Die Liberalen waren über diese Fortschritte ihrer Gegner 
derart erschreckt, dass sie durch Zugeständnisse an den Anti- 
semitismus ihre eigene Stellung zu stärken versuchten. Der 
Führer der Liberalen in Niederösterreich, Weitlof, verstieg sich 
zu dem Ausspruche: es könne keinem vernünftigen Menschen ein- 
fallen, an einer zum überwiegenden Teile von christlichen Kindern 
besuchten Schule einen jüdischen Lehrer anzustellen. Damit 
wurde — da sämtliche staatliche und städtische Schulen natur- 
gemäss überwiegend christliche Zöglinge besassen — die An- 
stellung von jüdischen Lehrern an ihnen als „unvernünftig“ be- 
zeichnet. Mehr konnten Klerikale und Antisemiten wahrlich 
nicht verlangen! 

Die Verleugnung seiner fundamentalen Grundsätze half dem 
österreichischen Liberalismus wenig. Die Flut des Antisemitismus 
stieg weiter und weiter. Studenten, Lehrer, Beamte, Handwerk- 
und. Handeltreibende bekannten sich in immer grösserer Zahl, 
beinahe vollständig, zu ihm; eine ausgedehnte hauptstädtische 
und provinziale Presse verkündete seine Lehren des Neides und 
Hasses. Soziale und nationale Leidenschaften verbündeten sich 
in ihm. In den Landtagen und dem Reichsrate waren aufreizende 
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Reden voll grimmer Schmähungen und Drohungen gegen die 
Juden an der Tagesordnung. In anderen Ländern hätte man 
der“ schlimmsten Ausschreitungen gewärtig sein müssen. In 
Deutsch-Österreich war die Sache nicht ganz so gefährlich, wie 
sie aussah, denn gerade dort liebt man kräftige Worte und be- 
dächtige Taten. Nur wo die Alldeutschen sich straflos glaubten, 
verübten sie allerlei Roheiten und Tumulte. Aber anders, wie 
damals in Deutschland, schritten die Behörden mit sofortigen Ver- 
haftungen und Freiheitsstrafen gegen die Exzedenten ein. Deren 
Führer und Anstifter Schönerer wurde 1888 wegen gewaltsamen 
Eindringens in die Redaktion einer liberalen und deshalb als 
„Judenblatt“ gehassten Zeitung zu vier Monaten schwerer durch 
Fasten verschärfter Kerkerhaft, dem Verluste des Adels und den 
Kosten verurteilt. Studenten, die für den „Märtyrer“ demon- 
strierten, erlitten durch den akademischen Senat angemessene 
Strafen. Aber dem wie ein verzehrendes Feuer um sich greifenden 
nationalen Fanatismus wurde damit kein Damm gezogen, und 
bald sollte ihm in seinem grundsätzlichen Gegner, dem inter- 
nationalen Klerikalismus, ein unerwarteter Bundesgenosse er- 
wachsen. 

In dem benachbarten Ungarn hatte der nationale Antise- 
mitismus seit lange unter der Asche geglüht, war niemals ganz 
erloschen. Jetzt, nach österreichischem Beispiele, loderte er hell 
auf und nahm, dem leidenschaftlichen, entschlossenen Charakter 
der Magyaren entsprechend, eine weit gewaltsamere Richtung. 
Sein Vorkämpfer, der Abgeordnete Istoezy, begründete noch 
im Jahre 1880 nicht weniger als 78 offen antisemitische Vereine. 
Eine erste Frucht dieser Verhetzungen war 1881 ein gegen die 
Juden gerichteter Tumult in dem Städtchen Päsztö, der freilich 
sofort unterdrückt wurde, wie sich denn Regierung und Abge- 
ordnetenhaus zunächst scharf gegen den Antisemitismus aus- 
sprachen. Allein das verhinderte nicht, dass der von Istoezy 
und seinen Anhängern ausgestreute Samen verderblich in dem 
meist ungebildeten, hitzigen Volke aufging. Im Bereger Komitat 
fanden wochenlang Judenkrawalle statt. Die Komitatsver- 
waltungen Szatmar, Heves, Raab, Somorgy, Hajden, Torontal 
petitionierten offiziell gegen die Zulassung einwandernder russischer 
Juden. Aber die Regierung und die Mehrheit des Abgeordneten- 
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hauses verwarfen diese Petition mit der sehr angemessenen Be- 
gründung, dass die bestehenden Gesetze die Niederlassung sub- 
sistenzloser Einwanderer hinreichend verhinderten und man 
anderseits unglückliche Verfolgte nicht mit Kolbenstössen am 
Aufsuchen einer Zuflucht in Ungarn verhindern dürfe. Infolge 
dieses Beschlusses trat Istoezy aus der liberalen Partei des 
Abgeordnetenhauses aus, der er schon seit lange nicht hätte an- 
gehören sollen. Die Regierung verbot alle antisemitische Flug- 
schriften und liess solche, soweit sie schon erschienen waren, kon- 
fiszieren. Inzwischen hatte sich aber ein Vorfall ereignet, der 
die Leidenschaften aufs höchste entfesselte und in der ganzen 
Welt das peinlichste Aufsehen erregte. 

In dem an der Theiss gelegenen Örtchen Tisza-Eszlar, wo 
der dort einheimische Abgeordnete Onody längst den Antise- 
mitismus gepredigt hatte, gab das spurlose Verschwinden einer 
vierzehnjährigen christlichen Dienstmagd Esther Solymossi, am 
1. April 1882, Anlass zur Beschuldigung, die Juden hätten sie 
geschlachtet, um ihr Blut bei dem bevorstehenden Passahfeste 
zu gebrauchen. Die Untersuchung wurde von den lokalen Be- 
hörden mit geradezu fanatischem Judenhass geführt. Fünfzehn 
Juden wurden ohne weiteres als der Mitschuld verdächtig ge- 
fangen gesetzt. Ein fünfjähriger Sohn des Synagogendieners 
Josef ‘Scharf musste Zeugnis ablegen und sagte naturgemäss 
alles aus, was die Ankläger ihm mit Strenge eingeprägt hatten. 
Sein älterer, vierzehnjähriger Bruder Moritz wurde durch scharfe 
Drohungen und trügerische Versprechungen dazu veranlasst, 
seinen Vater und die übrigen verhafteten Juden des Mordes zu 
beschuldigen. Ein schauerlicher Zwischenfall war, dass man die 
in ihren Gesichtszügen bereits unkenntliche Leiche eines vierzehn- 
jährigen Mädchens mit den Kleidern der Esther Solymossi in der 
Theiss auffand. War sie die Vermisste, so fiel offenbar die An- 
schuldigung des Ritualmordes dahin. Die Mutter aber wurde 
zu der Erklärung vermocht, dass sei nicht ihre Tochter; die 
antisemitischen Gerichtsärzte sagten aus, der Körper sei der 
eines achtzehnjährigen Mädchens; die Juden, behauptete man, 
hätten der Ertrunkenen die Kleider der Esther angezogen und 
sie dann wieder in den Fluss geworfen, um die Untersuchung 
irre zu führen‘ Letztere wurde in gesetzwidriger Weise ge- 
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leitet und künstlich in die Länge gezogen, um die Aufregung 
gegen die Juden zu erhöhen und über das ganze Land auszu- 
dehnen. Man folterte sogar die Angeklagten, um von ihnen 
Geständnisse zu erpressen, die sie aber in rühmlicher Festigkeit 
trotz der Martern verweigerten. Vergebens übernahm einer der 
angesehensten Anwälte Ungarns, der Reichstagsabgeordnete Karl 
Eötvös, die Verteidigung der Angeschuldigten; vergebens erliess 
der Grosse Orient der ungarischen Freimaurer einen Aufruf 
gegen das Vorurteil; vergebens legte selbst der greise Ex-Diktator 
Ungarns, Kossuth, feierlich Verwahrung gegen das Märchen 
des Ritualmordes ein. Es half nichts. Viele Tausende von 
Brandschriften gegen die Juden überschwemmten das Land. Im 
Abgeordnetenhause brachten die Antisemiten die Tisza-Eszlarer 
Angelegenheit mehrfach zur Sprache, um Gelegenheit zu 
haben, von unverantwortlicher Stelle aus die Leidenschaften 
zu schüren. 

Endlich, am 17. Juni 1883, kam es zur schwurgerichtlichen 
Verhandlung in Nyireghyhaza. Die medezinische F akultät von 
Budapest hatte die Ärzte von Tisza-Eszlar gänzlicher Unwissen- 
heit überführt und die Ertrunkene als im Alter mit der Esther 
übereinstimmend dargetan. Die Aussagen des verleiteten Moritz 
Scharf widersprachen sich nicht allein vollständig, sondern 
wurden auch durch die Lokalinspektion als der tatsächlichen 
Möglichkeit entbehrend nachgewiesen. Da er aber der einzige 
Belastungszeuge war, wurden die Angeklagten einstimmig frei- 
gesprochen und dieses Urteil später vom höchsten Gerichtshof 
als rechtmässig anerkannt. Der so schändlich zum Verderben 
seiner Eltern verführte Moritz Scharf kehrte reuig zu diesen 
zurück und ist ihnen dann bis zu ihrem Lebensende ein treuer, 
liebevoller und fürsorgender Sohn geblieben. 

Inzwischen hatte aber die Blutsage von Tissa-Esslar ihre 
Schuldigkeit getan, indem sie an zahlreichen Orten den Juden- 
hass zu hellen Flammen anfachte. Den Reigen eröffnete das 
stets als antisemitisch berüchtigte Pressburg, wo der Pöbel am 
28. und 29. Juni 1882 die Synagoge und mehrere Judenhäuser 
zu zerstören versuchte und erst nach erbittertem Kampfe von den 
Soldaten vertrieben wurde. Dafür verteilte er sich auf die 
kleineren Städte der Umgebung, wo er in den Jüdischen Häusern 
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furchtbar wütete. Der Ministerpräsident Tisza drohte, über das 
Pressburger Komitat das Standrecht zu verhängen. 164 Ruhe- 
störer wurden verhaftet. Aber trotz des kräftigen Eingreifens 
der Regierung dehnten die Unruhen sich über andere Teile des 
Landes aus, besonders über das ganze Wieselburger Komitat. 
Es bildeten sich „Schutzvereine für die Christen gegen die Juden“. 
Zahlreiche Petitionen liefen bei dem Parlamente ein, die die 
Rücknahme der Judenemanzipation forderten. Immer wieder 
brachten die Onody, Jstoezy, Szell die Judenfrage vor das Abge- 
ordnetenhaus, um die wahrhaft Liberalen einzuschüchtern und 
irre zu machen. Jstoezy, der mit Zustimmung des Abgeordneten- 
hauses wegen roher antisemitischer Hetzartikel angeklagt war, 
wurde von den Geschworenen schlankweg freigesprochen. An 
den verschiedensten Orten glaubte das aufgehetzte Volk neue 
Fälle von Ritualmord zu entdecken. 

Die Freisprechung der Angeklagten von Tisza-Eszlar erfüllte 
die Antisemiten mit neuer Wut. Selbstverständlich waren die 
Geschworenen von Nyireghyhaza bestochen, die Juden also 
doppelt schuldig. In Nyireghyhaza selbst, in Pressburg, Erlau, 
Egerszeg, Csurgo, Ödenburg, Tirnau, Steinamanger, an vielen 
anderen Orten, ja auch in Budapest kam es zu Drohungen, 
Aufläufen, Plünderungen, Zerstörungen von Häusern, Mordtaten, 
bei deren Bekämpfung diesesmal Verwaltung und Polizei eigen- 
tümliche Langsamkeit bezeugten. Die Regierung war selber 
eingeschüchtert, die Gefahr um so grösser. Die Bewegung, die 
sich über das ganze westliche Ungarn erstreckte und schliesslich 
auch über Kroatien verbreitete, an Orten, wo bisher die Israeliten 
immer mit der christlichen Bevölkerung im besten Einvernehmen 
gelebt hatten, war offenbar von langer Hand vorbereitet worden. 
Massenhaft flüchteten die Juden von den kleinen Städten in die 
grossen, wo Polizei und Militär ihnen immerhin einen Schutz 
gewährten (August 1883). Ruhe, Verkehr, geschäftliches Leben 
waren überall gestört. 

Diese Vorgänge, die Ungarns Ehre, Sicherheit und Wohl- 
stand bedrohten, machten schliesslich der Lauheit der Regierung 
ein Ende. Sie durfte die Anarchie nicht Herrin des Staates 
werden lassen, und alle besonnenen Elemente desselben schlossen 
sich ihr an. Ministerpräsident Tisza, Kultusminister Trefort, 
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die Häupter der reformierten Kirche, dann auch der katholische 
Kardinal-Erzbischof von Kalocsa, Dr. Haynald, traten offiziell 
und nachdrücklich gegen den Antisemitismus auf. König Franz 
Joseph, stets ein Freund von Gerechtigkeit und Humanität, ver- 
urteilte in einer Ansprache an den katholischen Klerus Ungarns 
mit scharfen Worten die Verfechtung des Antisemitismus durch 
einzelne Geistliche. Einer von dessen gefährlichsten Führern, 
Verhovay, der Redakteur des Blattes „Függetlenseg“, ward der 
Unterschlagung ihm anvertrauter Gelder überführt und entfloh. 
Der Ministerpräsident als Minister des Innern forderte in einem 
Rundschreiben an sämtliche Munizipien diese zur Bekämpfung 
des Antisemitismus auf. 

Von weltlichen und geistlichen Autoritäten im Namen 
der Religion und: des Vaterlandes angegriffen, unterlag der 
streitbare Antisemitismus in Ungarn, und der Sturm legte 
sich. Das Budapester Rabbinat und das Professorenkollegium 
der dortigen Landesrabbinerschule suchten dessen Grundlagen 
zu untergraben, indem sie eine Darstellung der jüdischen Sitten- 
lehre veröffentlichten, die hiermit wider die Anschuldigungen 
der Gegner und die Lauheit der angeblichen Freunde ins rechte 
Licht gesetzt werden sollte. 

Allein das Vorurteil war zu tief gewurzelt, um gänzlich 
ausgerottet werden zu können. Das Oberhaus verwarf, wenn 
auch mit geringer Mehrheit, die vom Abgeordnetenhause be- 
schlossene Gestattung der Not-Zivilehe zwischen Juden und 
Christen. Ebenso lehnte es im folgenden Jahre die regelmässige 
Berufung von Juden zu Vertretern ihrer Religionsgemeinschaft 
in das Oberhaus ab. So zeigten sich die „Magnaten“, wie die 
preussischen Herrenhäusler, als unverbesserliche Gegner von 
Freiheit und Billigkeit. Und auch die äusserste Linke im 
Abgeordnetenhause, die „Unabhängigkeitspartei“, die doch ihre 
antisemitischen Mitglieder ausgeschlossen hatte, huldigte dem 
Vorurteil insoweit, als sie in ihrem Wahlmanifeste (1884) die 
Juden zum Verzicht auf ihre Eigentümlichkeiten, ja zur Ab- 
änderung ihrer Glaubenssätze aufforderte. Also eine Zumutung 
des Religionswechsels, wie sie auch Mommsen und andere deutsche 
angebliche Liberale an die Juden gestellt hatten. Diesen Preis 
für die Gleichberechtigung zu zahlen, waren freilich die Israeliten 
weder in Ungarn noch in Deutschland gewillt. 
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Es musste auch ohne solches Opfer gehen. 

Die Abgeordnetenwahlen, die im Juni 1884 stattfanden, 
brachten den Antisemiten einigen Gewinn; die Zahl ihrer 
Mandate stieg von sechs auf siebzehn. Aber das war viel 
weniger, als sie selber erhofft hatten. Zu den demokratischen 
Antisemiten hatten sich, wie in dem Bundesstaate Österreich, 
auch die Klerikalen gesellt. Die sogenannte „liberale“ Regierungs- 
partei warüberhauptstark zusammengeschmolzen und besassnurnoch 
eine geringe Mehrheit. Aber Tisza blieb fest auf seinem Stand- 
punkt der Gleichheit und Gerechtigkeit. Da die Magnaten 
nicht im Gesetze die Berufung von Juden in ihr Haus gestatten 
wollten, liess er zwei solche durch den König zu dessen Mit- 
gliedern ernennen. 

Und so verlief sich der Antisemitismus in Ungarn allmählich. 
Es kamen noch einzelne Ausschreitungen vor, besonders bei den 
Wahlen — wie die Brandstiftung im Judenviertel von Duna- 
Szerdahely im Juni 1887; allein im ganzen beruhigte sich das 
Land und wurde der ergebnislosen Hetzereien überdrüssig. Die 
Zahl der Antisemiten im Reichstage schmolz immer mehr zu- 
sammen, und die liberale Partei wie die Regierung nahmen eine 
den Juden von Jahr zu Jahr freundlichere Stellung ein. Die 
österreichischen Antisemiten sahen mit Grimm auf das freisinnige 
Ungarn und dessen zum grossen Teil durch seine israelitischen 
Bürger lebhaft aufblühende Hauptstadt, die sie im ihrem ohn- 
mächtigen Neid und Zorn „Judapest“ tauften. 

In Österreich triumphierten sie um so mehr. Das für den 
Erfolg des dortigen Antisemitismus Entscheidende war, dass sich 
die Klerikalen oder, wie sie sich nach Stöckerschem Muster 
nannten, die Christlich-Sozialen auf das engste mit den Anti- 
semiten verbanden, unter der Führung des Gemeinderats Dr. Karl 
Lueger, eines Mannes, der durch schönes Äussere und derbe 
volkstümliche Beredsamkeit der Menge bedeutend imponierte, 
und dessen überragender Einfluss auf seine Partei durch eine 
aussergewöhnliche, mit vieler Schlauheit gepaarte praktische 
Begabung in der Tat gerechtfertigt war. Früher Demokrat hatte 
er diese Partei verlassen, weil sie ihn nicht hinreichend beachtete, 
und sich dem Antisemitismus zugewandt, wo er sich auf die 
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dessen Leitung er bald Schönerer und seinen nationalistischen 
Anhang verdrängte. Das tat derselbe Mann, der noch im Jahre 
1886 Gott zum Zeugen angerufen hatte, dass er „keinen Unter- 
schied des Glaubens kenne, Christ oder Jude ihm gleich gelte“. 
Seit 1885 war er Reichstagsabgeordneter. Seine Hauptabsicht 
war: Sturz der liberalen Gemeinderatsmehrheit und Erlangung 
des Bürgermeisteramtes der Hauptstadt. Wirklich näherte er 
sich diesem Ziele immer mehr. Die Gemeindewahlen des Jahres 
1889 brachten 35 Antisemiten in den Gemeinderat, wo sie jede 
Gelegenheit zu Hetzereien und Beschimpfungen ergriffen. 
Draussen wurden ihre Siege durch Tumulte und Lärmszenen 
gefeiert, denen die Polizei untätig zusah. Die Vertreter der 
Wiener Kultusgemeinde beschwerten sich bei dem Minister- 
präsidenten Taaffe über diese Vorgänge und die seltsame 
Passivität der Behörden. Der leitende Staatsmann gab die 
bündigsten Versprechungen, aber seinen Worten folgten keine 
Taten. Freilich den „Deutsch-nationalen Verein“ Schönerers 
löste die Regierung wegen gesetzwidrigen Verfahrens auf; 
allein dies geschah nur, weil Schönerer in seiner Schwärmerei 
für das Deutsche Reich und die Hohenzollern gegen Kaiser 
Franz Joseph und das Habsburgische Haus offene Feind- 
schaft betätigte. Die Christlich-Sozialen, die den Juden 
weit gefährlicher waren, liess man unangefochten, da sie unter 
den hohen Beamten und am Hofe zahlreiche Anhänger besassen; 
einer ihrer Hauptanführer wurde Fürst Alois Lichtenstein. Diese 
Richtung erfocht immer neue Siege bei den Wahlen nicht nur 
zum Wiener Gemeinderat (März 1890) sondern auch zum N ieder- 
österreichischen Landtage, wo neben nur drei Liberalen zehn 
Antisemiten aus der Urne hervorgingen. In den Reichsrat ent- 
sandte Wien mit Niederösterreich ebenfalls dreizehn Antisemiten, 
Österreichisch-Schlesien zwei (März 1891). Die sich verstärkenden 
antisemitischen Minderheiten riefen in allen drei Körperschaften 
unaufhörlich lärmende, mit unsagbarer Roheit geführte Juden- 
debatten hervor, die dazu bestimmt waren und auch den Erfolg 
hatten, der Bevölkerung die Juden als verabscheuungswürdige 
und dabei wehrlose Opfer des Hasses und der Verfolgung zu 
bezeichnen. Daneben setzten die „nationalen“ Studenten der 
Wiener Universität grossartige Prügeleien der anders gesinnten 
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und zumal der jüdischen Kommilitonen in Szene und zwangen 
durch wiederholte Beleidigungen den freisinnigen Rektor, den 
berühmten Geologen Suess, zur Niederlegung seines Rektorates. 
Ebenso richteten sie aus gleichem Grunde eine heftige Demon- 
stration gegen den nicht minder berühmten Mediziner Professor 
Nothnagel. Und wie in der Hauptstadt, so in den Provinzen. 
In Graz verstiegen sich sechs Studenten soweit, nachts die 
Synagoge nach Kräften zu demolieren. Auch in Prag war 
beinahe die Hälfte der deutschen Studenten — die Mehrheit der 
niehtjüdischen — antisemitisch. 

Endlich rafften sich die noch freiheitlich und gerecht 
denkenden Elemente der christlichen Einwohnerschaft zur Be- 
kämpfung dieser schmachvollen und gemeingefährlichen Be- 
strebungen auf. Im Mai 1891 bildete sich in Wien ein „Verein 
zur Abwehr des Antisemitismus“, dem sofort, was in Deutschland 
unmöglich gewesen wäre, Mitglieder der höchsten Aristokratie 
beitraten, wie Fürst und Fürstin Metternich, Graf Zichy, Fürst 
Wied, Graf Arthur Kinsky, Graf Hans Wilezek, Baron Leiten- 
berger, die Schriftsteller Baron und Baronin von Suttner, Marie von 
Ebner-Eschenbach, sowie deren Gatte. Auch frühere Minister, 
der Dichter Ludwig Ganghofer, berühmte Mediziner, wie 
Rokitansky und Nothnagel, dann Professor Suess wurden Mit- 
glieder. Es war eine in jeder Beziehung illustre Versammlung, 
die zu den lärmenden Banausen des Antisemitismus einen 
glänzenden Gegensatz bildete. Am 1. Juni hielt der Verein 
seine erste Sitzung ab, in der Hofrat Nothnagel eine zündende 
Rede hielt. Der Verein, an dessen Spitze Baron von Suttner trat, der 
Gemahl der berühmten Schriftstellerin, veranstaltete in Wien Protest- 
versammlungen gegen das Treiben der Antisemiten, das dort von 
Suttner, Nothnagel, dem demokratischen Abgeordneten Krona- 
wetter scharf beleuchtet wurde. Kronawetter verkündete als Ziel 
des Vereins: „Mit den Antisemiten Kampf bis zur Vernichtung“. 
Auch bei der Regierung schritt der Verein wiederholt ein und 
erhielt dort die üblichen schönen Versprechungen. Aber im 
Grunde war er viel zu vornehm, um gegen die Demagogie der 
Nationalen und Christlich-Sozialen aufkommen zu können. 

Deren wichtigster Gegner war noch der gerechte und 
wohlwollende Kaiser Franz Joseph, den die lärmende Roheit und 
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pöbelhafte Gewalttätigkeit der Antisemiten recht widerwärtig be- 
rührte. Er verliess in demonstrativer Weise ein Theater, als 
auf dessen Bühne ein antisemitisches Kuplet gesungen wurde. 
„Meine Macht und die vaterländischen Gesetze sichern Ihnem 
wie jeder Konfession in dieser Monarchie Ihre staatsbürgerlichen 
Rechte,“ sagte er zu einer Deputation der israelitischen Gemeinde 
in Fünfkirchen. In der gleichen Weise hat der Monarch sich 
bei jeder Gelegenheit, bis zur Gegenwart hin, ausgesprochen. 
Ja, er wandte sich (Oktober 1892) in zornigen Worten unmittel- 
bar gegen die Antisemiten, deren Treiben im niederösterreichischen 
Landtage „ein Skandal und eine Schande“ sei. 

Aber die Verhetzung hatte schon allzu weite Verbreitung 
gefunden, als dass solche Worte und Beispiele, auch von der 
höchsten Stelle her, sie tatsächlich hätte zurückdrängen 
können. Dazu kam, dass, wie in Deutschland, die klerikale 
Partei den Antisemitismus benutzte, um die Volksmassen wieder 
ihrer unbedingten Leitung zu unterwerfen. Deshalb half sie 
ihm durch den Einfluss ihrer Geistlichheit, durch ihre reichen 
Mittel. Klostersäle wurden zu antisemitischen Versammlungen 
hergegeben, Priester und Mönche nahmen an solchen Demon- 
strationen Anteil. 

Ebenso wenig, wie das Ministerium Taaffe, wagte das ihm 
nachfolgende Kabinett Windischgrätz die Christlich-Sozialen scharf 
anzufassen. Durch die ungeheuerlichen Verleumdungen, die 
diese in den gesetzgebenden Körperschaften, im Gemeinderat, 
in öffentlichen Versammlungen, von der Kanzel herab immer 
wieder aussprachen, hielten sie ganz Wien mitsamt der Regierung 
unter einer wahren Schreckensherrschaft. In allen Ländern 
Österreichs machte sich der Antisemitismus geltend, in der Schule, 
im Heere, im Staats- und Landesdienste, im geschäftlichen Ver- 
kehr, im geselligen Leben, in den Sommerfrischen wie bei den 
winterlichen Vergnügungen. 

Ein Priester, Pastor Deckert, war es, der das Blutmärchen 
immer wieder zu verbreiten suchte. Er und seine Helfershelfer, 
die die Volksmassen zum Angriffe auf die Juden aufzuwiegeln 
suchten, wurden deshalb im Juni 1893 zu strengen Strafen ver- 
urteilt. Aber ihre schändlichen Brandstiftungen hatten gezündet. 
In dem böhmischen Städtchen Kolin und Umgebung fanden 
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wegen angeblichen Ritualmordes Ausschreitungen gegen die 
Juden statt; in Benatek sollte ebenfalls ein ertrunkenes Dienst- 
mädchen das Opfer der Juden sein. In Holleschau in Mähren 
wurden gleich zwei Fälle von Ritualmord durch lügnerische 
Dienstmädchen konstruiert, jedoch alsbald aufgedeckt. Die Tumul- 
tuanten und Verleumder verfielen der Schärfe des Gesetzes — 
aber die eigentlichen Veranstalter gingen meist straffrei aus, da 
sie sich wohl hüteten, selber mit Hand anzulegen. 

Im ganzen ist nicht zu verkennen, dass die österreichischen 
Juden sich bei der Abwehr des Antisemitismus sehr lau be- 
nahmen, nichts von der kräftigen und zielbewussten Selbsthilfe 
ihrer reichsdeutschen Glaubensgenossen zeigten. Die Haupt- 
schuld daran trug der Umstand, dass der Besitz und die Intelligenz 
unter den österreichischen Israeliten — also die recht eigentlich 
zur Führung berufenen Elemente — sich zumeist, so weit sie 
nicht geradezu zum Christentum übertraten, doch möglichst mit 
den Gegnern wohl verhielten, um sich den Unannehmlichkeiten 
direkter Angriffe zu entziehen. Die meisten von ihnen über- 
liessen in unrühmlicher Weise ihre armen und hilflosen Glaubens- 
genossen den Misshandlungen oder doch Bedrängnissen durch 
das Antisemitentum. In Böhmen rafften sich, im Juni 1895, 
siebenunddreissig jüdische Gemeinden zur Gründung eines be- 
sonderen Gemeindebundes auf, dessen Taten sich aber auf 
Gewährung von Rechtsschutz an solche Glaubensgenossen be- 
schränkten, denen wegen ihres Bekenntnisses Gesetzwidrigkeiten 
zugefügt würden. Ein ähnliches Rechtsschutzkomitee setzte die 
„Österreichisch-israelitische Union“ in Wien ein, von deren 
Wirksamkeit man sonst wenig hörte. 

Die Regierung wurde mehr und mehr von dem antisemitischen 
Strome mit fortgerissen. Freilich, Ausnahmegesetze gegen die 
Juden brachte sie nicht in Vorschlag, allein sie benachteiligte 
diese in weniger auffälliger, aber desto wirksamerer Weise. Kein 
Jude wurde mehr in den Staatsdienst zugelassen, ja christliche 
Professoren und Beamte, die eine Jüdin zur Frau hatten, wurden 
zur Niederlegung ihrer Stellen gezwungen, wie das in den Fällen 
Brentano und Richter (1894) geschah. Eine Reihe von Gesetzen 
erfloss, die die ökonomische Lage der Juden schwer schädigten:: 
Wiederbelebung der mittelalterlichen Zünfte, Befähigungsnach- 
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weis für den Handelsstand, Beseitigung des Raten- und Hausier- 
handels, eine ausgiebige Sonntagsruhe, die die frommen Juden 
zwang, an je zwei Tagen der Woche — Sabbat und Sonntag — 
zu feiern. Besonders die galizischen Juden wurden durch die 
Feindschaft des in diesem Kronlande allmächtigen polnischen 
Adels immer mehr der Möglichkeit eines anständigen und ehr- 
lichen Broterwerbs beraubt, langsam aus allen Berufen verdrängt. 
Die Monopolisierung des dortigen Salzhandels machte mehrere 
Tausende von Familien brotlos. Überall in Galizien gründete 
der Adel mit Hilfe der Geistlichkeit christliche Warenniederlagen 
und landwirtschaftliche Genossenschaften. Dazu traten die soeben 
erwähnten allgemeinen Gesetze, die den Kleinhandel, dem seit 
Jahrhunderten die mittellosen galizischen Juden oblagen und 
obliegen mussten, ungeheuer einschränkten. 

Und endlich erlangten die Antisemiten den längst erhofften 
Sieg im Wiener Gemeinderate. Die Wahlen des März 1895 
brachten ihnen dort eine neue Verstärkung, so dass ihnen nur 
wenige Stimmen an der Mehrheit fehlten; die Gegner aber waren 
eingeschüchtert und gespalten. So setzten jene am 13. Mai 1895 
die Wahl ihres Führers Lueger zum Vizebürgermeister durch. 
Allein da man sich über die Kürung des ersten Bürgermeisters 
nicht einigen konnte, fiel der Gemeinderat der Auflösung anheim, 
und damit erlosch auch das neue Amt Luegers. Sofort begannen die 
Christlich-Sozialen, unterstützt von den Deutsch-Nationalen, die 
die Niederlage des Liberalismus zu einer endgültigen machen 
wollten, eine masslose Agitation, die schliesslich durch die im 
September 1895 stattfindende Neuwahl eine starke antisemitische 
Mehrheit in den Gemeinderat brachte. Mit 93 Stimmen wurde 
nun. Lueger, der „Herr von Wien“, am 29. Oktober zum ersten 
Bürgermeister gewählt. 

Die Freude war einstweilen von kurzer Dauer. Der 
Kaiser, der den Antisemiten seine Abneigung bewahrt hatte, 
verweigerte die gesetzlich notwendige Bestätigung; und als 
der Gemeinderat von neuem am 13. November Lueger er- 
wählte, wurde sie ihm abermals versagt.  Ministerpräsident 
Graf Badeni gab dazu im Reichsrate die Begründung, 
dass die Wahl Luegers „nicht die öffentliche Bürgschaft 
gebe für eine streng objektive, sachliche, von jedweder 
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agitatorischen Tendenz freie, allen Klassen der Bevölkerung gegen- 
über gleichmässige, den Anforderungen der Autorität Rechnung 
tragende Verwaltung“. Die wüsten Szenen, die darauf ım 
Parlament, die Strassendemonstrationen, die in der Hauptstadt 
erfolgten, konnten den Widerwillen an der höchsten Stelle des 
Staates nur verstärken. Der Gemeinderat ward abermals auf- 
gelöst, ein Regierungskommissar provisorisch mit der Verwaltung 
der Stadt beauftragt. 

Im März 1896 fanden neue Gemeinderatswahlen statt, die 
die alte antisemitische Mehrheit wieder ergaben. . Sie erwählte 
Lueger zum dritten Male zum Bürgermeister. Um sich 
selbst und seine Partei aus der Sackgasse herauszubringen, fasste 
Lueger einen sehr klugen Entschluss. Er suchte eine Audienz 
beim Kaiser nach, und auf dessen Wunsch verzichtete er selber 
einstweilen auf sein Amt. Damit hatte er dem Willen des 
Herrschers auf eine Weise Rechnung getragen, die ihm dessen 
Gunst für die Zukunft sicherte. An seiner Stelle wurde sein 
Vertrauter Strobach erster Bürgermeister, er selber — dessen 
Strohmann jener nur war — Vizebürgermeister (6. Mai 1896). 
Diese Wahlen wurden von der Regierung anstandslos bestätigt; 
sie hatte sich, mit Schonung der Form, den Antisemiten unter- 
worfen. 

Die neue Mehrheit arbeitete rasch und entschieden. Sie be- 
schloss, dass kein Jude Stadtrat (Magistratsmitglied) werden 
dürfe; kein Jude solle irgend eine Anstellung oder Übertragung 
einer Lieferung von der Stadt erhalten — Grundsätze, die doch 
der österreichischen Verfassung durchaus zuwiderliefen. Die 
schon angestellten jüdischen Beamten wurden bei Beförderungen 
systematisch übergangen. Sämtlichen armen israelitischen Schülern 
der städtischen Gymnasien wurde der Erlass des Schulgeldes 
entzogen. 

Ebenso schloss der niederösterreichische Landtag, der fast 
völlig aus Antisemiten bestand, die jüdischen Schüler aus den 
vonihm unterstützten Schulen aus und verweigerte den israelitischen 
Waisen-Unterstützungsvereinen die seit vielen Jahren gewährte 
Beisteuer. Da man die jüdischen Kinder nicht ganz aus den 
öffentlichen Schulen zu entfernen vermochte, ordnete der Wiener 
Schulrat an, dass sie getrennt von den christlichen Kindern 
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gesetzt werden sollten — ein Beschluss, den die Regierung 
freilich wieder aufhob. 

Die Aussichten wurden immer trüber. Denn die Reichsrats- 
wahlen im März 1897 ergaben eine zerschmetternde Niederlage 
des deutschen Liberalismus, den Triumph der Klerikalen, 
Nationalisten und Antisemiten jeder Art. Nunmehr legte Strobach 
sein Amt nieder, und Lueger wurde zum vierten Male zum 
ersten Bürgermeister von Wien erkoren, auch jetzt von der 
Regierung ohne weiteres Zögern bestätigt. Diese konnte tat- 
sächlich dem wiederholten und von der offenbaren Mehrheit 
getragenen Verlangen der städtischen Bevölkerung nicht mehr 
widerstehen. Die Juden, die sich ‘bei den Wahlen sehr lau 
benommen, hatten am wenigsten Grund, die Regierung dafür 
anzuklagen. Wie schlecht schützte sich die österreichische Juden- 
heit gegen die sich drohend wider sie erhebenden Gefahren ! 
In religiöser und politischer Beziehung durchaus uneinig, ohne 
anerkannte Führer, ja ohne wirklichen Versuch tätiger Abwehr, 
liess sie kraftlos alles über sich ergehen, ‚soweit sie nicht, und 
zwar in ausgedehntem Masse, sich durch Übertritt zum Christen- 
tum zu retten suchte. 

Inzwischen wetteiferten Deutsche und Tschechen in Böhmen 
in Beschädigung und Plünderung jüdischer Läden und Wohnungen. 
Jede dieser Nationalitäten mit ihrem wilden, leidenschaftlichen 
Chauvinismus sah in den Juden Fremde, Gegner. Zumal die 
Tschechen beschuldigten die Juden, überall Agenten der Germani- 
sierung zu sein. In Prag selbst, das durch seinen rohen 
Pöbel berüchtigt ist, geschahen die schändlichsten Greuel; eine 
jüdische Hökerin, die ihre armselige Habe verteidigte, wurde 
niedergestochen. An achthundert jüdischen Häusern und Kauf- 
läden wurden die Fenster zertrümmert, vierundvierzig jüdische 
Geschäfte ausgeraubt. Das Standrecht musste über die tschechische 
Hauptstadt verhängt werden. Und der „Verein tschechischer 
Juden“ antwortete auf alle diese Scheusslichkeiten mit einer 
demütigen Bitte an die Herren Tschechen, es doch damit genug 
sein zu lassen! Eine bittere Ironie auf die Selbstachtung der 
böhmischen Judenheit. Viel wirksamer als dies Gewinsel war 
der Schutz des Militärs. Die Regierung ermahnte die böhmischen 
Beamten und Lehrer, aus allen Vereinen mit antisemitischer 
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Tendenz auszutreten, vielmehr in Leben und Lehre Duldung 
und allgemeine Menschlichkeit zu verfechten. 

Auch unter den Polen Galiziens trat der Antisemitismus 
immer unverhüllter auf. Das leitende Blatt der herrschenden 
Adelspartei, der „Czas“, gab ihn offen kund, und daneben 
entstanden immer zahlreicher eigentlich antisemitische Hetzblätter. 
Die Agitation wurde in Stadt und Land systematisch betrieben, 
auch in der Schule. Der Adel förderte dieses Vorgehen, um 
den Unwillen des Volkes wegen der Unterdrückung, unter der 
es seufzte, auf die Juden abzulenken. Mit Erfolg. Im März 
1898 fanden Ausschreitungen gegen diese in Wieliezka statt; 
es folgten Przemysl, Kalvarya, Tluste, Radziszow, Chodorow, 
Sehodnim, Gorlice, im ganzen 32 Ortschaften. Die Geistlich- 
keit stand bei der giftigen Tätigkeit dem Adel getreulich zur 
Seite. Erst die Salven der Gendarmerie und des Militärs konnten 
die Unruhe unterdrücken. Die Strafe fiel natürlich auf die 
betörten Bauern und Arbeiter, während die eigentlichen Hetzer 
sich im Hintergrunde hielten. Vielmehr sprach der Polenklub 
der Reichsratsabgeordneten seine Entrüstung über Vorgänge aus, 
die seine Standes- und Gesinnungsgenossen selber hervorgerufen 
hatten. Allerdings hatten die Plünderer, einmal in Appetit 
gekommen, begonnen, ihre Arbeit auch gegen die adligen Guts- 
höfe zu richten. In ganz Westgalizien herrschte der Aufruhr, 
ganze Stadtviertel gingen in Flammen auf. Der Belagerungs- 
zustand musste über die Provinz verhängt werden. 

Was wollte gegen die entfesselten Volksleidenschaften der 
„Verein zur Abwehr des Antisemitismus“ mit seinen einigen 
Tausenden hochgebildeter Mitglieder ausrichten? Gewiss waren 
seine Absichten sehr lobenswert, und die Männer und Frauen 
der Geburts- und Geistesaristokratie, die ihm treu blieben, 
können wegen ihres sittlichen Mutes nicht genug gepriesen 
werden. Aber sie waren Offiziere ohne Armee, und sogar mit 
Geldmitteln haben die reichen österreichischen Juden den Verein 
allzuwenig ausgerüstet. So mussten seine tatsächlichen Leistungen 
geringfügig bleiben. Die Juden stritten unterdes über den Namen 
und die Satzungen ihres Gemeindebundes, der unter dem hoch- 
tönenden Titel „Allgemeiner österreichisch-israelitischer Bund“ 
endlich im November 1899 zustande kam. Mehr als 150 
Gemeinden traten ihm bei, aber seine Taten waren gering. 
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Und doch war ein neuer Blutlügen-Prozess in Böhmen im 
Gange. Eine neunzehnjährige Nähterin, Agnes Hruza aus Klein- 
Veznie bei Polna, wurde am 1. April 1899 in einem Walde mit 
durchschnittenem Halse gefunden. Ein halb blödsinniger jüdischer 
Tagedieb, Leopold Hilsner, ward darauf, trotz mangelnder Be- 
weise, dieser Tat und in der Eile noch eines anderen Mordes 
angeklagt, in zwei Schwurgerichtssitzungen schuldig gesprochen 
und zum Tode verurteilt; der Kaiser begnadigte ihn zu lebens- 
länglichem Zuchthaus. Die Verhandlungen der Gerichte hatten 
unter dem Drucke fanatischer antisemitischer Agitatiin von 
tschechischer Seite stattgefunden, die Schuld Hilsners war nichts 
weniger als klar dargetan. Christliche wie jüdische Wahrheits- 
freunde, besonders der Professor der Soziologie an der Prager 
tschechischen Universität, Reichstagsabgeordneter Massaryk, 
haben sich wiederholt um eine Revision des Prozesses bemüht — 
aber sie scheiterten an der Macht der Klerikalen und Antisemiten. 

Denn diese hatten sich sofort der Angelegenheit bemächtigt, 
um die Anklage des Ritualmordes zu erheben. Eine Protest- 
versammlung der jüdischen Gemeinde in Wien sowie eine Ver- 
wahrung der hervorragendsten Rabbiner Galiziens und der 
Bukovina brachten selbstverständlich nicht den mindesten Ein- 
druck auf die erregten Massen hervor. Es kam an verschiedenen 
Orten Böhmens und Mährens zu Gewalttaten gegen die Juden, 
denen besonders in der längst antisemitisch verseuchten Stadt 
Holleschau schlimm mitgespielt wurde. In erfreulicher Weise 
nahmen nicht nur jüdische Reichstagsabgeordnete sondern auch 
der Vertreter der Polen im Ministerium auf das entschiedenste 
gegen die Blutlüge Stellung. Aber die Antisemiten im Reichs- 
tage und draussen antworteten ihnen, indem sie im Bewusstsein 
ihrer durch mächtige Einflüsse gesicherten Straflosigkeit die 
Regierung, die Gerichte und die Prager medizinische Fakultät 
der Konnivenz mit den Juden beschuldigten. _ 

Die Herrschaft des antisemitisch gefärbten Klerikalismus 
wurde immer fester und zuversichtlicher. Der neue Minister- 
präsident von Körber gab den Juden und ihren Verteidigern 
gewohnheitsmässig die beruhigendsten Versicherungen, bestätigte 
aber das neue Statut und die neue Wahlordnung für die Stadt- 
gemeinde Wien, die derart gestaltet waren, dass sie die Herr- 
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schaft der Christlich-Sozialen hier zu verewigen versprachen. 
Wirklich erfochten diese 1900 bei den Wiener Gemeinderats- 
wahlen einen glänzenden Sieg, der ihnen in der Stadtvertretung 
eine erdrückende Mehrheit verschaffte. Inzwischen stahl die 
katholische Geistlichkeit in Galizien fleissig jüdische junge 
Mädchen und steckte sie in Klöster. Keine Klagen und Be- 
mühungen der untröstlichen Eltern führten zu einem Erfolge: 
man sagte ihnen an massgebender Stelle, dass die Macht des 
Staates an den Klostermauern scheitere — es war ein Minister, 
der diese Bankrotterklärung der österreichischen Staatsgewalt 
offen aussprach. Wie im tiefsten Mittelalter! Erst im Jahre 1905 
fand die Statthalterei in Krakau den Mut, von den frommen 
Dieben die Herausgabe einiger der gestohlenen Mädchen zu 
erzwingen. Dabei herrschte unter den galizischen Juden entsetz- 
liches Elend. Den zahlreichen jüdischen Bergleuten in Boryslav 
wurde einfach der Stuhl vor die Türe gesetzt und der Hunger- 
tod vor Augen gestellt. So beförderten die polnischen Freiheits- 
helden die nützliche, ehrliche Handarbeit unter den galizischen 
Juden! 

Die Reichstagswahlen, die im Januar 1901 vollzogen wurden, 
gestalteten sich in Galizien recht unerfreulich. Die Wahl einiger 
Renommier-Juden zu Abgeordneten war die Folge des Bündnisses, 
das die Führer der dortigen Israeliten mit dem Adelskomitee 
abgeschlossen hatten; dafür mussten die Juden, unter der Leitung 
ihrer selbstsüchtigen „Grossen“, vielfach gegen Liberale für aus- 
gesprochene Klerikale und Antisemiten stimmen. Auch ein Bei- 
trag zu der traurigen Wahrnehmung moralischer Verkrüppelung 
bei unsern östlichen Stammesgenossen. Sonst verloren bei dem 
Wahlfeldzuge in Österreich die Christlich-Sozialen einige Sitze; 
um so mehr wuchsen die Deutsch-Radikalen und Alldeutschen 
an, die die Bekämpfung der Juden gleichfalls auf ihre Fahne ge- 
schrieben hatten. Dagegen berief der Gerechtigkeitssinn des 
greisen Kaisers wiederum einen Israeliten, den Universitäts- 
professor Theodor Gomperz, in das Herrenhaus, wo schon dessen 
Bruder einen Sitz einnahm. 

Einen grossen Umschwung in den parlamentarischen Ver- 
hältnissen Österreichs brachte die Einführung des allgemeinen 
Stimmrechtes zuwege. Bei den ersten Wahlen nach dieser neuen 
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Verfassung, im Jahre 1907, war es selbstverständlich, dass in 
einem Staate, in dem eine und eine viertel Million Juden wohnten, 
zum Teile eng zusammengedrängt, auch einige jüdische Abge- 
ordnete aus der Urne hervorgingen. Indessen war ihre Zahl 
geringer, als sie nach der Menge, der Intelligenz und dem wirt- 
schaftlichen Einflusse der österreichischen Israeliten hätte sein 
sollen; sie betrug nur zwölf. Die Zwistigkeiten, grundsätzlicher 
und persönlicher Art, im Schosse der Judenheit selbst hatten 
dieses mangelhafte Ergebnis bewirkt. Viele Juden stimmten, 
aus Abneigung gegen den Sozialismus, für die Christlich-Sozialen. 
Eine haltlose Gesinnung, zu der sich nichts sagen lässt, die man 
nur staunend feststellen kann. Der greise Träger der Krone 
dagegen erwies von neuem sein Gerechtigkeitsgefühl und sein 
Wohlwollen für seine israelitischen Untertanen, indem er aber- 
mals einen von ihnen, den Hofrat Professor von Schey, in das 
Herrenhaus berief, wo nunmehr sechs Israeliten sich befanden. 

Nur schwach pulsierte das Leben unter den österreichischen 
Juden. Sie fanden sich weder zur Abwehr der äusseren Angriffe 
noch zu gemeinsamer Arbeit für Hebung des religiösen Empfindens 
und der Kultur untereinander zusammen. Der Österreichisch- 
Israelitische Bund bestand lediglich dem Namen nach. Die Siege, 
die die Christlich-Sozialen in immer steigendem Umfange bei den 
Gemeindewahlen in Wien erfochten; das immer erneute Wieder- 
auftauchen der ebenso schändlichen wie gefährlichen Blutlüge; 
der tiefe Kulturzustand eines grossen Teiles der österreichischen 
Judenheit, alles das sind Tatsachen, die gebildete und warm- 
fühlende Israeliten Österreichs endlich aus ihrer schlaffen 
Gleichgültigkeit aufschrecken müssten. Freilich sind die Schwierig- 
keiten gross — um so energischer sollten sie an deren Beseitigung 
gehen. 

Die Christlich-Sozialen setzten es durch, dass zwei der 
Ihrigen Minister wurden, davon der eine, ein ehemaliger Lohn- 
schreiber, Minister des wichtigen Departements der öffentlichen 
Arbeiten. Durch solchen Erfolg ermutigt, brachte diese Partei 
1908 im Abgeordnetenhause des Reichstags den Antrag ein, 
nach russischem Vorbilde die Zahl der Jüdischen Schüler auf 
einen noch zu bestimmenden Prozentsatz herabzumindern. Trotz der 
wüsten Agitation, die die Christlich-Sozialen für diesen Vorschlag 
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betrieben, ist die Kraftprobe nicht zu ihren Gunsten ausgefallen; 
der Antrag wurde mit 205 gegen 162 Stimmen abgelehnt. Aber 
bezeichnend bleibt es dennoch, dass ein Antrag, der nicht nur 
den elementarsten Forderungen der Gerechtigkeit und Humanität 
sondern auch der beschworenen Verfassung entgegenlief, eine 
so bedeutende Minderheit fand, und dass die Minister, die Ab- 
geordnete waren, sich der Abstimmung enthielten. Sie wollten 
offenbar ihre antisemitischen Kollegen nicht verletzen. 

Solehen Vorgängen gegenüber trat im April 1908 ein 
österreichisch-israelitischer Delegiertentag zusammen, der zum so 
und so vielten Male eine engere Organisation des österreichischen 
Judentums beschloss und diese einem für den Herbst einzube- 
rufenden Bundestage vorlegen wollte. Aber Galizien schloss sich 
sofort von der beabsichtigten Einigung aus. 

Viel günstiger hatten sich zunächst die Umstände in dem 
ungleichen Bruderstaate Ungarn gestaltet. Nachdem die Halt- 
losigkeit der Blutlüge in dem Tisza-Eszlar-Prozess deutlich hervor- 
getreten war, hatten die Magyaren sich der ganzen antisemitischen 
Bewegung geschämt. Ruhe und Friede waren in dem ganzen 
Lande eingetreten, unter deren Segen auch die Israeliten Ungarns 
sich geistig und materiell in gedeihlicher Weise entwickelten. 
Erst im Jahre 1895 machte sich eine erhöhte Tätigkeit der 
klerikalen „Volkspartei“ geltend, die, wie in Deutschland und 
Österreich, als Sturmbock gegen die Liberalen den Antisemitismus 
pflegte und förderte und hierbei von dem niederen katholischen 
Klerus lebhaft unterstützt wurde. Selbst das Blutmärchen wieder 
zu verbreiten, auch von der Kanzel herab, scheuten sich, trotz 
der Missbilligung seitens der Bischöfe, viele Geistliche nicht. 
Freilich, die Regierung griff scharf zu und liess die unwürdigen 
Priester sowie deren Helfershelfer unter den Laien zu harten 
Strafen verurteilen. Aber das liess die Hetzkapläne höchstens 
vorsichtiger auftreten. Sie gründeten in zahlreichen Städten 
„christliche“ Konsumvereine und verbreiteten Flugsehriften: 
„Kauft nicht bei Juden!“ Allmählich verlor sich wieder die 
Scham, zu den Antisemiten gerechnet zu werden; ihre Anhänger 
mehrten sich rasch an Zahl; schon kamen — 1900 — neuerdings 
einzelne Ausschreitungen vor. Die Regierung, die noch auf- 
richtig liberal war, suchte das Unheil an der Wurzel zu er- 
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sticken und erteilte die allgemeine Weisung (1901), die Verbreiter 
der Blutlüge ausfindig zu machen und zu unnachsichtiger straf- 
rechtlicher Verfolgung zu bringen. 

Allein auch in Ungarn ging es bergab mit dem Liberalismus, 
wie in so vielen anderen europäischen Länden. Zwar die 
Reichstagswahlen des Jahres 1901 brachten so ziemlich der 
liberalen Partei die alte Mehrheit — aber diese Erhaltung ihres 
äusseren Bestandes war nur auf Kosten ihrer inneren Festigkeit 
und Zusammengehörigkeit geschehen; sie enthielt zahlreiche 
Elemente konservativ-klerikaler und infolgedessen judenfeindlicher 
Richtung. Diese machten sich bald (1903) in einem Ein- 
wanderungsgesetz geltend, das tatsächlich zur Erschwerung des 
Zuflusses galizischer, rumänischer und russischer Juden dienen 
sollte. Allmählich gab auch die Regierung dieser Färbung Raum. 
Obwohl staatsrechtlich der Jüdische Kultus dem christlichen gleich- 
gestellt war, bestimmte sie für jenen viel geringere Beträge im 
Staatshaushalte, als ihm nach dem Zahlenverhältnis seiner Be- 
kenner zukam. 

Die Neuwahlen zum Reichstage im Januar 1905 brachten 
dann eine zerschmetternde Niederlage der abgewirtschafteten und 
uneinigen liberalen Partei; und nach der Zwischenregierung des 
ausserparlamentarischen Ministeriums Fejerväry kam im April 
1906 die „Unabhängigkeitspartei* und mit ihr das Kabinett 
Wekerle zur Herrschaft. Hochadel und Klerus waren die 
Paten und Förderer der Partei und des Kabinetts. Dessen 
Justizminister Polonyi und Unterrichtsminister Graf Apponyi 
waren Klerikale mit antisemitischer Gesinnung. Das klerikale 
Element drängte sich immer mehr in den Vordergrund 
und gewann, mit zäher Beharrlichkeit verfahrend, das 
Übergewicht. Das trat im Gebaren der Regierung und ihrer 
Mehrheit deutlich hervor, die sogar den jüdischen Reichstags- 
abgeordneten gegenüber den parlamentarischen Anstand schroff 
verletzte. Der Unterriehtsminister, der sich ausser Landes auf 
den grossen internationalen Zusammenkünften als begeisterter 
Vorkämpfer aller Freiheiten gab, betrieb daheim mit seinem als 
offener „Antimosaist* — wie man in Ungarn. sagt — bekannten 
Ministerialdirektor Baron Borköczy die Säuberung der höheren 
Schulen von jüdischen Lehrern; an den Universitäten wurde 
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kein ungetaufter Jude mehr Professor. Das sind unzweifelhafte 
Tatsachen, die beweisen, wohin die gegenwärtige ungarische 
Regierung neigt. Das Volk zog daraus seine Schlüsse. Die 
Wahlkämpfe wurden mit Vorliebe, selbst in der Reichs- 
hauptstadt, mit antisemitischen Waffen geführt, denen man 
doch einen grossen Eindruck auf die Wählerschaft zuschreiben 
musste. Die ungarischen Juden täten gut solchem Treiben mit 
aller Kraft entgegen zu wirken, anstatt sich untereinander wegen 
konfessioneller Streitigkeiten zu zerfleischen. 


Kapitel Drei. 
Frankreich und andere Länder. 


Nieht nur Deutschland und Österreich-Ungarn, auch das 
Mutterland der Gewissensfreiheit und Gleichheit aller Staatsbürger, 
auch Frankreich wurde von der Krankheit des Antisemitismus 
ergriffen; auch hier wurde die Ansteckung durch den Klerika_ 
lismus übertragen. Dieser herrschte schon in der französischen 
Nationalversammlung der Jahre 1871—1876 und besonders in 
der Regierung des Präsidenten der Republik, Marschalls Mac Mahon. 
Die machthabende Partei begann alsbald mit der Absetzung zahl- 
reicher höherer Beamten jüdischen Glaubens; mit grosser Ungunst 
behandelte sie die Israeliten in Algerien, denen sie die 1870 
verliehene Naturalisation als Franzosen wieder zu entziehen 
drohte. Auch an schriftstellerischer Verfechtung des Antisemitismus 
fehlte es nicht. Ein angeblicher Türke, der sich Major Osman 
Bey nannte, veröffentlichte 1875 in französischer Sprache eine 
Schrift „Die Eroberung der Welt durch die Juden“, in der er 
zum ersten Male deren angebliche Bestrebungen nach der Welt- 
herrschaft denunzierte. Die hauptsächlichsten Elemente in diesem 
Kampfe seien das Haus Rothschild — die Jüdische Geldmacht — 
und die „Alliance isra&lite universelle“ — die jüdische Geheim- 
bündelei. Diese lügnerischen Schlagworte sind dann nicht allein 
in dem französischen Antisemitismus lebendig und wirksam ge- 
blieben. Vergebens liehen die Rothschilds auch judenfeindlichen 
Regierungen; vergebens stellte man in nicht zu bezweifelnder 
Weise das Wesen und die Arbeit der Alliance richtig dar. 
Missgunst und bewusste Unwahrheit verstanden es, immer wieder 
Hunderttausende über den wahren Tatbestand zu täuschen- 
Israel zog unter Führung der Rothschilds und der Alliance zur 
Eroberung der Welt aus, nach Anleitung der schauderhaften 
Geheimlehren des Talmuds! 
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Solche Anklagen erhob, neben vielen anderen, ein im Jahre 
1881 entstehendes Wochenblatt, das den vielversprechenden Titel 
„L’Antijuif* führte und die Aufhebung der Gleichberechtigung 
der französischen Juden sich zur Aufgabe stellte. Aber auch 
altbekannte, einflussreiche französische Zeitschriften traten in den 
Dienst der schlechten Sache, wie der „Figaro* und die längst 
klerikal angehauchte Revue des deux Mondes. In ernsten Artikeln 
und in Romanen suchten sie die Juden verhasst und lächerlich 
zu machen. Beide Blätter sind für die Reichen, Eleganten und 
Vornehmen bestimmt, und wenn sie eine judenfeindliche Haltung 
annahmen, so beweist dies, dass sie solche Gesinnung als in 
dem Kreise ihrer Leser verbreitet voraussetzten. Die klerikale 
Partei, die in dem grossen politischen Kampfe seit 1877 schliesslich 
unterlegen war, gebrauchte den schon in Deutschland und 
Österreich-Ungarn bewährten Kunstgriff, den Liberalismus an 
dem Punkte anzugreifen, wo ihm das altüberlieferte Vorurteil 
am ehesten eine Schwäche schuf, nämlich an der Emanzipation 
der Juden. Indem man die Juden bekriegte, hatte man den 
Liberalismusim Auge. Allmählich tauchten bei den Abgeordneten- 
wahlen auch offen antisemitische Kandidaturen auf. Aber lange 
Zeit hindurch hatten alle diese Bemühungen keinen tatsächlichen 
Erfolg. 

Einen entscheidenden Einfluss zur Belebung solcher dem 
französischen Geiste so widerstrebenden Bewegung übte das 
im Frühjahr 1886 veröffentlichte Buch La France juive von 
Eduard Drumont. Dieser bis dahin unbekannte ‚Journalist hoffte 
in der neuen Laufbahn Namen und Geld zu gewinnen. Mit 
grosser Beredsamkeit, vielem Geschick und täuschender Ver- 
mischung von etwas Wahrheit mit vielen Übertreibungen und 
Unrichtigkeiten sucht er in seiner Schrift die Vorherrschaft des 
jüdischen Wesens in Frankreich nachzuweisen, wobei er selbst- 
verständlich von den Juden und ihrer Tätigkeit die ab- 
schreckendste Schilderung gibt. Das verderbliche Buch fand 
die grösste Verbreitung und erlebte mehr als hundert Auflagen. 
Seine Wirkung wurde durch weitere Veröffentlichungen desselben 
Autors verstärkt, alle in lebhafter, drastischer, fesselnder Weise 
geschrieben: „Die France juive vor der öffentlichen Meinung,“ 
„Das Ende einer Welt,“ „Letzte Schlacht,“ „Das Testament eines 
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Israeliten“. Der Erfolg dieser Schriften ist durch dieselben Um- 
stände zu erklären, die dem Antisemitismus in Deutschland und 
Österreich-Ungarn zu seinen Siegen verhalfen: alles was eng- 
herzig nationalistisch, reaktionär, klerikal dachte, ferner alles, 
was gegen die bevorzugte Stellung einiger Israeliten Neid 
empfand, scharte sich um seine Fahne. Es war der Schlachtruf, 
den alle gegen die moderne freiheitliche und humanitäre Ent- 
wickelung feindlich Gesinnten annahmen, weil sie mit Recht 
voraussetzten, dass er bei der Masse geistig und kulturell Zurück- 
gebliebener, bei den Strebern und Unfähigen Anklang finden 
würde. Das widerwärtige, sich überall an die Öffentlichkeit 
vordrängende Gebaren einiger jüdischer Emporkömnlinge be- 
günstigte den Feldzug der Dunkelmänner. Auch manche be- 
kannte Radikale, wie der Marquis von Rochefort und Clovis 
Hugues, beteiligten sich an der F ehde, teils aus Lust am Skandal, 
teils aus Hass gegen das Judentum als die Mutter der positiven 
Religionen. 

Der buchhändlerische Erfolg der France juive verursachte 
sofort das Erscheinen einer Menge, freilich weniger geschickter 
Schriften von ähnlicher Richtung. Reaktionäre Gelehrte, wie 
der bekannte Literaturhistoriker Brunnetiere, suchten von an- 
geblich höherem wissenschaftlichem Standpunkte aus das Juden- 
tum als minderwertig nachzuweisen. Verteidigungen von jüdischer 
Seite, wie von dem angesehenen Philosophen Adolf Franck, übten 
geringe Wirkung. Der Antisemitismus machte vielmehr gegen 
Ende der achtziger Jahre in Frankreich grosse Fortschritte. 
Ein gewandter Kunstgriff der Antisemiten war es, wenn sie den 
deutsch klingenden Namen vieler aus dem Elsass oder gar aus 
Deutschland stammender französischer Juden zum Vorwande 
nahmen, um diese überhaupt zu „Preussen“ zu stempen und 
als solche verhasst zu machen. Während in Deutschland der 
Antisemitismus die Juden als Nicht-Deutsche bezeichnete und 
ausschloss, beschimpfte er sie in Frankreich als Deutsche, als 
geborene Feinde des frauzösischen Wesens. Das hat Hundert- 
tausende von christlichen Franzosen tatsächlich dem Antisemitismus 
in die Arme getrieben. 

Besonders stark trat dieser, aus den schon früher von 
uns angeführten Gründen, in Algerien hervor. Hier kam es 
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bereits 1882 in Tlemcen zu antisemitischen Demonstrationen. 
Um Reibungen zu vermeiden, musste das Kriegsministerium die 
jüdischen Rekruten aus Algerien in Regimenter einstellen, die 
im eigentlichen Frankreich — nicht in der Kolonie — ihren 
Standort hatten. Aber auch so fanden blutige Zusammenstösse 
in mehreren algerischen Städten zwischen Antisemiten und Juden 
statt. Namentlich bei Gelegenheit der Wahlen hielten viele 
Christen, die Radikale waren, es für angebracht, die meistens zu 
den gemässigt Liberalen gehörenden Juden als solche zu schmähen 
und anzugreifen. Übrigens fielen damals die radikalen Kandidaten 
durch. 

Die vollständige Niederlage, die, kurz vor dem schon für 
sicher errachteten Triumphe,die revanchewütigen Chauvinisten 
unter der Führung ihres traurigen Helden, des „braven“ Generals 
Boulanger, erlitten, beschlossen sie, im Einklang mit den Klerikalen 
und Antisemiten, an der verhassten freisinnigen Republik zu 
rächen: als Einleitung dazu sollte, nach bewährten Mustern, 
der Feldzug gegen die Juden dienen. Dass viele jüdische Ab- 
geordnete und Publizisten zu den eifrigsten, wenn auch nicht 
heftigsten, Verteidigern der Republik gegen Boulangisten, 
Klerikale und Monarchisten gehört hatten, gab diesen Parteien 
einen erneuten Anlass und zugleich eine bequeme Handhabe für 
ihre Angriffe. Das Hauptorgan der also riesenhaft anschwellenden 
antisemitischen Partei wurde das von Drumont 1892 begründete 
Blatt La libre Parole („Das freie Wort“), das übrigens von den 
Jesuiten unterstützt und bezahlt war; sein erster Präsident des 
Verwaltungsrates war Odelin, der 1882—1890 Verwalter des 
Vermögens der Angestellten dieses Ordens in Paris gewesen 
war. So erblicken wir überall in Frankreich den Klerikalismus 
als eifrigsten Förderer des Antisemitismus. 

Dieser wandte sofort alle seine gebräuchlichen Waffen an. 
Ein gewisser Henri Desportes hatte 1889, mit einer Vorrede 
Drumonts, ein Buch „Das Blutmysterium bei den Juden“ ver- 
öffentlicht, das die noch fortdauernde Anwendung des Ritual- 
mordes bei den Juden behauptete. Die Auffindung einer ver- 
stümmelten Kindesleiche im Frühjahr 1892 gab den erwünschten 
Anlass, hier den tatsächlichen Beweis für die Angaben Desportes’ 
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gab, dass das Kind von seiner eigenen katholischen Mutter ge- 
tötet worden war. Auch sonst wurden gegen Juden, Protestanten 
und Freidenker die albernsten Verleumdungen keck geäussert, 
die freilich dem Hauptschreier Drumont drei Monate Gefängnis 
einbrachten, unter dem tosenden Gebrüll seiner Anhänger. 
Lärmende Volksversammlungen wurden veranstaltet, in denen 
sich besonders der Nisfuis; von Mores, ein leidenschaftlicher 
Führer der Klerikalen, hervortat. Die Strassen von Paris, Lyon 
und anderer Städte wurden von Pöbelhaufen durchzogen, mit 
dem Rufe: „Nieder mit den Juden“ — Vorfälle, die man noch wenige 
Jahre vorher in dem Lande der Gewissenfreiheit nicht für möglich 
gehalten hätte. Besonders suchten die Antisemiten die Juden 
aus dem Offiziersstande zu drängen, indem sie die jüdischen 

Offiziere beschimpften: daher REDE Duelle, bei deren einem 
der hoffnungsvolle dreiunddreissigjährige Hauptmann Mayer von 
dem Marquis von Morös getötet wurde. Der Übelstand wurde 
so gross, dass der Kenne de Freycinet und der Gouverneur 
von Paris, General Saussier, die jüdischen Offiziere in Schutz 
nahmen an ihnen empfahlen, wegen antisemitischer Anzapfungen 
Duelle nicht einzugehen. 

Es zeigte sich jedoch, dass einstweilen die überwiegende 
Masse des Volkes noch nicht die Grundsätze der grossen Revolution 
vergessen hatten die seit einem ee Frankreich be- 
herrschten und erfüllten. Die Juden fanden überdieseinen beredten, 
wenn auch gegen ihre Fehler nieht blinden Verteidiger in dem 
hervorragenden Historiker und Politiker Anatole Leroy-Beaulieu. 
Sein Buch „Israel bei den Nationen“ (1893) 'widerlegte eingehend 
auf geschichiichär und ökonomischer Grundlage die gegen Juden 
und Judentum erhobenen Vorwürfe, Allerdings verlangte auch 

,‚ dass der Jude seine „Stammeseigentümlichkeiten“, das heisst 
as ihn von den Andersgläubigen scharf trennende samen 
und besonders die Speisepesetze, aufgebe und sich seinen Wirts- 
völkern äusserlich anpasse. Dieser notwendige Prozess aber sei 
früher durch das Einsperren in das Ghetto und werde jetzt 
durch den Antisemitismus lediglich verzögert, der, an sich un- 
gerecht, in seinen Wirkungen für ae und Nichtjuden ver- 
derblich sei. Die Schrift, in vielen Auflagen vergriffen, brachte 
durch die Person ihres Verfassers sowie durch ihre nligs, gründ- 
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liche und dabei anziehende Darstellung emen grossen Eindruck 
hervor. Ebenso geisselte Emil Zola im „Figaro* vom 16. Mai 1893 
den Antisemitismus in Frankreich. Er sprach seine „Überraschung“, 
seinen „wachsenden Ekel“ über diese „Ungeheuerlichkeit“, diese 
dumme und blinde Sache, den Feldzug gegen die Juden aus. 
Zola war damals der gefeiertste und gelesenste Schriftsteller 
Frankreichs. Ihm stimmte von London der berühmteste Chirurg 
der Zeit, Lord Josef Lister bei, der öffentlich sagte: „Es gibt 
nichts Verächtlicheres, als den Hass gegen die jüdische Rasse, die 
die edelste auf Erden ist.“ 

Die Wahlen zur französischen Deputiertenkammer im 
August 1893 brachten wieder mehrere Israeliten in diese hohe 
Körperschaft, während Drumont schmählich durchfiel. Schon 
glaubte man das Schlimmste überstanden, als der Antisemitismus 
eine gewaltige, alles mit sich fortreissende Förderung erhielt 
durch die schändliche, von den Klerikalen im Offizierkorps an- 
gezettelte Intrige: „den Fall Dreyfus.“ 

Das Kundschaftsbureau im französischen Kriegsministerium 
hatte seit einiger Zeit den Verdacht geschöpft, dass einer der 
ihm zugeteilten Offiziere heimlich dem deutschen und italienischen 
Militärattache in Paris Nachrichten zufliessen lasse. Es ver- 
schaffte sich durch eine Aufwartefrau im deutschen Botschafts- 
palais einen weggeworfenen Zettel, aus dem hervorging, dass 
„der Schuft D.“ dem deutschen Militärattach& Pläne der Festung 
Nizza ausgeliefert habe; ein Brief, offiziell das „Bordereau“ („Auf- 
zeichnung“) genannt, enthielt verschiedene Mitteilungen über 
Neueinriehtungen in der französischen Artillerie. Die Leiter des 
Kundschaftsbureaus warfen den Verdacht auf den Hauptmann 
Alfred Dreyfus, einen elsässischen Juden von grosser Begabung, 
der jedoch wegenseines hochfahrenden Benehmens und seiner Abge- 
schlossenheit bei Kameraden und Vorgesetzten wenig beliebt war. 
Es verschlug nichts, dass Dreyfus stets ein glühender französischer 
Patriot gewesen war; nichts, dass seine Wohlhabenheit auf der 
der einen, seine ruhige, häusliche Lebensweise auf der anderen 
Seite die Annahme verräterischer Bestechungen unerklärlich 
machten. Der antisemitische Oberst Sandherr, der Chef des 
Bureaus, General Boisdeffre, Chef des Generalstabes, und sein 
Stellvertreter General Gonse waren sofort einig darüber, dass nur 
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der Jude das Verbrechen begangen haben könne. Man legte 
das Bordereau Schriftsachverständigen vor, von denen einige die 
Indentität seiner Schrift mit sonstigen Schriftstücken Dreyfus’ 
behaupteten, andere entschieden in Abrede stellten. Trotz dieses 
Zwiespaltes wurde der Hauptmann am 15. Oktober 1894 ver- 
haftet; der mit der Untersuchung betraute klerikal-aristokratische 
Major Du Paty de Clam tat alles, ihn zu einem Geständnisse 
zu bewegen — umsonst. Es zeigte sich nachträglich, dass alle 
Sehriftstücke, die man von Dreyfus während seiner Haft auf- 
setzen liess, keine Ähnlichkeit mit den Zügen enthielten, die das 
Bordereau aufwies. Aber man ap dass er jetzt seine 
Schrift verstelle. 

Noch war nichts entschieden, vielmehr die Unwahrscheinlich- 
keit der Schuld des Hauptmanns sehr gross. Der Kriegsminister 
General Mereier zögerte. Allein die Antisemiten und Klerikalen 
wollten sich das ihnen so erwünschte Opfer nicht entgehen lassen. 
Die antisemitische Presse bemächtigte sich der Angelegenheit, 
um der militärischen Behörde Gewalt anzutun. Ein Kamerad 
Dreyfus’, Major Henry, hatte die Sache der „Libre Parole“ 
Drumonts verraten, mit dem charakteristischen, Föllie aus der 
Luft gegriffenen Zusatz: „Ganz Israel ist in Aufrahr®, Die 
Meute konservativer, erikalen monarchistischer, nationaler 
Richtung schrie die Schuld des „Juden“ Dreyfus nach. allen 
Himmelsrichtungen als erwiesen aus. Das Manöver glückte: 
Kriegsminister Mereier fürchtete die Bezichtigung, ein Mitschuldiger 
des „fremden Verräters“ zu sein, und nahm von diesem Augen- 
blicke (Anfang November 1894) an die Verantwortlichkeit für 
die Behauptung auf sich, dass Dreyfus’ Schandtat zweifellos sei. 

Die öffentliche Meinung, auf das äusserste eır egt, von falsch 
geleitetem Patriotismus autgorähll; begierig, die Schmach von 
der vaterländischen Armee abzuwälzen, stürzte sich wuterfüllt 
auf Dreyfus, dessen angeblicher Verrat, der, wenn selbst erwiesen, 
an sich höchst unbedeutende Dinge getroffen hätte, ins Un- 
gemessene vergrössert wurde. Da die höchsten Autoritäten des 
Heeres, auf die man für einen Kriegsfall alles Vertrauen setzte, 
gegen Dreyfus Partei ergriffen hatten, erschien die Shnklig- 
erklärung des „Juden“ als eine Ehrensache der Armee, des 
Landes; jeder, der zweifelte, galt als schlechter Patriot, als un- 
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würdiger Franzose. Hier Judenheit, dort Frankreich, wurde die 
Parole. Die „Affäre“ nahm eine ungeheure Bedeutung an. 

So war der Unglückliche von vornherein verurteilt. Dazu 
kamen Lügen und Ungesetzlichkeiten bei den Verhandlungen 
des Prozesses. Major Henry log, indem er beschwor, das 
Kundschaftsbureau sei schon längst von vertrauenswürdigen 
Personen vor Dreyfus gewarnt worden. Du Paty log, indem er 
den militärischen Richtern in das „geheime“ Aktenbündel eine 
ganz erdichtete, von Verleumdungen erfüllte Lebensgeschichte 
des Angeklagten einschob. Major Freystetter log, indem er ein 
zu Ungunsten Dreyfus’ gefälschtes Aktenstück aus dem Kriegs- 
ministerium vorlegte. Der Sicherheit halber hat dann General 
Mereier — der Minister! — das „geheime Aktenbündel“ zerrissen ; 
aber Major Henry setzte dessen Stücke wieder zusammen und 
hob das Ganze in einem eisernen Schranke auf. Gegen das 
Gesetz wurden alle diese angeblichen geheimen Aktenstücke nur 
den Richtern, nicht dem Verteidiger des Angeklagten vorgezeigt. 

Solehen „Beweisen“ und dem Drucke der Kameraden sowie 
der öffentlichen Meinung gegenüber mussten die sieben Beisitzer 
des Kriegsgerichts zum verdammenden Spruche kommen, trotz 
Dreyfüs’ beweglicher Versicherungen seiner Schuldlosigkeit: er 
wurde, am 22. Dezember, einstimmig zur Degradation und zu 
lebenslänglicher Einschliessung in eine Festung verurteilt. Des 
Unglücklichen erste Bewegung war, einen Revolver zu verlangen, 
um sich zu töten; aber die Ermahnungen. seiner heldenmütigen 
Gattin, er möge leben, um für seine Unschuld zu kämpfen, 
führten ihn zu dem heroischen Entschlusse, die Schmach der 
öffentlichen Degradation und das Elend des Kerkers über sich 
ergehen zu lassen, damit er für sich und seine Familie, wenn 
auch erst in ferner Zukunft, seine Ehre wieder herstellen könne. 
„Sie beschimpfen einen Unschuldigen. Es lebe Frankreich, es 
lebe die Armee!“ rief Dreyfus, als man ihm in feierlicher Parade 
die Achselstücke abriss und den Degen zerbrach. 

Aber man wollte es ihm unmöglich machen, seine nieder- 
trächtigen Gegner jemals zu widerlegen; und so schleppte man 
ihn nach der „Teufelsinsel‘, einem fieberverpesteten kleinen’ 
Eiland an der Küste von Cayenne, und misshandelte ihn dort 
auf unerhörte Weise, um seinen baldigen Tod herbeizuführen. 
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Die Familie Alfred Dreyfus’ hatte nieht einen Augenblick 
an seine Schuld geglaubt, und sie fasste den Entschluss, mit 
allen Mitteln dem Unglücklichen zu seinem Rechte zu verhelfen, 
wenn es dabei auch galt, gegen die Unbedenklichkeit der Macht- 
haber, gegen die fast einstimmige Meinung des Landes anzu- 
kämpfen. 

Diese sprach sich sehr erbittert wider die Glaubensgenossen 
des „Verräters® aus. Zweihundert Abgeordnete interpellierten 
im Februar 1895 die Regierung wiederholt über das angebliche 
Vorwiegen des jüdischen Elementes in der Verwaltung. Die 
Schäden, die der französischen Kolonie Alserien anhafteten, 
sollten nur durch die Emanzipation der dortigen Israeliten ver- 
schuldet sein. Freilich antwortete die Regierung ganz korrekt 
und die Antisemiten blieben in der Abgeordnetenkammer in der 
Minderheit; aber die Brandreden, die sie dort zum Fenster 
hinaus hielten, übten im Volke ihre Wirkung. Die antisemitischen 
Zeitungen sehleuderten gegen hohe jüdische Beamte die 
schmutzigsten Verdächtigungen, die bei genauerer Prüfung aller- 
dings sich als durchaus erlogen herausstellten, aber das vorein- 
genommene Publikum dennoch beeinflussten. In öffentlichen 
Versammlungen veranstaltete man die üblichen Lärmszenen, an 
denen auch ein beträchtlicher Teil der Studentenschaft teilnahm. 
Die Bewegung richtete sich übrigens bald gegen alle Nicht- 
katholiken, gegen Protestanten, Freidenker und F reimaurer; echte 
Franzosen, „Franzosen aus Frankreich“, sollten nur die frommen 
Katholiken sein. Ein gewisser Thiebaud führte in Paris und 
allen Provinzen einen förmlichen Kreuzzug gegen die Protestanten, 
ebenso gut wie gegen die Juden. 

Gerade deshalb, gerade weil die Sache auf das allgemein 
interkonfessionelle Gebiet hinübergespielt wurde, erstanden. der 
Familie Dreyfus edle und kräftige Helfer. So der gewandte 
und energische junge Publizist Bernhard Lazare, der, obwohl 
persönlich keineswegs religiös, doch mit Mut und Hingebung 
seinen angegriffenen jüdischen Stammesgenossen beistand, durch 
unermüdliche persönliche Bemühungen sowie durch die Schriften: 
„Der Antisemitismus“ (schon 1892 erschienen), „Ein Justizirrtum: 
Die Wahrheit über die Dreyfus-Affäre* (1896) und „Wie man 
einen Unschuldigen verurteilt“ (1897). So Anatole Leroy-Beaulieu, 
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der mutig in judenfeindlichen Versammlungen das Vorurteil be- 
kämpfte. So vor allen der geniale Romandichter Zola. 

Aber einstweilen blieb die Stimme der Wahrheit und Ge- 
rechtigtigkeit ohne Echo. Die Hetzereien der antisemitischen 
Blätter stachelten das Volk bis zum Wahnsinn auf, indem sie 
überall von Juden angezettelte Verschwörungen, Betrügereien 
Verrat „aufdeckten“; es stand ihnen fest, dass es ein jüdisches 
Syndikat gebe, das Millionen aufwende, um den Schurken Dreyfus 
zu befreien. In Lyon trat ein antisemitscher Kongress zusammen, 
der gegen die Juden politische Ausschliessung, ja geradezu Ver- 
foleung forderte. 

Diese Vorgänge belebten begreiflicher Weise den in Algerien 
stets fortglimmenden Antisemitismus der französischen Kolonisten. 
Selbst der Generalgouverneur Cambon zeigte sich den algerischen 
Israeliten durchaus abgeneigt und ordnete in den Listen der 
dortigen französischen Bürger jüdischen Glaubens nieht weniger 
als 1800 Streichungen an, die allerdings, bis auf 436, von den 
Gerichten wieder rückgängig gemacht wurden. Dieser Misserfolg 
brachte die antisemitischen Blätter in Algerien geradezu in 
Raserei, sie predigten offen die Niedermetzelung der Juden, die 
sie mit furchtbaren Schmähungen überhäuften. _ Während sie 
behaupteten, die Vertreter des nationalen Franzosentums gegen- 
über dem volksfremden Semitismus zu sein, bedienten sie sich 
mit wunderlicher Inkonsequenz der wilden arabisch-berberischen 
Eingeborenenmasse zu Erregung von Unruhen gegen die Israeliten 
— ohne zu bedenken, dass damit jenen Elementen, die die 
Europäer noch bitterer hassten als die Juden, das Beispiel zu 
Aufständen gegen die Christen und überhaupt gegen die fran- 
zösische Herrschaft gegeben wurde. 

Dem sitten- und gesetzlosen Gesindel, das sich aus Italien, 
Malta, Spanien in den algerischen Städten zusammenfand und, 
obwohl erst vor kurzem oder auch gar nicht als Franzosen natu- 
ralisiert, sich als die echten Nationalfranzosen aufspielte, war es 
hauptsächlich um Plünderung zu tun. Diese Menschen beneideten 
selbstverständlich die fleissigen und nüchternen Juden, die, zum 
grossen Teile geschickte Handwerker, sich zu behäbigen Lebens- 
verhältnissen hinaufarbeiteten. Dazu kam, dass gegen Ende 
des neunzehnten Jahrhunderts in Algerien mehrere Jahre des 
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Misswachses und der Heuschreckenplage aufeinander folgten. 
Die Ackerbauer mussten Schulden aufnehmen, zum grossen 
Teile bei Juden, die am meisten flüssiges Kapital besassen, und 
die zum-Teil ihr augenbliekliches wirtschaftliches Übergewicht 
missbrauchten, um den Schuldnern schwere Bedingungen auf- 
zuerlegen. So breitete sich die Unpopularität der Juden aus. 
Auch hier stellte sich die radikal gesinnte akademische 
Jugend in den Dienst der antisemitischen Agitation. Die Rechts- 
hörer verhinderten den neu ernannten Professor Levy am Halten 
seiner Vorlesungen, beschimpften ihn und den Rektor und warfen 


einer gegnerischen Zeitungsredaktion die Fenster ein. Vier 
Blätter allein in der Stadt Algier verfochten den Antisemitismus, 
darunter das eine — L’Antijuif — in schmutzigster Weise. Es 


veröffentlichte die Liste aller Christen, die bei Juden dienten 
oder in einem jüdischen Geschäfte kauften, und brachte die 
niedrigsten Schmähungen, ja Todesdrohungen gegen die Israeliten. 
Dieses Treiben zeitigte endlich verderbliche Früchte. In der 
westlichen Provinz Oran kam es zu blutigen Kämpfen zwischen 
Juden und Antisemiten; die von diesen aufgebotenen Araber- 
scharen plünderten die jüdischen Läden, verheerten die Wein- 
berge der Juden, zerstörten die Synagogen. Die Eingeborenen 
glaubten mit Zustimmung der Regierung zu handeln, da sie sich 
von einflussreichen Franzosen geführt sahen. 

Die Regierung fand sich endlich genötigt, den mit den 
Antisemiten liebäugelnden Generalgouverneur Cambon ab- 
zuberufen (1897); er wurde durch Lepine ersetzt, der sich zwar 
energisch gegen die Ruhestörer aussprach, sich aber bald ganz 
vereinsamt unter den Antisemiten der Kolonie fühlte. 

Im Januar 1898 brachen die Unruhen in der Hauptstadt 
Algier selbst aus. Die jüdischen Läden wurden in Masse zer- 
stört und ausgeraubt, jüdische Villen verwüstet. Polizei und 
Gendarmerie waren gegen die Tausende von Aufrührern machtlos, 
und .das Militär musste diese mit dem Bajonett auseinander 
treiben. Kein Jude durfte sich auf der Strasse zeigen, ohne 
beleidigt und misshandelt zu werden. Die Plünderungen, die 
dem kosmopolitischen Pöbel sehr gefallen hatten, wurden mehrfach 
wiederholt, allerdings von den Behörden unterdrückt, die auch 
den Haupthetzer Max Regis, einen naturalisierten Italiener, einen 
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begabten, ehrgeizigen, aber bisher in verschiedenen Berufen ge- 
scheiterten Menschen, der sich als Vertreter der „ehrlichen Fran- 
zosen“ ausgab, verhaften liess. Darauf neue Tumulte, sogar 
gegen den Generalgouverneurund den Regierungspalast. Das ganze 
Land, auch die Dörfer, war in hellem Aufruhr, an dem selbst 
Frauen und Kinder leidenschaftliehen Anteil nahmen. Jüdische 
Arbeiter und Arbeiterinnen mussten allerorten entlassen werden. 
Regis wurde von den Geschworenen freigesprochen, feierte wahre 
Triumphe und erhielt Unterstützung in der Judenhetze von dem 
aus Frankreich herüberkommenden Drumont. Dessen Reise 
blieb nicht vergeblich. Bei den Kammerwahlen im Mai 1898 
entsandte Algerien fast nur antisemitische Abgeordnete, darunter 
Drumont selbst. 

Diese Erfolge der algerischen Antisemiten hatten das Er- 
gebnis, dass die französische Regierung vor ihnen kapitulierte. 
Der energische Generalgouverneur Lepine wurde im Sommer 
1898 abberufen und durch den bisherigen Vizepräsidenten des 
Staatsrates, Laferriere, ersetzt. Die Antisemiten feierten ihren 
Sieg durch neue Ausschreitungen in allen grösseren Städten der 
Kolonie. Sie forderten mit Zuversicht die Vertreibung aller 
Juden aus Algerien. Laferriere selber trat, wenn auch 
natürlicherweise innerhalb gewisser gesetzlicher Grenzen, auf die 
Seite der Antisemiten und bewog die Zentralregierung, sämtliche 
antisemitischen Plünderer und Totschläger in Algerien zu be- 
gnadigen. Hierdurch ermutigt, stellte der offizielle Vertretungs- 
körper dieses Landes, der Generalrat, den Antrag, den Juden 
die Naturalisation und damit alle politischen Rechte zu nehmen, 
die gegenwärtig in öffentlichen Ämtern befindlichen Israeliten 
aus diesen zu entfernen. Noch in keinem Lande .des neunzehnten 
Jahrhunderts hatte eine amtliche Körperschaft eine solche Forderung 
einzubringen gewagt, selbst nicht in dem heftig antisemitischen 
Deutsch-Österreich. Max Regis, zum Bürgermeister der Stadt 
Algier erwählt und von der Regierung bestätigt, wurde der 
wahre Beherrscher von Algerien. Er durfte vor einer Versammlung 
von zehntausend seiner Anhänger den Generalgouverneur Laferriere 
bitter tadeln, weil er nicht bei dieser Huldigungsfeier für den 
Antisemitismus erschienen sei. 

Allein soweit war dieser doch in Frankreich nicht zur Ge- 
walt gelangt, dass die wahrhaft republikanischen Elemente dieses 
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grossen Landes solchen Hohn in Algerien ruhig ertragen hätten. 
Sie bewogen endlich die Zentralregierung, sich dieser Richtung 
in der Kolonie entgegenzustellen. Regis wurde im Januar 
1899 seines Amtes als Bürgermeister entsetzt und der Gemeinde- 
rat von Algier, als er jenen zum Ehrenbürgermeister ernannte, auf- 
gelöst. Ferner wurden Regis und sein Freund Philippi, der 
Redakteur der „Antijuif“, wegen ihrer in Frankreich gehaltenen 
Brandreden vor das Schwurgericht des Iseredepartements gestellt, 
ersterer üderdies in Algier selbst von dem Zuchtpolizeigericht 
zu vier Monaten Gefängnis verurteilt. Damit war es um die 
Herrlichkeit des Antisemitenhäuptlings geschehen., Er hielt es 
für geraten, sich in das Ausland zu flüchten, ward aber aus 
Belgien, wohin er sich gewandt hatte, sofort ausgewiesen. 

Entscheidend wirkten die Verhandlungen der französischen 
Abgeordnetenkammer im Mai 1899: sie brachten eine glänzende 
Rechtfertigung der algerischen Israeliten, zumal durch die ebenso 
geistvolle wie urkundlich gestützte Rede Gustave Rouanets. 
Diese gipfelte in den Worten: „Ich habe Ihnen gezeigt, dass 
keine der gegen die algerischen Israeliten geschleuderten An- 
klagen begründet ist. Die Antisemiten sind es, die die Banken 
beschwindeln, den Arabern den Grund und Boden wegnehmen 
und Wucher treiben. Die Ankläger der Juden beschuldigen 
diese der Missetaten, die sie selber begehen.“ 

Diese schärfere Tonart, die die Zentralregierung seitdem 
in Algerien betätigte, und die strengen Verurteilungen, die die 
nicht mehr durch den Terrorismus eingeschüchterten Gerichte 
gegen die Antisemitenführer aussprachen, verfehlten ihre Wirkung 
nicht. Seitdem die Unruhstifter nicht mehr straflos blieben, ver- 
loren sie völlig den Mut. Seit dem Sommer 1899 hörten die 
Strassentumulte allmählich auf, und die Israeliten konnten wieder 
in Frieden ihren Beschäftigungen nachgehen. Das zusammen- 
gelaufene kosmopolitische Gesindel, das die grosse französische 
Kolonie mit allen Mitteln des Trugs und rohester Gewalt unter 
die Schreekensherrschaft des Antisemitismus gebeugt hatte, ist 
vor der Entschlossenheit der republikanischen Regierung wie Sand 
vor dem Sturme zerstoben. Sein Häuptling, Max Regis, wurde 
nunmehr selber als „Antifranzose“ öffentlich beschimpft, bei 
einem Strassenlärm durch einen Pistolenschuss verwundet, wegen 
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Niehtbezahlung von Geldstrafen, zu denen er wegen seiner Ver- 
leumdungen schuldloser Juden verurteilt worden, auf drei Jahre 
ins Gefängnis abgeführt. Er musste seine Entlassung als Mit- 
glied des Generalrats der Kolonie geben und fiel nebst seinen 
Genossen Drumont, Morineau und anderen bei den neuen Abge- 
ordnetenwahlen durch. Auch bei den Generalratswahlen erlitten 
die Antisemiten schmerzliche Niederlagen. 

Das war das Ende des politisch und sozial tätigen Anti- 
semitismus in Algerien. Er war auf das bedrohlichste an- 
gewachsen; aber das energische Auftreten des Mutterlandes und 
seiner Regierung hatte genügt, ihn in wenigen Monaten mund- 
tot zu machen. Es ist das der Beweis, dass er nicht in der 
Gesinnung des achtbaren Teiles der Bevölkerung begründet, 
sondern das Werk einer allerdings zahlreichen internationalen 
Bande von Lumpen und Abenteurern gewesen war, denen die 
Nachsicht einer verschämt antisemitischen Regierung die Herr- 
schaft in der Kolonie zeitweise überlassen hatte. 

Der Umschwung zum besseren in Algerien hing mit einer 
ähnlichen Wandlung zusammen, die in Frankreich selbst vor 
sich gegangen war. 

Der Präsident der Republik Felix Faure, sowie das seit 
dem April 1896 im Amte befindliche Ministerium Mejine neigten 
sich, aus Gegnerschaft wider Sozialisten und Radikale, immer 
mehr den Nationalisten zu, wie sich jetzt die Klerikalen und 
Monarchisten sehmückend benannten. Die Neuwahlen zur 
Abgeordnetenkammer im Mai 1898, die unter dem Einflusse der 
von der Dreyfusaffäre angestachelten reaktionären Leidenschaften 
standen, ergaben keine feste Mehrheit. Immerhin wurde im 
folgenden Monat das Kabinett M&line gestürzt und durch das 
radikale Ministerium Brisson ersetzt. Aber da dies gerechtere 
Gesinnung in der Dreyfus-Sache zeigte, erhoben sich gegen 
dasselbe das Heer, das seine Ehre an die Verurteilung Dreyfus’ 
geknüpft glaubte, sowie die chauvinistische Empfindung des fran- 
zösischen Volkes. So mussten Brisson und seine Kollegen schon 
im Oktober 1898 dem mittelparteilichen Kabinett Dupuy Platz 
machen. 

Unter solehen Umständen konnte und musste der Anti- 
semitismus sich immer ungestümer entwicken. Des mutigen 
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AnatoleLeroy-Beaulieu schöner Vortrag über den Antisemitismus — 
der dann in Buchform erschien — wo der Konkurrenzneid, der 
in so weitem Umfange den Antisemitismus erklärte, gerade im 
Namen der Gleichwertigkeit des Ariertums mit der jüdischen 
Intelligenz scharf zurückgewiesen wurde, erlag dem Geheul der 
klerikalen Zuhörerschaft. Die Wendung in der Dreyfus-An- 
gelegenheit, die später erwähnt werden soll, erhitzte die Leiden- 
schaften bis zum Siedepunkte. In Paris fanden von Tausenden 
besuchte antisemitische Versammlungen statt, wo neben dem 
Hauptmatador Drumont viele Abgeordnete das Wort führten. 
Im Parlamente wurden immer wieder Anträge eingebracht, die 
Juden von allen Staatsämtern auszuschliessen. Diese Absicht 
war geradezu der ausschlaggebende Programmpunkt bei den 
Wahlen des Mai 1898 gewesen, bei denen die zahlreichen anti- 
semitischen Kandidaten wirklich viele Tausende von Stimmen 
erhalten hatten, einundzwanzig von ihnen ernannt worden waren, 
die eine eigene Fraktion unter dem Namen „Nationalistische und 
judenfeindliche Gruppe“ bildeten. In Paris selbst strotzten die 
Mauern von Anschlägen: „Tod den Juden!“ „Kauft nicht bei 
Juden!“ Die Juden sollten die nationale Verteidigung gefährdet, 
die wirtschaftliche Krisis herbeigeführt haben. In vielen Provinz- 
städten, zumal der chauvinistischen Östdepartements, wurden die 
Juden auf offener Strasse beschimpft und misshandelt. In Paris, 
Lyon, Bordeaux, Nantes, Marseille durchzogen abermals Banden 
die Strassen mit dem Rufe: „Tod den Juden!“ In Versailles 
und an anderen Orten wurde die Synagoge demoliert. In 
Bar-le-due wurden jüdische Häuser verwüstet. Theater und 
Singhallen erweckten durch antisemitische Reden und Lieder den 
johlenden Beifall des gebildeten und ungebildeten Pöbels. Alles 
Dinge, die man in dem freiheitlich gesinnten Frankreich für 
unmöglich gehalten hätte. In burgundischen Städten stellten die 
Kommunalbehörden die Rathaussäle den antisemitischen Ver- 
sammlungen zur Verfügung, und die beste Gesellschaft nahm an 
ihnen teil. Allerorten wurden ebenso, wie in Algerien, die 
jüdischen Arbeiter und Arbeiterinnen entlassen, brotlos gemacht 
als „Verräter“, als „deutsche Spione“. Der Herzog von Orleans 
hielt es als Prätendent auf den Thron Frankreichs für vorteilhaft, 
sich und seine Sache unzweideutig, in einem förmlichen Mani- 
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fest, unter das Zeichen des Antisemitismus zu stellen. Die fran- 
zösischen Juden aber rafften sich höchstens zu einer Geldsammlung 
für ihre durch die antisemitische Bewegung benachteiligten 
Glaubensgenossen auf und überliessen sonst die politische und 
soziale Verteidigung wohlmeinenden Christen. Viele Juden 
suchten ihre Zugehörigkeit zu der verfehmten Gemeinschaft nach 
Möglichkeit abzuleugnen oder traten ganz zum Christentum 
über. Dieselbe traurige Mutlosigkeit wie in Österreich! 

Ein förmlieher Bürgerkrieg schien bevorzustehen. 

Jeder gute Republikaner, jeder Franzose, der noch einen 
Funken von Anhänglichkeit an die Grundsätze und Ideen besass, 
die seit der grossen Revolution sein Vaterland über die Welt 
verbreitet hatte, musste vor den verderblichen Folgen des Anti- 
semitismus zurückschrecken. Die „Intellektuellen“, das heisst 
die Höchstgebildeten, verfochten mit Eifer die bedrohten Prinzipien 
der allgemeinen Gleichheit und Freiheit. Als am 16. Februar 
1899 Präsident Felix Faure plötzlich starb, konnte die Mehrheit 
der beiden Kammern sich doch nicht dazu entschliessen, durch 
die Wahl eines Nationalisten das ganze Wesen der dritten 
Republik offen zu verleugnen, und ernannte den gemässigten 
aber überzeugten Republikaner Emile Loubet zu Faures Nach- 
folger. Rohe Demonstrationen der Nationalisten gegen den neuen 
Präsidenten der Republik, gegen die das Kabinett Dupuy nicht 
mit hinreissender Entschlossenheit einschritt, hatten nur dessen 
Sturz zur Folge. Es wurde, am 22. Juni 1899, durch das 
Kabinett Waldeck-Rousseau ersetzt, das gewillt war, die Be- 
ruhigung Frankreichs mit fester Hand, obschon mit Mässiggung 
durehzuführen, und diese Aufgabe tatsächlich in glänzender 
Weise gelöst hat. Kriegsminister Andre säuberte mit unbarm- 
herziger Schärfe das Offizierkorps von den klerikal-monarchisti- 
schen Elementen, die es seit zwei Dezennien beherrscht hatten, 
und suchte militärische Disziplin und republikanischen Geist 
dort herzustellen. 

Die Bekämpfung des Antisemitismus wurde wesentlich durch 
die Entwieklung gefördert, die inzwischen die Dreyfus-Affäre 
genommen hatte. 

Die Familie Dreyfus sowie Bernhard Lazare hatten eifrig 
jede Spur verfolgt, die zum Erweise der Unschuld des gefangenen 
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Hauptmanns sowie zur Aufklärung der Ränke seiner Gegner 
führen konnte. Indes nicht sie brachten Licht in diese so 
künstlich verfinsterte Angelegenheit, sondern der neue Chef des 
Kundschaftsbureaus im Kriegsministerium, Oberstleutnant Piequart. 
Dieser Offizier entdeckte einen Rohrpostbrief („petit bleu“) des 
deutschen -Militärattachös Schwarzkoppen an einen Angestellten 
des Bureaus, den Major Esterhazy, einen Abenteurer ungarischer 
Abstammung, dessen Vorleben keineswegs einwandsfrei gewesen 
und der stets in Geldverlegenheiten war. Es stellte sich später 
heraus, dass Esterhazy vom Oberst von Schwarzkoppen einen 
regelmässigen Sold von monatlich 2000 Mark bezog. Picequart 
bemerkte ferner, dass ‘die Handschrift Esterhazys mit der des 
berüchtigten „Bordereau“ vollkommen übereinstimmte. Seitdem 
war er von dessen Schuld wie von der Unschuld Dreyfus’ überzeugt 
und entschlossen, diese, trotz aller klerikalen Einflüsse auf die 
Führer des Heeres, auch vor der Welt zur Geltung zu bringen. 

Aber mit diesem kühnen und uneigennützigen Vorsatze 
schien er sich nur gleichem Verderben zu weihen, wie die 
Klerikalen es bereits dem Hauptmann Dreyfus bereitet hatten. Die 
Generale Billot — damals Kriegsminister —, Boisdeffre und 
Gonse willigten nur in die Entlassung Esterhazys unter ander- 
weitem Vorwande; denn sie wollten es weder mit dem mächtigen 
Nationalisten verderben noch sich selber und das Kriegsgericht 
eines schweren Irrtums oder gar der absichtlichen Rechtsbeugung 
überführen. Sie verweigerten also jede Wiederaufnahme der 
Dreyfus-Affäre. „Was kann es Ihnen ausmachen“, sagte zynisch 
General Gonse, „ob der Jude auf der Teufelsinsel bleibt oder 
nicht?“ Gonse hielt ferner das „geheime Aktenbündel* verborgen, 
und zu allem Überfluss schmiedete, um auch ohne das Bordereau 
die Schuld Dreyfus’ aufrecht zu erhalten, Major Henry einen 
angeblichen Brief des italienischen Militärattaches Panizzardi, der 
den Verrat des „Juden“ bekräftigte. Der unbequeme Mahner 
Piequart ward aus dem Wege geräumt, indem man ihn zu einem 
in Tunesien stehenden Regimente versetzte. { 

Aber inzwischen waren die von ihm entdeckten Tatsachen. 
obschon in unvollständiger Weise, allgemein bekannt geworden. 
Besonders der greise Senator Scheurer-Kestner nahm sich seitdem 
in edelster Weise der Sache an, indem er den Schwur tat, der 
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Wahrheit und Gerechtigkeit zum Siege zu verhelfen. Die 
Militaristen und Antisemiten dagegen behaupteten, alle die neuen 
Beweise seien Erzeugnisse einer Verschwörung der Juden, die 
fünfzig Millionen Franken für diesen Zweck zusammengebracht 
hätten. Boisdeffre und Gonse stimmten eifrig zu; Henry und 
Du Paty de Clam setzten sich mit Esterhazy, den sie nunmehr 
als den wahren Verräter kannten, in Verbindung, um von ihm 
weiteres erdiehtetes Material gegen Dreyfus zu erhalten. Der 
ganze Generalstab, Boisdeffre an der Spitze, konferierte freund- 
schaftlich mit dem Schurken Esterhazy und verfertigte falsche 
Dokumente, nur um nicht zur eigenen Schande die Wahrheit an 
den Tag kommen zu lassen. Die gesamte Meute der nationa- 
listischen Presse ward in Bewegung gesetzt, um durch lautes 
Geschrei die Revision des Dreyfus-Prozesses zu verhindern, 
während diejenigen Blätter, die mit edler Kühnheit die gute 
Sache verteidigten, besonders Clemenceaus „Aurore* und Jaures’ 
„Petite Republique“, dem Hasse der verblendeten Menge ver- 
fielen. Zum Scheine machte man Esterlazy vor dem Kriegs- 
gerichte einen Prozess, der im geheimen geführt wurde, damit 
Piequarts vernichtendes Zeugnis nicht öffentlich bekannt wurde, 
selbstverständliech mit des Majors einstimmiger Freisprechung 
endete und ihn lediglich zum Götzen der ganzen antirevisio- 
nistischen Partei machte (Januar 1898). 

Aber da erschien dem Rechte ein kräftiger Kämpe. Emile 
Zola wagte es, dem wütenden Geschrei der Nationalisten sowie 
der Gesinnung von neun Zehnteln seines Volkes zu trotzen, in- 
dem er in einer Reihe von Zeitungsartikeln — „Die Wahrheit 
ist auf dem Marsche“, „Ich klage an“, — in edelster Sprache 
und mit dem beredten Zorne der verletzten Tugend den Kriegs- 
minister und die ganze Schar der Generalstäbler wegen ihrer 
schamlosen Sünden gegen die Wahrheit und Gerechtigkeit an- 
griff. Um die Wirkung dieser ergreifenden Worte zu schwächen, 
warf man Piequart wegen Enthüllung militärischer Geheimnisse 
ins Gefängnis und klagte Zola wegen Beleidigung des Kriegs- 
gerichtes an; und so militaristisch war noch die öffentliche 
Meinung, dass das Schwurgericht des Seinedepartements, trotz 
der überzeugenden Aussagen Piequarts, der hier zum ersten 
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Henry geschmiedeten angeblichen Schreibens Panizzardis an 
Schwarzkoppen, Zola zum Maximum der höchsten gesetzlichen 
Strafe, einem Jahr Gefängnis und 3000 Franken Geldstrafe, ver- 
urteilte. Zwar hob der Kassationshof das Urteil wegen eines Form- 
fehlers auf, aber das Schwurgericht des Departements Seine-et-Oise 
sprach es von neuem aus; ausserdem ward über Zola wegen Be- 
leidigung der Schreibsachverständigen die ungeheuerliche Busse 
von 30000 Franken verhängt und er aus der Liste der Mitglieder 
der Ehrenlegion gestrichen. Der grosse Schriftsteller hielt es 
für das Beste, dem Gefängnis durch Flucht nach England zu 
entgehen. 

Das Ministerium Meline entschied sich für die Antirevisio- 
nisten, und die Kammer schloss sich ihm an. Piequart ward 
aus dem Heere entfernt. Die Lüge hatte noch einmal gesiegt. 

Es war zum letzten Male; die Wahrheit befand sich wirklich 
„auf dem Marsche.“ Ein unbefangener Offizier, Major Cuignet, 
entdeckte Henrys zahlreiche Fälschungen; Panizzardi protestierte 
gegen den ihm untergeschobenen Brief. Henry ward verhaftet, 
und als er sich von seinen mitschuldigen Vorgesetzten verleugnet 
sah, schnitt er sich im Gefängnis den Hals durch mit einem 
Rasiermesser, das man ihm zu diesem Zwecke belassen hatte, um 
dadurch seine Enthüllungen zu verhindern. Boisdeffre aber, der 
sich schwer kompromittiert fühlte, gab seine Entlassung. Die 
Nemesis hatte also schon zwei der Schuldigen ereilt. 

Diese beiden Ereignisse veränderten die ganze Sachlage. 
Man begann, sich die Schändlichkeiten der Generalstäbler klar 
zu machen und ihrer zu schämen. Der Kriegsminister Cavaignac, 
der Billot vertraut und deshalb die Schuld Dreyfus’ stets ge- 
glaubt und beteuert hatte, legte sein Amt nieder. Es war das 
noch vor dem Ministerium Waldeck-Roussean. Darauf wurde 
du Paty auf Halbsold gesetzt und bald ganz verabschiedet. 
Das damalige Ministerium Brissot gab dem Wunsche nach 
Revision nach und übertrug die Angelegenheit dem Kassations- 
hofe, der, in offenbarer Anerkennung von Dreyfus’ Schuldlosigkeit, 
am 3. Juni 1899 dessen frühere Verurteilung aufhob und die 
„Affäre“ dem Kriegsgerichte in Rennes unterbreitete. Dreyfus 
ward endlich aus der Teufelsinsel erlöst und nach Rennes über- 
führt. Aber so stark war bei den militärischen Richtern noch 
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der Wunsch, die Spitzen des Heeres zu schonen, so stark noch 
ihre Beeinflussung durch die Generale, so terroristisch das Wüten 
der Nationalisten, dass das Renner Kriegsgericht am 9. September 
1899 mit fünf gegen zwei Stimmen die Verurteilung erneuerte, 
allerdings mit der in solcher Sache sinnlosen Annahme mildernder 
Umstände, so dass es Dreyfus zu nur zehn Jahren Festungshaft 
verdammte. Überdies — und das war ein neuer Beweis des 
schlechten Gewissens der Richter — empfahlen sie den „Ver- 
räter“ der Milde des Präsidenten der Republik. 

Dieser unverständliche Ausgang der Angelegenheiterregte den 
Unwillen der gesamten zivilisierten Welt, die sich von der Schuld- 
losigkeit Dreyfus’ längst überzeugt hatte. Das Kabinett Waldeck- 
Rousseau und Präsident Loubet aber, die der „Affäre“ ein Ende zu 
machen wünschten, fochten den unbegreiflichen Spruch von Rennes 
nicht weiter an und begnügten sich, am 19. September 1899 die Be- 
gnadigungdesfrüherenHauptmanns auszusprechen ;unddieser, dessen 
Gesundheit sehr gelitten hatte, und der sich nach Ruhe und Freiheit 
sehnte, war schwach genug, die Gnade anzunehmen, anstatt 
abermals bei dem Kassationshofe Gerechtigkeit zu suchen. 

Das Endergebnis der „Affäre“ war also ganz unbefriedigend: 
"Recht war nicht Recht geworden. Die Freunde der Wahrheit 
in Frankreich, die so viele Opfer gebracht, waren erzürnt und 
betrübt. Allein der Antisemitismus in diesem Lande hatte einen 
tötlichen Schlag erhalten, von dem er sich nicht wieder erholt 
hat. Und mit ihm der Klerikalismus. Das französische Volk, 
mit Recht empört über die langjährige freche Täuschung, die 
dieser ihm in der Dreyfussache bereitet hatte, wandte sich mit 
stets wachsendem Zorne gegen die nationalistisch-klerikale Partei, 
ja gegen die römische Kirche selbst, der es bald eine Niederlage 
nach der anderen bereitete. 

Dreyfus ward in Freiheit gesetzt und zog sich erst nach 
Carpentras, dann nach Genf, endlich wieder nach Paris zurück. 
Das Ministerium Waldeek-Rousseau gedachte die ganze Affäre 
abzuschliessen, indem es für alle Teilnehmer an ihr ein Amnestie- 
gesetz einbrachte, das am 24. Dezember 1900 von beiden 
Kammern angenommen wurde. 

Allein die Affäre kam nicht zur Ruhe; ein späteres Kabinett 
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Dreyfusistischen „Aurore“, brachte sie 1906 noch einmal vor 
den Kassationshof, der am 12. Juli desselben Jahres die Un- 
schuld Dreyfus’ endgültig aussprach. Nun wurde dieser durch 
besonderes Gesetz und mit Beförderung zum Major in das Heer 
wieder aufgenommen; Piequart wurde gleichfalls wieder Offizier 
und mit der Ernennung zum Obersten für seinen seltenen 
sittlichen Mut belohnt. Bald wurde dieser unerschrockene und 
edelmütige Offizier sogar General und Kriegsminister — an 
Stelle der Mercier und Billot, die ihn einst so schändlich ver- 
folgt hatten. Freilich, Alfred Dreyfus, der seinen eigenen Ver- 
teidigern persönlich unsympathisch war, wurde bei der weiteren 
Beförderung übergangen und nahm am 25. September 1907 
seine Entlassung. Aber auf seine Person kam wenig an — die 
Sache der religiösen Gleichheit und Freiheit hatte einen unver- 
gänglichen Triumph über die Lügen und Verbrechen des Anti- 
semitismus davongetragen. | 

Allerdings blieb seit dem Jahre 1899 im einzelnen noch 
viel zu tun, um dessen Giftsaat auszurotten. Ein so lange und tief 
eingewurzeltes Übel liess sich nieht mit einem Male ausjäten. 
Besonders im Heere spielte der Antisemitismus unter den klerikal- 
monarchistisch gesinnten Offizieren noch eine grosse Rolle. Sie 
beleidigten jüdische Kameraden und nötigten sie zum Duell und 
Tod; sie misshandelten jüdische Soldaten biszumSelbstmord. Dann 
predigten wieder elegante Schriftsteller in Romanen und Revyue- 
Artikeln den Judenhass. Die Stadt Paris, die stets der jeweiligen 
Regierung opponiert, blieb dem mit den Antisemitismus ver- 
bündeten Nationalismus treu und wählte im Mai 1900 in ihren 
Gemeinderat eine nationalistische Mehrheit. Vor dem Schwur- 
gericht in Draguignan, in der Provence, wurden Max Regis und 
elf Mitangeklagte, die des Mordversuches auf Polizisten ange- 
schuldigt waren, trotz überzeugender Beweise freigesprochen. 
Die vornehme Gesellschaft ächtete die Juden, die sich nur allzu 
sehr an sie herandrängten, und stiess sie von sich. Es kam so 
weit, dass sogar die von der Abgeordnetenkammer eingesetzte 
Untersuchungskommission die Aufhebung der Gleichberechtigung 
der algerischen Juden, allerdings ohne rückwirkende Kraft, an- 
empfahl. Aber die Kammer im Plenum verwarf den Vorschlag, 
und die algerischen Israeliten blieben gleichberechtigte Franzosen. 
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Ausser sozialer Schädigung der Juden hatten also auch in 
Frankreich die Antisemiten nichts Dauerndes erreicht. Präsident 
Loubet aber und das Ministerium Waldeck-Rousseau arbeiteten 
mit Eifer an der Bekämpfung der freiheitsmörderischen Sekte. 
Sie verkündeten zu wiederholten Malen, dass sie „jeden Unter- 
schied nach Abstammung,'Religion und Rasse entschieden als 
eine Barbarei zurückwiesen.“ Sie ernannten Israeliten im Heere, 
in der Verwaltung, im Lehrfache zu den höchsten Stellen. Sie 
gingen mit äusserster Strenge gegen jede Betätigung des Juden- 
hasses im Offizierkorps vor; Kriegsminister Andre und seine 
Nachfolger beförderten mit ÖOstentation eine grosse Anzahl 
jüdischer Offiziere. Es gab bald in Frankreich acht aktive 
jüdische Generale, von denen einige eifrige Synagogenbesucher 
sind. Das Verdienst der republikanischen Machthaber bei diesem 
Vorgehen war nicht gering. Sie hatten es mit einem seit zwei 
Jahrzehnten systematisch klerikalisierten Offizierkorps, mit der 
sozial überaus einflussreichen adligen und bürgerlichen Aristo- 
kratie, mit den von den Priestern fanatisierten Massen, mit den 
durch ihre patriotischen Schlagworte imponierenden Nationalisten, 
mit einem Teile der Radikalen und Sozialisten, die in den Juden 
das Kapital zu bekämpfen wähnten, sowie mit einer Anzahl der 
von der Modekrankheit des Mystizismns befallenen Dichter und 
Schriftsteller zu tun. Sie rangen also mit einer furchtbaren 
Koalition, mit einem Bunde, der mit starker Leidenschaft zu 
Felde zog, und dem dabei alle Mittel des Hasses, der List, der 
Lüge und der Gewalt recht waren. Aber sie sahen ein, dass 
der Angriff aller rückschrittlichen Elemente auf die Juden ein 
wichtiges Vorpostengefecht zu dem Sturmlaufe gegen Republik, 
Freiheit und bürgerliche Gleichheit war; und deshalb traten sie 
mit voller Kraft für die bedrohten Juden ein. Sie wollten 
Frankreich wieder den ihm einst zukommenden Platz an der 
Spitze der für Bildung, Freiheit und Zivilisation streitenden 
Völker verschaffen. 

Allmählich begriff die französische Nation, um was es sich 
bei dem Antisemitismus in Wirklichkeit handle, ihre edleren 
Instinkte traten wieder in den Vordergrund, und mit diesen 
erhob sich der Abscheu gegen eine Partei, die sie durch Kunst- 
griffe der Verleumdung und Intrige hatte täuschen und verführen 
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wollen. Jede neue Wahl fiel zugunsten der freiheitlichen 
Richtung aus. Die städtischen Wahlen im F rühjahr 1904 hatten 
eine grosse Niederlage der klerikal-nationalistischen Partei zur 
Folge, die vor allem die Munizipalverwaltung von Paris verlor 
und erleben musste, dass an Stelle der früheren ihr zugehörigen 
Stadträte vielfach Juden erkoren wurden. Der eigentliche Anti- 
semitismus aber hatte inso hohem Grade das Bewusstsein seiner 
Schwäche, dass er meist gar nicht unter eigener Flagge auf- 
zutreten wagte. Ebenso versetzten in Algerien die Munizipal- 
wahlen, die dort im Oktober 1905 vollzogen wurden, dem Anti- 
semitismus in der Kolonie den Todesstoss, indem sie bewiesen, 
dass er seine Macht im Volke gänzlich eingebüsst habe. 

Aber die Vergeltung ging weiter. Es kam als Gegen- 
wirkung gegen die Umtriebe des Klerikalismus eine der römischen 
Kirche grundsätzlich feindliche Partei zur Herrschaft in beiden 
Kammern und infolge dessen auch in der Regierung. Das 
Konkordat mit der römischen Kurie wurde gekündigt, die Kirche 
vollständig vom Staate getrennt, seiner pekuniären Unterstützung 
beraubt, aus der Schule ausgewiesen. Selten hat die Vergeltung 
so deutlich, so schleunig und so durchgreifend gewirkt, wie bei 
diesen Ereignissen. Frankreich ist das Land der schnellen, 
temperamentvollen Entwieklung. Deshalb hatte dort der Anti- 
semitismus eine Allgemeinheit der Verbreitung und eine Heftig- 
keit erhalten, wie nirgendwo sonst; deshalb wurde er aber auch 
ebenso schnell und allgemein aufgegeben und machte einer so um- 
fassenden und leidenschaftlichen Gegenwirkung Platz, wie in 
keinem anderen Lande, 

Der wahre Genius Frankreichs sprach sich in den schönen 
Worten aus, die Präsident Lubet im Frühjahr 1905 an den ihn 
begrüssenden Oberrabbiner von Bordeaux richtete: „Solange ich 
noch einen Lebensodem in mir habe, werde ich nicht aufhören. 
die Toleranz zu predigen, die Achtung aller religiösen und 
politischen Ansichten und den Frieden zwischen allen Staats- 
bürgern. Das ist das einzige Mittel, das unserem Vaterlande 
den Platz in der Welt behauptet, den es heute einnimmt.“ — 

Auch in den kleinen Nachbarländern Frankreichs und 
Deutschlands hatte der Ansisemitismus versucht, Wurzel zu 
fassen. In Holland wieder unter dem Schutze der Ultramontanen. 
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Zwei katholische Mitglieder der zweiten Kammer hatten schon 
im Jahre 1864 darauf bezügliche Reden gehalten. In Mastricht 
fielen bei der Beerdigung eines Israeliten ärgerliche Ruhestörungen 
durch einen fanatisierten katholischen Pöbel vor. Diese Anläufe 
fanden aber in dem freiheitlich gesinnten Volke und bei dessen 
Vertretern so allgemeine Missbilligung, dass die Bewegung im 
Keime erstickt wurde. 

Wiederum Belgien stand viel zu sehr unter französischem 
Einflusse, als dass der in diesem Staate zeitweilig vorherrschende 
Antisemitismus nicht auch auf. jenen hätte abfärben sollen. In 
Belgien waren es ebenfalls ausser den Klerikalen besonders 
Radikale, wie der begabte aber verschrobene Edmund Picard, 
die die antisemitische Fahne entfalteten. Die klerikale Mehrheit 
des Senats wies die Naturalisation nicht nur aller Juden sondern 
auch derjenigen zurück, die durch einen jüdisch klingenden 
Namen Verdacht erregten (1898). Der offizielle Oberrat für 
Handel und Industrie stellte die ganz unwahre Behauptung auf, 
die Hausierer in Belgien seien zum grössten Teile Juden — 
während dort 17000 Hausierer, aber nur 9000 jüdische Seelen, 
einschliesslich Frauen und Kinder, also höchstens 2500 erwachsene 
jüdische Männer vorhanden waren. Die Geistlichkeit bemühte 
sich, das Volk gegen die Israeliten aufzustacheln. Im Juli 1898 
wurde in Brüssel eine glänzende Prozession veranstaltet, unter 
Teilnahme in- und ausländischer Kardinäle, Erzbischöfe und 
Bischöfe, zur Erinnerung an eine angeblich im Jahre 1370 von 
den Juden gestohlene Hostie und das darauferfolgte Wunder der von 
Dieben durchbohrten Hostie. Eine halbe Schwadron Kavallerie 
und zwei Kompagnien Infanterie geleiteten offiziell den Zug. 

Die antisemitische Strömung in Bevölkerung und Presse 
wurde dann tatsächlich so gefährlich, dass das Bedürfnis kräftiger 
Gegenwirkung sich geltend machte. Zuerst unter den gebildeten 
und wohlgesinnten Katholiken: es trat ein Komitee zusammen, 
um durch eine Bittschrift den Papst um Verurteilung des Anti- 
semitismus anzugehen. Das war gut gemeint, aber vergeblich, 
denn der greise Papst, der für seine Person wohlwollend und 
gerecht ist, stand ganz unter dem Einflusse seiner durchaus 
streitbar klerikalen Umgebung. Dann, am 13. Dezember 1900, 
fand in Brüssel eine von wirklich freiheitlichen Radikalen und 
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Sozialisten einberufene grosse Volksversammlung statt, die gegen 
den Antisemitismus Protest einlegte, zugunsten des jüdischen 
Proletariats, das unter den schmachvollen Bestrebungen der 
Antisemiten am meisten leide. Endlich bildete sich ein umfassender, 
lediglich aus Christen bestehender Abwehrverein, der seine Tätig- 
keit mit Verbreitung von Flugschriften begann. 

Die Hauptsache war, dass der Vorgang Frankreichs auch 
in Belgien die Bewegung abflauen liess. Von den dortigen Er- 
eignissen belehrt, zeigte sich die gemässigte klerikale Regierung 
fernerhin den Juden nicht ungünstig. Die Presse verstummte 
über diese Angelegenheit, und der Antisemitismus hatte in 
Belgien aufgehört zu leben. 

In einem anderen Nachbarlande Frankreichs, in Italien, 
versuchte eine unter der unmittelbaren Einwirkung des Vatikans 
stehende Presse, unter der Führung des Osservatore cattolico, 
systematisch eine Judenhetze ins Werk zu setzen. Aber in diesem 
alten Kulturvolke blieben solche Bestrebungen erfolglos, selbst 
innerhalb der katholischen Partei. Von wirklich ausgedehntem 
und wirksamem Antisemitismus ist dort nirgends die Rede 
gewesen. 

Auch in Griechenland fand er keine Betätigung, ausser dass 
die infame Blutlüge in griechisch redenden Bezirken wie des eigent- 
lichen KönigreichsGriechenland so der Türkei leider häufig ihre ver- 
derbliehe Wirkung übte. Besonders in der Stadt Korfu. Hier wurde 
am 13. April 1891 ein jüdisches Mädchen von acht Jahren ermordet 
und gänzlich des Blutes entleert aufgefunden. Sofort verbreiteten 
Hetzer die Meinung, das Mädchen sei gar nicht die Tochter des 
Jüdischen Schneiders Sarda, sondern ein von diesem in früheren 
Jahren geraubtes, für den Ritualmord aufgezogenes Christenkind. 
Darauf, am 14. April, drang der christliche Pöbel in das Juden- 
viertel, mit Mord und Verwüstung, beschützt von den städtischen 
Behörden und deren Polizei, die der Hinmetzelung mehrerer 
jüdischer Männer und Weiber untätig zusahen. Die Mordgesellen 
wurden endlich durch das Militär hinausgetrieben, die Juden 
aber mussten sich in ihre Häuser einschliessen, in denen sie 
dreiunddreissig Tage eingepfercht blieben. Im Anschluss an diese 
Greuelszenen wurden aus der Insel Zante, gleichfalls unter Blut- 
vergiessen, sämtliche Juden verjagt. Diejenigen Christen 
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auch der Präfekt und der Staatsanwalt, die die Juden zu be- 
schützen suchten, sollten von diesen erkauft sein. Die gericht- 
liche Untersuchung stellte dann die Tatsache heraus, dass die 
ganze Hetze von der dem Ministerium Delyannis feindlichen 
Partei, darunter die städtische Verwaltung Korfus, auf diesem 
Eiland hervorgerufen und gefördert worden war, um die Wahlen 
auf den Jonischen Inseln gegen die Regierung zu lenken. Da 
diese nun mit Nachdruck einschritt und die Schuldigen zu strenger 
Rechenschaft zog, ging nach einem Monat das Ungewitter vor- 
über, nachdem es freilich viel Unheil angerichtet hatte. 

Auch über die Grenzen Europas hinaus wogte die Flut 
des Antisemitismus. Überall, wo Christen durch Mangel an 
Umsicht und Fleiss oder durch widrige Umstände hinter 
jüdischer Tätigkeit und Ausdauer zurückblieben, suchten sie 
sich für ihre eigenen Fehler oder Unglücksfälle an den Israeliten 
zu rächen. So selbst am Kap der Guten Hoffnung, wo 1875 
einige Blätter einen Feldzug gegen die Juden begannen, der 
aber infolge der scharfen Gegenwehr des um das Land hoch- 
verdienten J. Mosenthal bald im Sande verlief. 

Schlimmer und dauernder war das Auftreten des gesell- 
schaftlichen Antisemitismus in den Vereinigten Staaten von 
Nord-Amerika. Es war ja nicht daran zu denken, dass die 
vollkommene politische Gleiehberechtigung der Israeliten in 
diesem freiheitsgewohnten Staatenbunde jemals in Frage gezogen 
werden könne. Nur um so schmerzlicher war die beginnende 
soziale Ausschliessung der Juden von allem gesellschaftlichen 
Verkehre mit den entsprechenden Kreisen ihrer christlichen Mit- 
bürger. Sie hat lange vor der Masseneinwanderung der russischen 
Juden begonnen. Schon im Sommer 1877 wurde ein angesehener 
und gänzlich vorwurfsfreier Israelit, Joseph Seligmann, im Grand- 
Hotel des fashionablen Badeortes Saratoga nicht aufgenommen, 
eben weil er Jude sei. Die Geldaristokratie wollte nicht mit 
einem solchen unter einem Dache wohnen. Leider fand dies 
Beispiel zahlreiche Nachahmung, und auch aus Vereinen aller 
Art mussten die Juden verschwinden. Ein schmerzlicher Beweis 
für die niedrige soziale Einschätzung der Juden durch den 
Rassendünkel der tonangebenden amerikanischen Kreise! — 

Das ist die traurige Geschichte des modernen Antisemitismus, 
einer Bewegung, die alle unschönen Eigenschaften der Volksseele 
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in Deutschland, Österreich, Ungarn, Frankreich, Russland ent- 
fesselte und über die Juden dieser Länder unsagbares Leid und 
tiefen Seelenschmerz verhängte. Der jähe Umschwung von 
freiheitlichen und humanistischen Tendenzen zu ihrem Gegen- 
satze war nur innerhalb der verworrenen, widerspruchsvollen, 
ungeklärten Zustände der Gegenwart möglich. „Esbewältigen uns“, 
sagte ein berühmter christlicher Philosoph, „die unmittelbaren Ein- 
drücke und zerreiben das Leben unter ihren Widersprüchen. So 
treiben wir unsicher auf den Wogen der Zeit umher, wehrlos gegen 
alles, was uns mit starkem Bewusstsein und starker Behauptung 
naht, wehrlos auch gegen die eigenen Einfälle und Leidenschaften, 
ein Spiel von wechselnden Lagen und Launen“. 

Aber trotz aller schlimmen Folgen für jeden einzelnen 
unter den Israeliten hat der Antisemitismus der Judenheit als 
ganzem nur Vorteil gebracht: er hat das Gefühl der Zusammen- 
gehörigkeit, der Selbstschätzung, der Verantwortlichkeit innerhalb 
der jüdischen Gemeinschaft gestärkt. Das frische Leben, das 
seit Jahrzehnten wieder im Judentum, namentlich Deutschlands, 
pulsiert, ist zum grossen Teile eine Reflexbewegung auf die 
Reizung des Antisemitismus. Die „Renaissance des Judentums“, 
die vielfach festgestellt wird, ist nicht am wenigsten durch den 
Antisemitismus veranlasst worden, der nicht nur Abwehrmassregeln, 
sondern Umgestaltung und Ausbau innerhalb des Judentums 
hervorrief. So bewährte er sich als 

„ein Teil jener Kraft, 
„die stets das Böse will und stets das Gute schafft.“ 
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Ein Ausfluss der Abneigung gegen die Juden war das 
Bestreben, ihnen das Schächten nach dem überlieferten Ritus 
unmöglich zu machen, unter dem Vorwande, dass dieses eine 
Tierquälerei bedeute. Allerdings hatte dieser Gegenstand, in 
Deutschland wenigstens, nurnoch für eine Minderheit der Israeliten 
unmittelbares Interesse; allein deren Gesamtheit fasste mit Recht 
den gegen ihre an dem Zeremonialgesetze hängenden Glaubens- 
genossen beabsichtigten Zwang nicht nur als eine Verletzung 
der ganzen Judenheit sondern auch als eine zweifellose, uner- 
trägliche Beschränkung der Gewissensfreiheit im allgemeinen auf. 

Schon seit geraumer Zeit waren die Tierschutzvereine in 
Deutschland eigentlich gegenstandslos geworden, da ihnen nach 
Erlass und genauer Innehaltung der den Tierschutz betreffenden 
gesetzlichen und polizeilichen Vorschriften nichts mehr zu tun 
übrig blieb, als etwa die grausame Tierquälerei der Hetz- und 
Parforeejagden sowie des Taubenschiessens zu bekämpfen. Allein 
an die noblen Passionen der hohen und höchsten sozialen Schichten 
getrauten sie sich mit echt spiessbürgerlicher Servilität nicht 
heran. Es schien ihnen ungefährlicher und aussichtsreicher, ihr 
Dasein durch Beschäftigung mit dem Tierschächten der Juden als 
notwendig und erspriesslich zu erweisen. Unter dem Einflusse 
des Antisemitismus nahm dieses Bestreben eine greifbare Gestalt 
an. Es erlangte seinen ersten Erfolg in der Stadt Gera, deren 
Rat im Jahre 1885 seinem Dutzend Juden das Schächten verbot. 
Sie halfen sich, indem sie ihr Koscherfleisch aus der Nachbarschaft 
bezogen. Bald aber wurde Grösseres angestrebt. Im Februar 1886 
erging eine förmliche Petition des Verbandes der deutschen Tier- 
schutzvereine an den Reichstag, dassdie Tötung vonTierennurnach 
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vorheriger Betäubung gestattetwerden solle. Damit wäre das rituelle 
Schlachten überhauptunmöglich geworden, wären, wegenderangeb- 
lichen, aber nicht wahren, Schonung der Schlachttiere während des 
letzten Augenblicks ihres Daseins, hunterttausend Menschen in ihren 
religiösen Überzeugungen danernd vergewaltigt. Die Petition 
kam aber im Plenum des Reichstags nieht mehr zur Verhandlung, 
und der Chef der Reichskanzlei beruhigte einen bei ihm 
vorstellig werdenden Rabbiner mit der tröstlichen Ver- 
sicherung, dass „die Reichsregierung dem Verlangen der Tier- 
schutzvereine, das einen Eingriff in die religiösen Satzungen des 
Judentums bedeute, niemals ihre Zustimmung geben werde.“ 
Ähnlich äusserte sich der Führer der mächtigen Zentrumspartei, 
Ludwig Windthorst: „Wegen eines vermeintlichen Tierschutzes 
will ich nicht auf Menschen einen religiösen Gewissenszwang 
ausüben.“ Er sollte bald sein Versprechen wahr machen. 

Damit war das umfassende Bestreben der Tierschutzvereine 
im antisemitischen Sinne einstweilen gescheitert. Die bayrische 
Regierung nahm ausdrücklich von der Vorschrift der vorherigen 
Betäubung der Schlachttiere das Schächten nach jüdischem Ritus 
aus (1886). 

Dieser Erfolg: musste aber dauernde Sicherung erhalten. 
Es liefen mehr als zweitausend Petitionen jüdischer Gemeinden 
für fernere Gestattung des rituellen Schächtens bei dem Bureau 
des Reichstages ein. Die Juden erwirkten von den 150 hervor- 
ragendsten christlichen Physiologen und Veterinären wissenschaft- 
liche Gutachten, die erwiesen, dass das Schächten nicht nur für 
die Qualität und die Bewahrung des Fleisches die geeignetste 
sondern auch, mit gewisser Vorsicht bei dem Umlegen der 
Tiere, die für diese selbst am wenigsten schmerzhafte Schlacht- 
art sei. Das energische Auftreten der Juden hatte, da es auf 
Billigkeit und Recht beruhte, im Reichstage des Jahres 1887 
vollen Erfolg. Besonders war es, seiner vorjährigen Zusage 
gemäss, Ludwig Windthorst, der der gerechten Forderung der 
Juden zum Siege verhalf. Der Antrag der Tierschutzvereine 
auf wirksameren Schutz der Schlachttiere durch das Strafgesetz- 
buch wurde nur mit dem fast einstimmig gebilligten Zusatze 
angenommen: „unter tunlichster Schonung religiöser Gebräuche.“ 
Damit war das Schächten für das Reich als Ganzes in Sicherheit 
gebracht. 
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Aber nicht in jedem einzelnen der Bundesstaaten. Abermals 
war es das Königreich Sachsen, das hier seine alterprobte juden- 
feindliche Gesinnung von neuem bewährte. Trotz der lebhaften 
Gegenwehr der jüdischen Gemeinden und selbst der Leipziger 
Schlachthofverwaltung und Handelskammer verordnete der 
sächsische Minister des Innern im März 1892 die vorhergehende 
Betäubung der Schlachttiere als ausnahmslose Massregel, auf 
landespolizeilichem Wege. So war das Schächten im ganzen 
Königreiche untersagt. Selbstverständlich liessen die am 
Zeremonialgesetze hängenden Israeliten sich nun das Koscher- 
fleisch von jenseits der engen Grenzen Sachsens kommen — aber 
der Sieg der mit humanem Mantel umkleideten Unduldsamkeit 
in dem Königreiche war entschieden. 


Ähnlichen Erfolg hatte die Agitation gegen das Schächten 
in der Schweiz, wo sie schon lange ihr Wesen getrieben hatte. 
Zunächst hielten die Bundesbehörden noch ihren Schild schützend 
über die Gewissensfreiheit. Ein Schächtverbot, das 1874 von 
dem Gemeinderat der Stadt St. Gallen ausgesprochen und von 
dem Regierungsrat des Kantons aufrecht erhalten wurde, hat der 
Schweizer Bundesrat, bei dem zahlreiche jüdische Gemeinden der 
Eidgenossenschaft deshalb petitionierten, am 29. Oktober 1875 
wieder aufgehoben. Als der Kanton Aargau das Schächten nur 
den alten jüdischen Gemeinden Endingen und Lengnau gestattete, 
der von Baden aber verweigerte, verfügte der schweizerische 
Bundesrat: auf Grund der Bundesverfassung sei es den Kantons- 
behörden nicht gestattet, durch Verbot des Schächtens einen 
Eingriff in die Gewissensfreiheit zu begehen. Infolge dieser 
Entscheidungen galt einstweilen das Schächten im ganzen Gebiete 
der Eidgenossenschaft für erlaubt. 


Aber die antisemitischen Tierschützler gaben ihr Vorhaben 
nicht auf. Sie wussten weiten Kreisen des Schweizer Volkes 
einzureden, dass das Schächten eine Tierquälerei sei, und brachten 
die Stimmen von 83159 Bürgern zum Vorschlag folgenden 
Gesetzesartikels für die gesamte Eidgenossenschaft zusammen: 
„Das Schlachten der Tiere ohne vorherige Betäubung vor dem 
Blutentzuge ist bei jeder Schlachtart und Viehgattung ausnahmslos 
untersagt“. Nach der Bundesverfassung musste die Bundes- 
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versammlung ein so zahlreich unterstütztes Begehren zu all- 
gemeiner Volksabstimmung bringen; sie tat, was sie konnte, 
indem sie selber bei dem Volke die Verwerfung des Vorschlags 
beantragte (August 1892). Allein die Stimme der Vernunft und 
Billigkeit drang nicht durch: mit 188668 gegen 116 952 Stimmen 
sowie mit 111/, gegen 101/, Kantonen nahm das Schweizer Volk 
den Initiativantrag der Schächtgegner an. 

Auch in Deutschland ruhte diese Agitation nicht. An 
einzelnen Orten wie in Harburg (1893) und Krojanke wurde 
durch Lokalstatut das rituelle Schlachten untersagt. Die 
mecklenburg-strelitzsche Regierung tat dies ebenfalls. Aber die 
lebhaften und durch die Zeugnisse der Wissenschaft bekräftigten 
Gegenvorstellungen der Juden hatten zunächst Erfolg. Der 
Grossherzog von Mecklenburg-Strelitz machte das Verbot seiner 
Regierung wieder rückgängig, der preussische Minister des 
Innern das der Harburger und Krojanker Stadtbehörden. Eine 
ähnliche Untersagung seitens des Regierungspräsidenten der 
Provinz Westpreussen wurde von den Gerichten für ungültig er- 
klärt, und der Regierungspräsident musste seine Verfügung 
zurücknehmen. Die Kommission des bayrischen Landtages be- 
schloss, mit Zustimmung der Regierung, einhellig, dass eine 
antisemitische Petition um Verbot des Schächtens für die Ver- 
handlung im Plenum sich nicht eigene. Grossen Eindruck 
brachte die Sammlung von 253 Gutachten anerkannter teils 
wissenschaftlicher, teils praktisch fachmännischer Autoritäten aus 
allen Ländern zugunsten des Schächtens hervor, die das — 
jüdische — Komitee zur Abwehr antisemitischer Angriffe in 
Berlin im April 1894 veröffentlichte, und die in der Tat die 
Frage für jeden nicht Voreingenommenen endgültig entschied. 
Wirklich erklärten in der Reichstagssitzung vom 25. April 1894 
die Wortführer sämtlicher Parteien, mit Ausnahme der Antisemiten, 
dass die Staatsgesetzgebung in die religiösen Satzungen an- 
erkannter Glaubensgemeinschaften sich nicht einzumischen habe, 
und dass im besonderen das Schächten nicht nur keine Tier- 
quälerei sondern vielmehr die mildeste Art der Tötung von 
Schlachttieren sei. Die Militärverwaltung führte dasselbe sogar 
in ihre Konservenfabriken ein, weil es das Fleisch am schmack- 
haftesten und widerstandsfähigsten mache. 
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Ebenso verwarf im gleichen Jahre der Landtag von Mecklen- 
burg, mit ausdrücklicher Zustimmung der Regierungen, einen 
Antrag auf Landesverbot des Schächtens. 

Trotz aller Niederlagen wollte aber die Minierarbeit der 
Antisemiten auf diesem Gebiete nicht zur Ruhe kommen. In 
einzelnen preussischen Stadtgemeinden, wie in Potsdam, Anger- 
münde, Xanten, wurde 1901 von neuem das Sehächten durch 
Gemeindestatut untersagt. Die Juden wandten sich an das 
Ober-Verwaltungsgericht, da diese Verbote einen Eingriff in die 
verfassungsmässige Freiheit der Religionsbekenntnisse ausmachten. 
Aber das Ober-Verwaltungsgericht urteilte, es sei Sache der 
kommunalen Behörden, in ihren Schlachthäusern solche An- 
ordnungen zu treffen, die ihnen als richtig erschienen. Eine der- 
artige Entscheidung war Nicht-Juristen unverständlich; denn mit 
dem gleichen Rechte hätten ja städtische Behörden anordnen können, 
dass ihre Schlachthäuser nur bestimmten Schlächtern geöffnet, 
anderen aber verschlossen seien; dass man einigen Bürgern mehr 
Abgaben auferlegen könne und den anderen weniger, und so 
weiter: kurz, das Ober-Verwaltungsgericht billigte, aus rein 
formalen Gründen, die schreiende Verletzung eines allgemeinen 
Verfassungsgrundsatzes. Jedenfalls eröffnete seine Entscheidung 
den antisemitischen Bestrebungen Tür und Tor in den einzelnen 
Städten. Glücklicherweise haben nur sehr vereinzelte Kommunen 
von dieser Freiheit tatsächlich Gebrauch gemacht. Allein sie 
hängt jederzeit drohend über den preussischen Synagogen- 
gemeinden. 

Derart ermutigt, setzte die Mehrheit der Tierschutzvereine 
ihre Agitation kräftig fort. Ein vom Verbande der deutschen 
Juden und dem Deutsch-israelitischen Gemeindebunde gemeinsam 
gebildete Kommission hat eine umfassende Gegenagitation ins 
Werk gesetzt. Besonders Dr. Hirsch Hildesheimer wirkte hier 
mit grosser Selbstaufopferung. Man erhielt eine neue Sammlung 
von dieses Mal auf die Zahl von 400 gestiegenen wissenschaft- 
lichen und praktischen Gutachten, die sich mit grosser Be- 
stimmtheit zugunsten des Schächtens, in humaner wie in 
hygienischer Beziehung, aussprachen. So konnten, über den 
Kreis weniger Stadtverwaltungen hinaus, die feindlichen Be- 
mühungen keine weiteren Erfolge erzielen. 
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Die Lorbeeren der schweizer und der deutschen Antisemiten 
liessen begreiflicherweise ihre österreichischen Gesinnungsgenossen 
nicht ruhen. Im Januar 1894 brachte der Abgeordnete Schneider 
im niederösterreichischen Landtage einen Dringlichkeitsantrag 
betreffend das Verbot des Schächtens ein. Er wurde damals 
noch verworfen. Die Staatsregierung erklärte, dass nach genauer 
Prüfung der Sachlage das Schächten nicht als Tierquälerei be- 
trachtet werden dürfe. Der Grazer Gemeinderat untersagte es 
wenigstens für seine Stadt; aber auf die Petition von 291 israe- 
litischen Gemeinden Österreichs hob die Statthalterei diesen Be- 
schluss als eine Kompetenzüberschreitung der städtischen Be- 
hörden auf. Diesem Standpunkt blieb die Regierung treu. Als 
1897 die böhmische Stadt Rumburg einen ähnlichen Beschluss 
fasste, wie Graz, entschied die Bezirkshauptmannschaft, dass 
solcher Beschluss gesetzwidrig und deshalb ungültig sei; und das 
höchste Verwaltungsgericht wies die Klage der Stadt Rumburg 
zurück, indem es das rituale Schlachten als eine Religionsübung 
bezeichnete, die unter dem Schutze der Verfassung stehe. Es 
ist das offenbar der einzig richtige Standpunkt, im Gegensatze 
zu der Entscheidung des entsprechenden preussischen Gerichts- 
hofes. Deshalb konnte auch der Beschluss des antisemitischen 
Wiener Gemeinderates (1905), für die städtischen Schlachthäuser 
das Schächtverbot auszusprechen, keinen Bestand haben. Der 
Statthalter von Niederösterreich hob ihn auf, und der von dem 
Gemeinderat angerufene Verwaltun gsgerichtshof bestätigte lediglich 
sein früher ausgesprochenes Urteil. So ist in Össterreich die 
Agitation der antisemitischen angeblichen Tierfreunde gänzlich 
fruchtlos geblieben. 

Im Mittelalter hat man die Juden verfolgt, aber ihre 
Religion und deren Gebräuche unangetastet gelassen. Es war 
der Humanität und der Gewissensfreiheit der Gegenwart vorbe- 
halten, durch die Ausdehnung der Sonntagsruhe auf die Nicht- 
ehristen die Sabbathfeier der Juden, durch das Schächtverbot 
die Ausübung ihrer speisegesetzlichen Vorschriften zu bekämpfen. 
Man wird dereinst mit Unwillen und Staunen auf diese neue 
Art der Religionsverfolgung zurücksehen, als auf einen Ausfluss 
noch ungeklärter, nichthumaner Gesittung. 


Kapitel Fünf. 
Judentaufen. 


Die antisemitische Bewegung, die seit der Mitte der siebziger 
Jahre mit einer anfänglich ungeahnten Kraft, Ausdehnung und 
Beharrlichkeit sich in den meisten Ländern Europas entwickelte, 
hat einen Abfall zur Folge gehabt, wie er seit der grossen Tauf- 
sucht unter den Juden in der Zeit der Mendelssohn-Schüler unerhört 
gewesen war. Seit der Wiedererstarkung des Judentums durch 
die historische Reform im zweiten Drittel des neunzehnten Jahr- 
hunderts hatten sich in Deutschland und Österreich-Ungarn nur 

-noch vereinzelte Streber und einige Bewerber um christlichen 
Gatten zum Übertritte entschlossen, abgesehen von den erkauften 
Proselyten der Missionsgesellschaften. In den acht alten Provinzen 
Preussens wurden jährlich einige fünfzig Juden für die Kirche 
gewonnen; im übrigen Deutschland dreissig bis vierzig. Aber 
der Antisemitismus mit seiner kränkenden Beschimpfung und 
schweren Benachteiligung der Juden und des Judentums brachte 
hier einen starken und andauernden Wandel. Zunächst war es 
die Gewissheit, dass nur die Taufe gesellschaftliche Stellung, 
äussere Anerkennung, höhere Verwaltungs-, Richter-, Lehr- und 
militärische Ämter verschaffen könne, die zahlreiche Ehrgeizige 
und Eitele veranlasste, aus der vieltausendjährigen israelitischen 
Gemeinschaft auszuscheiden. Der eine wollte in die vornehmen 
christlichen Kreise aufgenommen werden, der andere seine Töchter 
mit Offizieren, Staatsbeamten oder Adligen verheiraten. Der 
dritte wünschte zu einer Professur, einem Richteramte, einer 
Stelle in der Verwaltung oder im Offizierkorps zu gelangen. 
Der vierte warf gar seinen Glauben wie ein getragenes Hemd 
ab, nur um in eine Burschenschaft, ein studentisches Korps, 
eine Ressource Eintritt zu erhalten. Ein anderer fühlte über- 


haupt das Bedürfnis, sich aus einer verachteten und gehassten 
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Gemeinschaft zu retten, sich ein behagliches und geruhiges Dasein 
zu bereiten. Sie alle bedachten nicht oder sahen es mit Gleichmut 
an, dass ihr Übertritt eine Sanktion der Unduldsamkeit und des 
kirchlichen Dogmatismus und Mysterientums bedeutete, dass er 
einen Schlag ins Gesicht der Gewissensfreiheit und Humanität, 
eine schwere Schädigung der ohnehin verhältnismässig kleinen 
Schar der Kämpfer für Toleranz, Recht und Gleichheit aus- 
machte. Sie trugen kein Bedenken, durch ihr ausdrückliches 
Bekenntnis zu den geheimnisvollen Lehren der christlichen 
Kirche, die doch ihrer wahren Überzeugung durchaus zuwider- 
liefen, einen Akt empörender Gewissenlosigkeit, der Verleugnung 
des Heiligsten zu begehen, nämlich der inneren Gesinnung und 
der Wahrhaftigkeit. 

Aber es gab manche, die sich von edleren, obschon miss- 
verständlichen Beweggründen leiten liessen. Einige wenige der 
Übertretenden waren Mystiker, die gerade das Geheimnisvolle 
der christlichen Lehre oder deren edle, weiche, für die Wirklich- 
keit freilich unmögliche Moral anzog. Eine grössere Anzahl, die 
im orthodoxen Judentume erzogen war, fühlte sich durch seine 
strengen Zeremonien und Vorschriften, deren wahre Bedeutung 
sie nicht zu würdigen wusste, sowie durch einen von veralteten 
Vorstellungen und Empfindungen durchzogenen, lärmenden und 
formlosen Gottesdienst im tiefsten Innern verletzt und abgestossen. 
Sie verkannten den erhabenen philosophischen und sittlichen 
Kern des Judentums und hassten dessen Schale, die in ihrem 
modernen Fühlen einen unerträglich bitteren Geschmack hervor- 
rief, ihnen als eines vorurteilslosen und gebildeten Menschen der 
Gegenwart unwürdig erschien. Noch mehrere leitete ein falsch 
verstandener Patriotismus, ein krankhafter Trieb nach restloser 
Assimilation mit dem Deutschtum. Hatten nicht Männer von 
der hohen und allgemein anerkannten Bedeutung eines Mommsen, 
Treitschke, Paulsen die Behauptung aufgestellt: der Jude müsse 
Christ werden, um ein vollkommener Deutscher zu sein? Zahl- 
lose fein gebildete und wohlmeinende Christen waren tatsächlich 
dieser Ansicht. Und viele Juden nahmen solche nur allzugern 
an: die grosse Mehrheit der echten Deutschen sei nun einmal 
christlich, und wenn man wahrhaft deutsch empfinde, dürfe man 
sich von ihr auch auf dem religiösen Gebiete nicht trennen. 
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Als ob ein gebildeter Jude den Anschauungen der gebildeten 
deutschen Protestanten nicht weit näher stände, als die dogmatisch 
überzeugten Katholiken oder Altlutheraner! Als ob die Kosch, 
Lasker, Bamberger sich als schlechtere Deutsche gefühjt hätten 
denn ihre christlichen Genossen im Parlamente! Als ob die 
Tausende von Juden, die auf den Schlachtfeldern in Böhmen 
und Frankreich ihr Blut für das Vaterland vergossen hatten, sich 
schlechtere Deutsche gedünkt hätten, denn christliche Maulhelden, 
die ihren Patriotismus in tönenden, hasserfüllten Phrasen er- 
schöpften! 

Allen den aufrichtigen oder heuchlerischen Abtrünnigen 
ward von christlicher Seite der Übertritt möglichst erleichtert. 
Gerade die sogenannt liberalen protestantischen Theologen, die 
es mit den Grundlehren ihrer eigenen Kirche nicht ernst meinten, 
sondern solche durch willkürliche Umdeutung bis zur Inhalt- 
losigkeit abschwächten, gingen eifrig auf den Judenfang 
aus, um die Zahl ihrer Anhänger zu vermehren. Man 
stellte den Täuflingen vor, es seien die mit der Vernunft un- 
verträglichen Dogmen der Kirche nur Allegorien, unter denen 
sich jeder denken möge, was ihm beliebe. Im Grunde unter- 
scheide der christliche Glaube sich wenig von dem jüdischen; 
er habe nur die Liebe zu seinem Mittelpunkte gemacht, während 
im Judentume das strenge, rein formalistische „Gesetz“ das 
Ausschlaggebende sei — eine höchst ungerechte, aber für die 
Bekehrer wie für leichtfertige oder unwissende Täuflinge sehr 
bequeme Verkennung des Judentums. So wurde das apostolische 
Glaubensbekenntnis einfach weggedeutelt; so das Verfluchen des 
teuflischen alten Glaubens und seiner Bekenner — also auch der 
Eltern des Täuflings — in eine „Verurteilung des Schlechten 
im Glauben der Juden“, der „gottesfeindlichen* Lehren des 
Talmuds, der falschen Anschauung, als stehe das Erscheinen des 
Messias noch bevor, abgeschwächt. Mit vollem Rechte haben 
orthodox-christliche Geistliche dieses unwürdige Gaukelspiel 
unwillig verworfen. 

Die Ergebnisse der eigentlichen, auf strenger christlicher 
ÖOrthodoxie beruhenden Judenmission sind denn auch, trotz der 
Grösse ihrer pekuniären Mittel, gering geblieben. Sie bot jedem 


Täufling zwanzig bis hundert Taler, Unterkunft in Heimstätten, 
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Werk- und Krankenhäusern, Unterricht in eigenen Schulen. 
Trotzdem gewann sie nur unmündige Kinder, sieche Greise 
oder niedrig “stehende Lumpe, die mit dem Religionswechsel 
einen sich oftwiederholenden Schacher trieben. Der „Evangelisch- 
lutherische Zentralverein für die Mission unter Israel“ beschloss 
auf einer Konferenz zu Hannover im Oktober 1890, innerhalb 
Deutschlands keine Missionare mehr auszusenden, „weil meist 
nur jüdische Vagabunden, der Abschaum und Auswurf des 
Volkes, sich bekehren liessen.“ Jeder von ihr getaufte Jude 
kostete der Berliner Mission im Durchsehnitte 772 Mark, der 
Londoner gar 2000 Pfund oder 41000 Mark. 

Aber ausserhalb der Mission ging seit dem Anwachsen des 

Antisemitismus das Judentaufen in weitem Umfange vor sich. 

° Während der ersten Jahre nach seinem Auftreten glaubte 
man noch an sein baldiges Verschwinden; fand er doch in der 
gebildeten christlichen Bevölkerung zunächst wenig Anklang. 
Infolgedessen übte er damals noch geringen Anreiz zur Juden- 
taufe. Allein, anstatt zu erlöschen, verbreitete der Brand sich 
immer weiter und frass immer tiefer. Da suchten dann viele 
schwache, eitle und gewissenlose Menschen sich schnell durch 
die Besprengung mit Wasser zu retten. Während in den acht 
altpreussischen Provinzen innerhalb des Jahresfünfts 1875 —1879 
nur 62 Juden im Jahresdurchschnitt zur evangelischen Landes- 
kirche übertraten, wurden es 1880 schon 120, und ihre Zahl 
wuchs stetig bis 1888, wo sie die erschreckende Höhe von 348 
erreichte, für ganz Preussen 368. Im Jahre 1902 wurden in 
ganz Preussen sogar 413 Juden getauft, also 86 auf Hundert- 
tausend im Jahre. Zum Katholizismus sind nur wenige über- 
getreten. Im ganzen kann man den Verlust, den das Judentum 
jährlich in Preussen durch die Taufe erleidet, auf 400 Seelen 
anschlagen; ein grosser Teil davon sind allerdings Kinder, die 
von den Eltern zum Taufbecken geführt werden. 

In dem übrigen Deutschland sind in den 24 Jahren von 
1880 bis 1903 2263 Juden zum Protestantismus übergetreten, 
das sind jährlich 94. Man darf also annehmen, das jährlich in 
ganz Deutschland 520 Juden die Taufe empfangen. Die grösste 
Zahl der Taufen im ausserpreussischen Deutschland fand 1903 
statt: es waren 145. 
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Die meisten Taufen ereignen sich in den grossen Städten, 
wo naturgemäss die Mehrzahl solcher Juden wohnt, die völlig 
glaubenslos geworden sind, und wo sich die meisten Verlockungen 
des Ehrgeizes und der Eitelkeit geltend machen. Von den 353 
Taufen in Preussen während des Jahres 1903 fallen 165 oder 
46 Prozent auf Berlin. Die Übertritte finden übrigens nicht, 
wie vielfach angenommen wird, vorzugsweise unter den Reichen 
statt; vielmehr überwiegen die Täuflinge mit geringem oder 
mittlerem Einkommen — bis 10000 Mark jährlich — ganz be- 
deutend. Es liegt das daran, dass viele junge jüdische Handels- 
angestellte mit christlichen Geschäftsfräulein Verhältnisse 'ein- 
gehen, die sie später durch eine mit ihrem Übertritte zum 
Christentum verbundenen Ehe legalisieren. 

In Österreich haben Galizien und die Bukowina mit 
900000 Juden fast gar keine Übertritte zu verzeichnen. Von 
den übrigen 300000 Juden Cisleithaniens entfällt die Hälfte auf 
Wien, wo die Taufbewegung am stärksten auftritt — wie für 
Deutschland in Berlin. Im ganzen finden in Österreich jährlich 
840—900 Taufen. statt, eine auf 1360— 1480 Juden. Am 
schlimmsten grassiert die Judentaufe in Wien. Hier zählte man 
1868—1879 durchschnittlich 50 Taufen jährlich, oder eine auf 
etwa 1200 Juden. Aber 1880—1889 steigt die Taufziffer jäh 
auf 220 jährlich, eine auf etwa 425 Juden; und 1890—1903 
gar auf 455 jährlich, eine auf etwa 265 Juden. Im Jahre 1908 
wurden sogar 608 Juden in der österreichischen Hauptstadt ge: 
tauft. Das ist allerdings ein erschreckendes Verhältnis, . bei 
weitem schlimmer als in Berlin, wo erst auf 727 Juden eine 
Taufe jährlich kommt, also beinahe dreimal weniger als in Wien. 
Binnen zehn Jahren ist jeder sechsundzwanzigste Wiener Jude 
getauft. Allerdings wird ein grosser Teil der Übertritte in 
Österreich durch  den- Umstand veranlasst, dass nach den be- 
stehenden Gesetzen die Mischehe zwischen Juden und Christen 
unzulässig ist. _ Dass die Verehlichung ein Hauptgrund der 
Übertritte ist, hier wie anderswo, wird durch die Tatsache er- 
wiesen, dass fast. die Hälfte aller Ausgetretenen in Wien im 
Heiratsalter von zwanzig bis dreissig Jahren steht, Das Fort- 
kommen im Beruf ist die zweitwichtigste Veranlassung. Be- 
kanntlich ist in dem heutigen Österreich der Taufsehein die un- 
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abweisliche Bedingung zur Aufnahme in zahlreiche Ämter und 
zum weiteren Emporsteigen in allen, ja selbst für viele nicht- 
amtliche Berufe, wie z. B. den eines Chemikers, wo ein Jude 
kaum Stellung findet. 

Allerdings stehen diesen Austritten aus dem Judentum auch 
zahlreiche Übertritte zu dieser Religion gegenüber — 1172 von 
1868 bis 1903, im Jahre 1908 allein 151; wohl überwiegend 
aus matrimonialen Rücksichten, wie schon durch den Umstand 
erhärtet wird, dass die Mehrzahl der zum Judentum überge- 
gangenen Frauen sind. Nicht unbeträchtlich ist dabei auch die 
Zahl der ehemalıgen Juden, die wieder zu ihrem alten Glauben 
zurückkehren. 

In Ungarn haben gleichfalls die Austritte aus dem Juden- 
tume in stetigem Fortgang von 169 im Jahre 1897 bis auf 486 
in 1901 und 492 in 1904 zugenommen; dagegen sind nur 79 
Christen und Konfessionslose 1904 für das Judentum gewonnen 
worden. Im ganzen stellt sich während der Jahre 1896—1904 
die Zahl der Austritte aus dem Judentum in Ungarn auf 3868, die- 
jenige der Übertritte zum Judentume auf 805: es hat dieses also 
in neun Jahren 3063 Personen verloren. Beinahe die Hälfte 
der Austritte aus dem Judentume fällt auch in Ungarn auf die 
Hauptstadt, auf Budapest. 

In dem benachbarten Serbien ist die Zahl der Übertritte nicht 
sehr bedeutend. Sie betrug in den Jahren 1894—-1903 nur 40. 
Das kritische Jahr war 1900 mit 14 Judentaufen; seitdem ist 
sie wieder sehr zurückgegangen. 

Für Russland gibt der Heilige Synod die Zahl der zum 
griechischen Katholizismus bekehrten Juden für die 62 Jahre 
von 1836 bis 1897 auf 58582 an — also nicht ganz tausend 
für das Jahr, was für die 5—6 Millionen russischer Juden nicht 
gar zu beträchtlich erscheint. Allerdings wird die Ziffer der zum 
römischen Katholizismus — in Polen — und zum Protestantismus 
übergetretenen Juden nicht angegeben; sie kann nicht unbedeutend 
sein. Am stärksten war der Übertritt unter dem Drucke des 
Zaren Nikolaus I sowie während der Pogrome in den 80er und 
%er Jahren. Seitdem ist wieder ein Rückgang eingetreten. 

Für die westeuropäischen Länder, sowie für Italien und 
Amerika, wo das Religionsbekenntnis nicht in der Statistik 
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erscheint, liegen sichere Zahlen nicht vor. Am meisten Über- 
tritte mögen, Dank der grossen Zahl und dem Reichtum der 
Missionsgesellschaften, in England sich vollzogen haben. 

Viele Eltern scheuen sich aus Gründen des Gewissens und 
des Anstandes, selber die Gemeinschaft ihrer Väter für einen 
Glauben zu verlassen, der nicht der ihre ist; aber sie führen 
dem Christentume ihre unmündigen Kinder zu, um ihnen den 
Lebensweg zu ebnen. So bringen sie in falscher Elternliebe 
einen schweren inneren Konflikt zwischen sich und ihren Spröss- 
lingen hervor, überweisen diese einer Religion, die sie selber im 
Grunde verwerfen, und geben ihnen das verderbliche Beispiel 
der Charakterlosigkeit und Frivolität. Sie opfern also die 
wahren, die innerlichen Interessen ihrer Kinder äusserlichen 
Bequemlichkeitsrücksichten, widerlichem Strebertum. Es ist das 
noch verwerflicher, als die eigene Taufe ohne Überzeugung. 
Die Zahl der Kindertaufen ist allerdings nicht so gross, wie man 
wohl meint: sie betrug in Deutschland 1886—1889 etwa 30 auf 
das Jahr. Später ist die Ziffer etwas gestiegen. 1900 wurden 
allein in Berlin 38 Kinder unter 14 Jahren getauft, was für 
ganz Deutschland etwa 80 ergibt. Es ist das allerdings betrüblich, 
entspricht aber nicht der gewaltigen Überschätzung in der 
öffentlichen Meinung der deutschen Judenheit. 

Es wäre töricht zu leugnen, dass das Judentum durch die 
immerhin : sehr beträchtliche Taufbewegung eine moralische 
Schwächung erleidet, indem so viele seiner Bekenner sich von 
ihm abwenden und damit bekunden, dass sie keinen Wert darauf 
legen, fernerhin der Gemeinschaft ihrer Väter anzugehören. Auch 
der materielle Verlust ist nicht unbedeutend. Für die jüdische 
Gemeinde Berlin allen erhob sich die Einbusse an Steuer- 
beträgen durch die Austritte im Jahre 1896 auf 13818, 1906 
auf 8869 Mark; sonst weniger. Im ganzen belief sie sich für 
die Jahre 1873 bis 1896 auf den Gesamtbetrag von 80000 
Mark jährlich. 

Weit bedauerlicher ist der Abfall vieler gerade durch 
Intelligenz hervorragender Mitglieder der israelitischen Gemein- 
schaft. Auch hier wird freilich die Schätzung des zahlenmässigen 
Verlustes vielfach übertrieben. Der Grund der immerhin sehr 
umfassenden Erscheinung liegt sicher nicht in einem vernunft- 
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widrigen Charakter des Judentums, sondern in der Tatsache, dass 
in den meisten Ländern ein Jude nicht zu höheren staatlichen 
Ämtern noch in die vornehmen Gesellschaftskreise gelangen 
kann. Unter den Abtrünnigen männlichen Geschlechtes in Berlin 
bestand mehr als der dritte Teil — 36 Prozent — aus akademisch 
Gebildeten. Viele andere gerade aus diesen Kreisen, wie die 
Mehrzahl der jüdischen Universitätsprofessoren, lassen doch ihre 
Kinder taufen. Eine geistige Auspowerung der Judenheit ist 
wohl ebenso wenig zu fürchten, wie eine materielle; dafür sind 
die Juden zu strebsam und begabt. Immerhin, es ist ihnen sehr 
nachteilig, dass so viele eben derjenigen sie verlassen, die zu 
ihren geistigen Führern und Vorkämpfern geeignet wären. Das 
Judentum muss und wird auch ohne jene bestehen, die Schmach 
eines aus äusserlichen Rücksichten, nicht aus innerem Drange 
hervorgegangenen Übertrittes bleibt auf den Abtrünnigen und 
auf dem Staate haften, der dem Reiche der Heuchelei und 
Lüge und damit der verwerflichsten Unsittlichkeit systematisch 
Vorschub leistet. 


Sechstes Buch. 


Das europäische und 
amerikanische Judentum 
an der Wende des 
neunzehnten Jahrhunderts. 


Kapitel Eins. 
Praktisches Judentum. 


In der ersten Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts hatten 
alle politisch Denkenden auf den für selbstverständlich erachteten 
Sieg der Freiheit und Aufklärung als auf einen Zeitpunkt ge- 
blickt und gehofft, wo Glück, allgemeine Verbrüderung, Über- 
einstimmung und Befriedigung unter allen Menschen und Völkern, 
unter den Bekennern nicht nur derselben Glaubensgemeinschaft 
sondern auch aller Religionen sich ergeben werde. Das Wahre 
und Gute sollte, nach der Anschauung des alle Wohlgesinnten 
belebenden und erwärmenden Idealismus, die Kraft besitzen, 
sich selber durchzusetzen und die Herrschaft zu erringen. 
Leider zeitigte dann die Erfahrung die traurige Wahrnehmung, 
dass dem nieht so sei, dass vielmehr ein dauernder Fortschritt 
nur durch hartes, schwieriges, anhaltendes Ringen, durch un- 
ermüdliche Kleinarbeit erkämpft werden könne. Das hat sich 
im allgemeinen auf politischem und sozialem Gebiete erwiesen, 
das auch im besonderen auf dem religionspolitischen und zumal 
für die Bedeutung und Geltung der israelitischen Gemeinschaft. 
Die Empfindungen und Interessen der Vergangenheit waren 
noch zu fest eingewurzelt, um mit einem Male durch die Dar- 
legungen idealistischer Schriftsteller oder durch die Paragraphen 
der modernen Verfassungen und Gesetze erstickt zu werden. 
Neid, Missgunst, Ehrgeiz, Habsucht, religiöse, gesellschaftliche 
und Rassen-Vorurteile erhoben immer wieder ihr Haupt und be- 
drohten die Stellung, ja das Dasein der Juden, trotz aller Ver- 
heissungen und staatlichen Bestimmungen. Unter den Israeliten 
selbst gab es zu viel Indifferentismus auf der einen, Hader- und 
Verfolgungssucht auf der anderen Seite, um den Frieden ent- 
stehen oder bewahren zu lassen. Bisweilen erscheint das Be- 
mühen um Durchsetzung der allgemeinen Prinzipien der Duldung 
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und Gleichberechtigung als eine Sisyphusarbeit, als ein Streben 
ohne Ende und sichtbaren Erfolg. Allein die Israeliten Europas 
liessen sich auf die Länge durch keinen augenblicklichen Fehl- 
Schlag, durch keine Gegnerschaft und Anfeindung, auch nicht 
durch inneren Zwiespalt entmutigen. Ein unzerstörbarer Optimis- 
mus, das kostbare Erbteil ihres Stammes, erfüllte sie, trotz Ent- 
täuschung und Missgeschick, stets von neuem mit der zu- 
versichtlichen Hoffnung auf eine bessere Zukunft, auf ein 
messianisches Zeitalter. Freilich erkannten sie dabei die Not- 
wendigkeit, durch eifriges Schaffen in fest organisierten Ver- 
einigungen die Freiheit der Religionsübung, die bürgerliche 
Gleichberechtigung, die materielle Daseinsmöglichkeit der Juden 
zu wahren, deren Gegner zu bekämpfen, ihre Freunde zu unter- 
stützen, gegen Angriffe und gesetzwidrige Beschränkungen mutig 
ins Feld zu ziehen, den erhabenen Charakter der israelitischen 
Lehre und Moral zu verteidigen und zur Anerkennung zu 
bringen; im Inneren der eigenen Gemeinschaft das sittliche und 
geistige Niveau zu heben, die Schäden einer traurigen Ver- 
gangenheit zu heilen, die Kenntnis der jüdischen Religion und 
Literatur zu verbreiten, den Sinn für diese unter den zahllosen 
Gleichgültigen neu zu erwecken. Es sind das grosse und 
schwierige Aufgaben von hoher Bedeutung, zu deren Lösung es 
langjähriger, allgemeiner und unermüdlieher Arbeit bedarf. Diese 
ist noch bei weitem nicht an ihrem Ziele angelangt. Allein sie 
ist in den meisten Ländern, wo Juden wohnen, in Angriff ge- 
nommen; und die zahllosen Männer und F rauen, die sich ihr 
im Ehrenamte, ohne irgend eine Hoffnung auf pekuniäre Ent- 
lohnung, auf öffentliche Anerkennung, auf staatliche Auszeichnung, 
meist neben anstrengendem und aufreibendem eigenen Berufe 
unterzogen haben, sind lebhaften Dankes würdig. Vielleicht 
niemals ist in einer kleinen Gemeinschaft eine solche Fülle 
ehrlicher Mühe und opfervoller Tätigkeit entfaltet worden, wie 
von denjenigen, die sich der täglichen Arbeit für Israel ge- 
gewidmet haben. Diese Bewegung ist ein rühmliches Zeugnis 
für den hohen Idealismus, die Begeisterungsfähigkeit und den 
Opfermut, die in dieser uralten Gemeinschaft auch heute 
herrschen, für den frischen Geist, der sie noch jetzt durch- 
strömt, 
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Der optimistische Wille zum Leben, den das Judentum seit 
jeher besessen und betätigt hat, und der ihm seine nie ver- 
siegende Kraft verlieh, machte sich von neuem geltend. Der 
Wille zum Judentum und zum Kampfe und Opfer für das 
Judentum erwachte abermals in zahllosen seiner bisher gleich- 
gültig gewordenen Söhne und Töchter. Man nahm Hohn, 
Spott, Benachteiligung auf sich, um freudig für sein Judentum 
einzustehen. Freilich, körperliche Schädigung und gar Mord sind 
zumeist nicht, wie im Mittelalter, über die Juden verhängt 
worden. Aber waren den durch die moderne Bildung feinfühliger 
gewordenen Seelen kränkende Zurücksetzung, gesellschaftliche 
Ausschliessung, Vernichtung des Berufes, zu dem Begabung und 
zuversichtlicher Wille den Juden drängten, nicht ebenso 
schmerzlich ? 

Freilich ist die Tätigkeit der Juden für ihr Bekenntnis 
zum grossen Teile durch die Angriffe des Antisemitismus aus- 
gelöst worden. Aber das ist keine Minderung ihrer Verdienstlich- 
keit — im Gegenteil. Die antisemitische Bewegung war eine 
scheinbar allgemeine; sie war und ist eine Jahrzehnte hindurch 
andauernde; sie wurde von einigen der hervorragendsten Elemente 
der verschiedenen Völker mitgemacht; sie hatte für einen jeden 
Juden eine Fülle von Kränkungen und Nachteilen im Gefolge. 
Da gab es einen doppelten Weg, den die jüdische Gemeinschaft 
einschlagen konnte: entweder sie unterwarf sich, sie löste sich 
auf, entzog sich der Anfeindung, indem sie unter den Völkern 
verschwand; oder sie schloss sich um so enger zusammen, tat 
alles, um sich innerlich gegen den übermächtigen Feind zu 
schützen und leistete entschlossenen, auch in kühnem Angriffe 
sich äussernden Widerstand. Es ist ein rühmliches Zeichen der 
Lebenskraft des Judentums und der Judenheit, dass der zweite 
Weg gewählt wurde. Einzelne Schwächlinge fielen ab, allein 
die ungeheure Mehrheit der Juden ist nie treuer, einiger, stärker 
gewesen, als unter dem Ungewitter des Antisemitismus. Die be- 
drohliche Krise hat lediglich reinigend, erziehend, Glauben und 
Anhänglichkeit befestigend auf die Judenheit gewirkt. 

Bezeichnend zugleich für ihre Anpassungsfähigkeit an alle 
Erfordernisse der wechselnden Zeiten ist die Tatsache, dass sie 
in unserer hauptsächlich auf soziale Gesichtspunkte gerichteten 
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Gegenwart auch ihrerseits soziale Bestrebungen in den Vorder- 
grund stellte. Die ziellose private Einzelwohltätigkeit macht 
immer mehr der umfassenden sozialen Fürsorge Platz. Es ent- 
wickelte sich wie für die Abwehr so für die innere Hilfe eine 
begeisterte und dabei durchaus praktische Tätigkeit. 

Unsere Aufgabe kann es hier nicht sein, die zahllosen Ver- 
einigungen zu schildern, die seit einem Menschenalter im Schosse 
der Judenheit entstanden sind; nur die wichtigsten, wirksamsten 
und charakteristischsten können angegeben werden. Man hat 
sich oft über die allzu grosse Fülle derartiger Vereine beschwert, 
und es ist zweifellos, dass die Begeisterung oder auch persön- 
liche Eitelkeit des Guten viel zu viel getan und häufig so eine 
beklagenswerte Zersplitterung und Systemlosigkeit herbeigeführt 
haben. Aber es soll anderseits nicht vergessen werden, dass die 
ausgedehnte Vereinstätigkeit auch an sich schon nützliche Folgen 
zeitigte. Die zahlreichen Vereine haben durch ihre Ausschüsse, 
Vorstände, Kuratoren, Delegierte, Generalversammlungen eine 
Menge schätzenswerter und einflussreicher Persönlichkeiten, die 
bis dahin geringen Zusammenhang mit dem Judentume besessen, 
wieder an dieses herangezogen und mit der Zeit zu dessen treuen 
Anhängern und Verteidigern gemacht. Zuerst interessierte sich 
der Verstand, allmählich auch das Herz der an den Vereinen 
und Verbänden Beteiligten wieder für jüdische Angelegenheiten. 
In dieser Weise hat das Vereinswesen schon durch sein Dasein, 
ohne Rücksicht auf seine besondere Wirksamkeit, günstige Folgen 
für die innere und äusserliche Stärkung der jüdischen Gemein- 
schaft hervorgebracht. 

Bereits gab es als nach aussen handelnde Vereinigungen: 
die Alliance Isradlite Universelle und die aus ihr hervorgegangenen 
Anglo-Jewish Association und Österreichische Allianz; als Ver- 
anstaltungen für innere Verwaltungsaufgaben den Deutsch-israe- 
litischen Gemeindebund und den englischen Board of Deputies. 
Der erstere, der „Deutsch-israelitische Gemeindebund“ entfaltete 
seine Tätigkeit besonders, seitdem er im Jahre 1882 nach der 
Reichshauptstadt verlegt worden war. Er unterstützt die kleinen 
jüdischen Gemeinden behufs Erhaltung eines würdigen Religions- 
unterrichts, subventioniert bedürftige und kranke Kultusbeamte, 
hilft ihnen zum Abschluss von Alters- und Lebensversicherungen, 
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bedenkt jüdische Handwerker und Techniker, erhält Erziehungs- 
anstalten für jüdische Fürsorgezöglinge und geistig Zurück- 
gebliebene, sowie eine jüdische Arbeiterkolonie, veranstaltet 
Fortbildungskurse für akademisch gebildete jüdische Religions- 
lehrer und für Kantoren, gibt Schülern der jüdischen Lehrer- 
bildungsanstalten Stipendien, befürwortet bei den Regierungen 
die Ausdehnung des jüdischen Religionsunterrichtes, erörtert die 
wichtigsten Fragen der Gemeindeorganisation. Besonders wirksam 
war die von ihm geförderte Einrichtung von Provinzial- und 
Bezirksverbänden der ganz zersplitterten jüdischen Gemeinden 
Preussens und Sachsens. Anderseits machte sich bei der etwas 
einseitig gewordenen Richtung der „Alliance“ das Bedürfnis der 
Gründung des „Hilfsvereins der deutschen Juden“ zum Besten 
der auswärtigen, zumal der östlichen Glaubensgenossen, geltend 
(1902). Die umfassende propagandistische Tätigkeit der opfer- 
mütigen Begründer dieses neuen Vereins führte ihm sofort zahl- 
reiche Mitglieder und beträchtliche Geldmittel zu. Die gross- 
artige Hilfsaktion, die er zu Gunsten der unglücklichen Opfer 
der jüngsten russischen Pogrome ins Werk setzte, sowie die 
Gründung von Schulen im Orient auf wahrhaft jüdischer und 
orientalischer Basis machen das hohe Verdienst des „Hilfsvereins‘“ 
schon in den ersten Jahren seines Bestehens aus. 

Der Unterstützung der russischen, polnischen und rumä- 
nischen Juden ist auch die von Baron de Hirsch 1891 begründete 
und mit einem Kapital von 120 Millionen Mark ausgestattete 
Jewish Colonization Association gewidmet. Sie ist bestimmt, den 
kulturellen und ökonomischen Zustand jener Millionen unter- 
drückter Menschen zu heben und sie in weitem Umfange in 
andere, glücklichere Länder zu verpflanzen; ihr Sitz befindet 
sich auch nach dem Tode des Stifters in Paris. Sie begann mit 
Anlegung jüdischer Ackerbaukolonien in Argentinien, Brasilien 
sowie verschiedenen orientalischen Gegenden und förderte 
die amerikanischen Hilfs- und Ansiedlungsgesellschaften für die 
russischen Einwanderer. Als es sich herausstellte, dass jüdische 
Ackerbaukolonien nur unier ganz bestimmten Bedingungen guten 
Erfolg zu zeitigen vermögen, suchte die JCOA — wie man ab- 
kürzend das grossartige Werk zu nennen pflegt — das Los 
der armen osteuropäischen Juden in deren eigener Heimat durch 
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Errichtung billiger Wohnungen, durch Gründung technischer, 
landbaulicher und sonstiger Schulen, gewerblicher Darlehnskassen 
und Kooperativgenossenschaften sowie durch Einführung neuer 
Industriezweige zu bessern. Die Schwierigkeiten, mit denen die 
JCA zu kämpfen hat, sind ungeheuer: die hemmende und feind- 
selige Gesetzgebung der östlichen Staaten; das Übelwollen der 
Regierungen und ihrer Beamten; der zähe Konservatismus und 
religiöse Fanatismus der östlichen Juden; deren Abneigung gegen 
dauernde körperliche Anstrengungen und ihre Bevorzugung des 
reinen Almosenempfanges. Aber die Leiter des grossen Unter- 
nehmens suchen und finden ihren Weg mit unermüdlichem Eifer 
und Wohlwollen, mit Einsicht und Beharrlichkeit, in steter 
Kleinarbeit. Sie sind bestrebt, die von ihnen angelegten Kolonien 
auf die Grundlage der Selbstverwaltung und pekuniären Selbst- 
ständigkeit zu stellen. Allmählich glückt das. Im Jahre 1907 
betrug die jüdische Kolonistenbevölkerung in Argentinien 13212 
Seelen mit 64000 Hektar bestellten Ackers und 142000 Stück 
Vieh. In Nordamerika belief die Zahl der Kolonisten sich auf 
etwa 10000. Auch die von den Rothschilds begründeten jüdischen 
Kolonien in Palästina gingen in die Verwaltung der JCA über. 
Anderseits enthielten die russischen Volksschulen der JCA 7000, 
die 41 Handwerks- und Ackerbauschulen 2400 Zöglinge. 
389 Vorschusskassen funktionierten in Russland; in Galizien 17 
mit 11310 Mitgliedern. Die Darlehen wurden beinahe sämtlich 
von den Entleihern rechtzeitig zurückgezahlt. Abgeseben von 
der materiell so segensreichen Wirksamkeit dieser Kassen für 
die gewerbliche und bäuerliche Tätigkeit der östlichen Juden, 
bringen sie noch den nicht zu unterschätzenden Nutzen, diese 
an Pünktlichkeit, Genauigkeit, Gewissenhaftigkeit auf geschäft- 
liehem Gebiete zu gewöhnen. 

Politische und kulturelle Ziele setzte sich für inner-öster- 
reichische Angelegenheiten die 1886 gebildete „Österreichisch- 
israelitische Union“, die freilich nur eine schwache Wirksamkeit 
‘entfaltet hat. Viel energischer ging das im Stillen wirkende „Ab- 
wehrkomite“ der deutschen Juden in Berlin vor, das über ein Jahr- 
zehnt lang politisch und wissenschaftlich gegen den Antisemitismus 
ankämpfte. Neben ihm und nach ihm arbeitete im vollen Lichte 
der Öffentlichkeit seit 1893 der „Zentralverein deutscher Staats- 
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bürger jüdischen Glaubens“, der besonders in der Abwehr ein- 
zelner gesetzwidriger Ausschreitungen des Antisemitismus be- 
deutendes geleistet, damit dessen Übermut gebrochen und das 
Selbstvertrauen der deutschen Juden gehoben hat. Das Kräftigste, 
Wirksamste und Hervorragendste aber, was in dieser Beziehung 
die deutschen Juden geleistet haben, ist der im April 1904 nach 
langen und schwierigen Verhandlungen begründete „Verband 
‚der deutschen Juden“, von dem schon an anderer Stelle (oben S. 64) 
die Rede war. 

Auf geistigem Gebiete entstanden zahlreiche Veranstaltungen. 
Bald bildete sich in Deutschland eine Anzahl von Unterstützungs- 
vereinen für hilfsbedürftige jüdische Lehrer und sonstige Kultus- 
beamte, deren Witwen- und Waisen — Einrichtungen, deren 
Mehrzahl nicht nur auf den Beiträgen der angeschlossenen Lehrer 
sondern auch auf freiwilligen Zuschüssen wohltätiger Glaubens- 
genossen beruhten. Ebenso vereinigten die deutschen Rabbiner, 
und zwar ohne Unterschied der religiösen Richtung, sich 1884 zum 
„Rabbinerverbande“, dessen Aufgaben sind: Vertretung der 
Interessen des Rabbinerstandes sowie Hebung und Förderung 
der Wirksamkeit des Rabbiners in der Gemeinde. Neben diesem 
allgemeinen haben sich dann später ein orthodoxer und ein 
liberaler Rabbinerverband gebildet. Ähnliche Vereine bestehen 
in Nordamerika. 

Es ist erfreulich zu bemerken, dass auch die jüdischen 
Studierenden sich immer mehr zu Vereinen zur Belebung des 
jüdischen Bewusstseins zusammenschliessen. Man wendet gegen 
solche Veranstaltungen ein, dass sich damit die Juden allzu sehr 
absondern. Aber diese Absonderung wird ihnen ohnehin von 
aussen her auferlegt, und deshalb haben die jüdischen Jünglinge 
vollkommen recht, sich nicht in die Vereinzelung und Zer- 
splitterung hineindrängen zu lassen, sondern sich zur Pflege der 
‚akademischen Geselligkeit und zur Abwehr zu verbinden und dem 
antisemitischen Banner das jüdische entgegenzustellen. Diese 
Vereinigungen geben die Hoffnung, dass es in der neuen 
Generation gebildeter Juden besser stehen wird um die Treue 
für das Judentum, als in der alten. 

Der Belehrung und Unterhaltung der unteren Klassen 


‚durch die Gebildeten dienen die Toynbee-Hallen, die von jüdischer 
10 
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Seite in mehreren grossen Städten gegründet wurden, und in 
denen allabendlich während der Wintermonate viele Hunderte 
jüdischer Armer wohligen Aufenthalt, warme Getränke, sowie 
fesselnde und bildende Unterhaltung finden. 

Die Organisation der Bnei-Briss-Logen, von denen wir 
schon im ersten Bande dieses Werkes sprachen, hat sich, ab- 
gesehen von Nordamerika, in Deutschland wie in Österreich in 
grossartiger Weise entwickelt und nicht nur für die Wohltätigkeit 
sondern auch für Hebung der Sitte und Kultur unter den 
Israeliten sehr viel getan. Eine der nützlichsten Leistungen 
dieser Logen ist die Schaffung der Arbeitsnachweise, die für die 
so weit und meist in kleinen Gruppen zerstreuten Juden einem 
dringenden Bedürfnis entsprechen. 

Die schwerstwiegenden Angriffe auf das Judentum gingen 
in jüngster Zeit gerade von wissenschaftlicher Seite aus; besonders 
von der sogenannten liberalen protestantischen Theologie, die sich 
bemüht, das Christentum, dessen Dogmen sie doch selber bis 
auf die altjüdischen hat aufgeben müssen, dadurch in seiner 
Besonderheit zu retten, dass sie es als sittlich dem Judentum 
weit überlegen hinstellt. Mit ihren in schöne Form gekleideten 
und von dem Scheine wissenschaftlicher Gründlichkeit umgebenen 
Darstellungen hat sie nicht nur auf ihre eigenen Religions- 
genossen sondern auch weithin auf die Juden einen verlockenden 
Eindruck hervorgebracht. Das Judentum vermochte, trotz einzelner 
trefflicher Abhandlungen, solchen Schriften nichtsähnlich Wirksames 
entgegenzusetzen, da seine Theologen wenig zahlreich und von den 
praktischen Amtspflichten erdrückt sind. Von desto höherer Be- 
deutung wurden die Vereinefür Pflege und Verbreitung der Wissen- 
schaft des Judentums. Keine Gemeinschaft geistiger Art, vor 
allem nicht eine an Zahl geringe Minderheit, vermag zu innerer 
Kraft und äusserer Würde des belebenden, glänzenden, er- 
wärmenden Sonnenlichtes der Wissenschaft zu entbehren. Das 
erkannten einsichtige Israeliten sehr bald. Frankreich gab hier 
das Beispiel mit seinem hervorragenden Organisationstalente und 
den reichen Beiträgen seiner jüdischen Hochfinanz: 1880 entstand 
die Societe des tudes juives, deren vierteljährlich erscheinende 
„Revue“ mustergültige wissenschaftliche Abhandlungen veröffent- 
licht. Mit ihr wetteiferte die Londoner Jewish Quarterly Review 
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(seit 1888), die leider nach zwanzigjährigem Bestehen einging. 
Die jüdischen historischen Gesellschaften in Amerika (1892) und 
in England (1893) tragen gleichfalls einen streng wissenschaft- 
lichen Charakter. Aber an Ausdehnung und Wichtigkeit werden 
sie übertroffen von der „Gesellschaft zur Förderung der Wissen- 
schaft des Judentums“ (1903), deren Aufgaben sind: Unter- 
stützung junger Gelehrten sowie Herausgabe oder Subventionierung 
wissenschaftlicher Werke, besonders solcher, die von allgemeinen 
Gesichtspunkten ausgehen und in weiteren Kreisen Interesse zu 
erwecken im Stande sind. Sie hat, dank der Unterstützung 
durch Einzelne und durch Gemeinden, sogleich eine ausgedehnte 
Tätigkeit entfalten können. In der „Monatsschrift für Geschichte 
und Wissenschaft des Judentums“ besitzt sie ein vornehmes und 
würdiges Organ. Daneben entstanden der „Verein für Statistik 
der Juden“, der zugleich der Wissenschaft und dem Leben zu 
dienen hat, sowie, durch den Gemeindebund und die Bnei-Briss- 
Logen ins Leben gerufen, das „Gesamtarchiv der deutschen Juden“, 
dessen Sammlungen wichtige geschichtliche, kulturgeschichtliche 
und rechtsgeschichtliche Ergebnisse liefern und anderseits zu 
einer konsequenten und gleichmässigen Verwaltung der jüdischen 
Gemeinden Deutschlands verhelfen werden. 

Mehr populär wissenschaftlichen Charakter tragen die 
„Vereine für jüdische Geschichte und Literatur“, die sich in 
Deutschland seit 1890 verbreitet haben. Den bedeutendsten 
Anstoss gab dieser Einrichtung Dr. Gustav Karpeles in Berlin, 
der 1892 in der Reichshauptstadt einen entsprechenden Verein 
begründete und dann — 1893 — die gesamten Vereine dieser 
Art zu einem „Verbande“ zusammenschloss, für dessen Aus- 
dehnung er unausgesetzt tätig war, und dessen Organ seit 1898 
das „Jahrbuch für jüdische Geschichte und Literatur“ ist. Die 
Aufgabe dieser Vereine ist hauptsächlich die Veranstaltung von 
volkstümlichen Vorträgen über einschlagende Themata. Mit 
einer Schnelligkeit, die das lebhaft erwachende Interesse der 
Juden für ihre opfer- und ruhmvolle Vergangenheit und für die 
reichen Schätze ihrer Literatur bezeugt, dehnten sich diese Vereine 
über fast alle grösseren und mittleren Gemeinden Deutschlands 
aus. Im Jahre 1907 betrug ihre Zahl bereits 219 mit etwa 
16000 Mitgliedern. Sie stifteten Lesehallen und Bibliotheken, 
zum Teil auch Fortbildungskurse in jüdischem Wissen. = 
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Ähnliche Zwecke verfolgen die Jewish Chautauqua Society 
in den Vereinigten Staaten und die Jewish Study Circles in England; 
besonders aber die Union of Jewish Literary Societies in diesem 
letzteren Lande, die, nach dem deutschen Vorbilde, ein Jüdisch- 
literarisches Jahrbuch (Jewish Literary Annual) herausgibt. 
Auch die Bnei-Briss-Logen veranstalteten Vorträge über die 
Wissenschaft, Geschichte und Literatur des Judentums. Die 
Jewish Publication Society in Philadelphia (seit 1888) gibt populär 
wissenschaftliche, religiöse und belletristische Werke jüdischen 
Inhalts heraus. 

Die Literaturvereine der verschiedenen Länder bilden eines 
der stärksten Glieder der Kette kräftigender Veranstaltungen, die das 
heutige Judentum umschliesst. Hier sind auch die jüdischen 
Lesehallen zu erwähnen, die in mehreren grösseren Städten ent- 
standen und sich meist lebhaften Zuspruches erfreuen. 

Zu gedenken ist endlich desInstituts jüdischer Krankenpflege- 
rinnen in Deutschland, das von Berlin ausgegangen ist, sich über 
alle grossen Gemeinden mit erstaunlicher Schnelligkeit ausgedehnt 
hat und in der weiblichen jüdischen Jugend eine Hingebung 
und Opferwilligkeit erweist, wie man solche mit falscher Ein- 
schätzung der jüdischen Mädchenwelt für unmöglich ange- 
sehen hatte. 

Überhaupt regt sich unter den jüdischen Frauen in er- 
freulicher Weise das Bewusstsein ihrer Aufgaben und Pflichten 
für die Gemeinschaft, ein kräftiges Lebensgefühl, das sie dazu 
treibt, im religiösen, sozialen und humanitären Sinne zu wirken. 
Je mehr bis vor kurzem die Frauen sich bedauerlicher und 
nachteiliger Weise von allen das Judentum berührenden Inter- 
essen fern gehalten hatten, um so herzlicher sind die echt 
jüdischen Bestrebungen zu begrüssen, die sich in dem „Frauen- 
bunde“ kundtun, der sich dabei vor jedem Übermass, vor jeder 
Ausschreitung nach den Extremen hin in anerkennungswürdiger 
Selbstzucht und Besonnenheit hütet. Dafür legten die Ver- 
sammlungen des jüdischen Frauenbundes in Frankfurt am Main 
(1907) und in Breslau (1908) rühmliches Zeugnis ab. Der Bund 
umfasst 120 jüdische Frauenvereine und verspricht bedeutendes 
für die Entwickelung des sozialen und religiösen Lebens in der 
Judenheit zu leisten. Diese Vereine arbeiten gemeinsam mit 
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den Andersgläubigen, wo es gilt, gemeinsame Kulturwerte zu 
schaffen oder zu fördern, sind aber auch gewillt, die besonderen 
Ziele und Interessen der jüdischen Frau zu schützen und zu be- 
tätigen. Sie wollen die Eigenart des jüdischen Stammes mit 
Liebe wahren, „keine Renegatinnen oder auch nur Mitläuferinnen 
züchten. Das jüdische Mädchen muss ebenso wie der jüdische 
Knabe die jüdischen Ideale verfechten lernen; das Mädchen muss 
ebenso die hebräische Sprache, die jüdischen Gesetze, die jüdische 
Geschichte kennen, dann erst wird sie die Volksseele bewundernd 
begreifen“. So zeichnete die Vorsitzende des jüdischen Frauen- 
bundes, Fräulein Bertha Pappenheim, dessen Programm auf dem 
Bundestagein Breslau. Zum ersten Male seit den fabelumsponnenen 
Tagen der Richter tritt so die jüdische Frau mitberatend und 
mittatend in der Geschichte des Judentums hervor. Das ist ein 
wichtiges Moment, von dem bei der Bedeutung der Frau für 
das gesamte Familien- und Volksleben eine starke Hebung des 
jüdischen Wesens, des jüdischen Selbstvertrauens, der jüdischen 
Religiosität zu erwarten steht. Es ist dies eine der wichtigsten 
Tatsachen der jüdischen Renaissance, die sich in den beiden 
letzten Dezennien vollzogen hat — ein neuer Beweis für die un- 
endliche Elastizität und Bildungsfähigkeit des israelitischen 
Stammes. | 
So ist allerorten das jüdische Bewusstsein erwacht. Der 
Antisemitismus, der die Vernichtung des Judentums anstrebte, 
hat vielmehr in dieser starken und lebensvollen Gemeinschaft 
befruchtend und fördernd gewirkt. Das Unheil ist, wie so oft 
in der Geschichte Israels, zum Heile ausgeschlagen. Der Lebens- 
wille der Judenheit ist kräftiger und fruchtbarer denn je. Über- 
wunden ist der tote Punkt der Gleichgültigkeit, ja Geringschätzung, 
der in den siebziger und achtziger Jahren des verflossenen 
Säculums so gefahrdrohend für das Judentum erschien. Freilich 
von der Hochfinanz sind es nur einzelne, wie die Rothschilds in 
Paris und London, Franz Philippson in Brüssel, James Simon in 
Berlin, die mit Rat und Tat den Verfechtern des Judentums ihre 
Unterstützung geliehen haben. Aber gerade die Intelligenz — 
Juristen, Ärzte, Philologen, Philosophen, Naturwissenschaftler, 
Universitäts- und Gymnasialprofessoren, Schriftsteller — hat sich 
an die Spitze der Bewegung gestellt. Getreu der Richtung 
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unserer Zeit betätigt sich diese nicht so wohl im kontemplativen 
Gebete, in der Synagoge, wie im sozialen Schaffen, auf dem 
Markte des Lebens, im Kampfe gegen Unwissenheit, Gleichgültig- 
keit, materielles Elend, politische Zurücksetzung. Man darf 
wieder stolz darauf sein, Jude zu heissen. Aus der Erniedrigung 
hebt sich das vieltausendjährige Banner Israels stolz in die 
Lüfte und rückt tapfer den zahlreichen Feinden entgegen. — 

Ein rühmliches Zeugnis für das Solidaritätsgefühl aller 
Juden da, wo es gilt, bedrängten Stammesgenossen zu Hilfe zu 
kommen, bietet das Werk der Unterstützung der verfolgten 
russischen Juden. Die Andersgläubigen haben sich daran in 
nennenswerter Weise nur in England, Holland und den Ver- 
einigten Staaten von Nordamerika beteiligt. Um so anerkennungs- 
werter ist das Tun der Juden selbst. Auch die im Glauben 
Lauen fanden auf diesem Gebiete Veranlassung, in dem Gefühle 
des den Stammesgenossen geschehenen Unrechts und des Mitleids 
mit den Unglücklichen durch Rat und Tat bei der Rettungsarbeit 
mitzuwirken. 

Das Beispiel gab England, wo die Entrüstung über die 
Ausnahmegesetze und die Verfolgungen in Russland während 
der Jahre 1890 und 1891 alle, auch die höchsten, Kreise er- 
griffen hatte. Eine von den angesehensten Personen sämtlicher 
Bekenntnisse gebildete imposante Versammlung im Guildhall 
(Rathause) von London beschloss eine feierliche Verwahrung. 
Freilich lehnte es Zar Alexander II. ab, eine Deputation, die 
ihm diese überreichen sollte, zu empfangen; sie musste durch die 
Post an ihn abgesandt werden. Die Königin Viktoria richtete 
in derselben Angelegenheit ein eigenhändiges Schreiben an den 
Zaren. Unter dem Vorsitze Lord Aberdeens bildete sich ein 
Verein zur Unterstützung der russischen Juden, dem bald reiche 
Geldmittel zuflossen. Zu gleichem Zwecke traten in Wien und 
Budapest Komitees zusammen; sie wurden durch einen Aufruf 
des Bischofs der ungarischen reformierten Kirche, Gabriel Pap, 
warm unterstützt. Ein ähnliches Komitee in Holland zählte 
unter seinen Mitgliedern die ersten Persönlichkeiten des Landes, 
darunter den Ministerpräsidenten, den Oberbürgermeister von 
Amsterdam, mehrere christliche Geistliche. 

Allein das Hauptwerk geschah durch das Berliner jüdische 
Komitee. Die norddeutschen Juden bewiesen hier von neuem, 
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dass sie die tatkräftigsten und zur praktischen Arbeit geeignetsten 
unter ihren europäischen Glaubensgenossen sind. Am 28. Mai 
1891 bildete sich dieses Komitee unter dem Vorsitze des Justiz- 
rats Makower; das tätigste Mitglied wurde der Schriftführer, 
Justizrat Bernhard Breslauer. Es setzte sich sofort als Zentral- 
instanz mit den übrigen Hilfskomitees in Deutschland, dann auch 
mit den ausländischen in Verbindung. Schon im Juni tagte auf 
seine Veranlassung in Berlin eine Versammlung deutscher und 
ausserdeutscher Vertrauensmänner, die die Regeln für die 
Hilfsleistung und: besonders für die Auswanderung feststellten. 
Es wurden an der Grenze gegen Russland Sichtungskomitees, 
in den Häfen Beförderungskomitees eingesetzt. Wohltätigkeits- 
feste erhöhten die Einnahmen. Mit Hilfe der Staatsregierung 
ordnete man die Eisenbahnfahrt der Auswanderer, die in 
Charlottenburg von den dort stets anwesenden Vertretern des 
Komitees mit Speise und Trank sowie im Notfalle mit ärztlicher 
Hilfe versehen wurden. Kurz, die Tätigkeit des Komitees war 
eine mustergültige. 

Die schrecklichen Verfolgungen der Jahre 1905 und 1906 
riefen die leidenschaftliche Entrüstung der gesamten zivilisierten 
Welt hervor — ohne Eindruck auf die Machthaber in Russland, 
denen es geeignet schien, die volle Verantwortung für die 
durch die unerträglichen Zustände im Zarenreiche erzeugte 
revolutionäre Bewegung auf die Juden zu wälzen und durch 
deren Hinmetzelung die Revolution einzuschüchtern. Treue und 
Glaube, Menschlichkeit, Gerechtigkeit sind ja diesen Menschen 
nur lächerliche Torheiten; nur roheste Selbstsucht leitet sie. 
Dieses Mal konnte aber das Hilfswerk von vorn herein durch organi- 
sierte Gemeinschaften in die Hand genommen werden: besonders 
durch den Hilfsverein der deutschen Juden, dann durch die 
Alliance universelle, die Wiener Israelitische Allianz und die 
Jewish Colonization Association in Europa, durch den Baron 
de Hirsch-Fond, die Jewish Agrieultural Aid Society und ähnliche 
Vereine in Nordamerika. Viele Millionen wurden gesammelt und 
in zweckmässiger Weise verwandt, hauptsächlich unter der 
Leitung Dr. Paul Nathans in Berlin. So gab das unsagbare 
Unglück Veranlassung, das Erbarmen und den Wohltätigkeits- 
sinn der Israeliten zu glänzender Betätigung zu bringen und 
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zugleich ihr praktisches Verständnis zu zeigen, das durch viel- 
fache traurige Erfahrungen ausgebildet war. 

Auf so zahlreichen und mannigfachen Gebieten hat sich 
innerhalb der letzten Jahrzehnte das praktische Judentum bewährt, 
das wahrlich vor der Wirksamkeit anderer Religionsbekenntnisse, 
die die „Liebe“ zu ihrer Spezialität machen möchten, in keiner 
Weise zurückzutreten braucht — in Übereinstimmung schon mit 
der Mosaischen Gesetzgebung, die das Wohltun und die opfer- 
mutige Hingabe an die Gemeinschaft aller Menschen als eine 
ganz selbstverständliche Pflicht jedes Israeliten bezeichnet. 


Kapitel Zwei. 
Der jüdische Nationalismus. 


Die starke Entwicklung des Nationalitätsprinzips und des 
Nationalbewusstseins, wie sie im Anschluss an die italienischen 
und die deutschen Einheitsbestrebungen seit der Mitte des neun- 
zehnten Jahrhunderts stattgefunden, musste ihre Rückwirkung 
auch auf die Juden üben. Romantisch gesinnte Israeliten er- 
füllten sich mit dem Wunsche, auch dem zerstreuten und miss- 
handelten jüdischen Stamme eine Heimat und eine festgeschlossene 
Nationalität zurückgegeben zu sehen, und zwar auf dem Boden 
des alten Heimatslandes, in Palästina: ein Gedanke, der zweifellos 
eine gesunde und tatsächliche Grundlage besass. Auch die 
Stellung der Israeliten in der ganzen Welt musste eine ungleich 
bessere, sicherere und gehobenere werden, wenn sie sich auf 
die materiellen Machtmittel und die völkerrechtlichen Ansprüche 
eines eigenen jüdischen Staates zu stützen vermochten. Jede 
Regierung und Volksvertretung würde auf die einheimischen 
Juden viel mehr Rücksicht zu nehmen gezwungen sein, wenn 
diese sich des Schutzes durch ein gleichberechtigtes Mitglied der 
internationalen Staatengemeinschaft zu erfreuen hätten. 

Aber freilich, die Gegengründe gegen diese auf die Her- 
stellung eines jüdischen Staates in Palästina gerichteten Be- 
strebungen waren nicht minder bedeutsam, ja ausschlaggebend. 

Es war undenkbar, dass die Pforte freiwillig auf ihre 
Herrschaft über Palästina verzichten, ja auch nur dieser ihrer 
Provinz eine halbe Unabhängigkeit und Selbständigkeit be- 
willigen würde. Aber selbst wenn ihre finanzielle Notlage sie, 
unter irgend einer Form, zum Verkaufe Palästinas an die Juden 
zwang, so würden die christlichen Mächte solches nicht zugeben 
und niemals auf ein Land verzichten, das auch ihnen als das 
vorzugsweise heilige, als die Heimat ihres Stifters gilt. Haben 
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nicht gerade die christlichen Bekenntnisse und Nationen Palästina 
mit Gotteshäusern, Klöstern, Hospitälern, Schulen, mit eigenen 
Kolonien und Gemeinden überzogen, in der Absicht, dieses Land 
dem Christentum wiederzugewinnen? Gibt es dort nicht 
Hunderttausende eingeborener Christen? Niemals würden also 
die Mächte auf die Christianisierung Palästinas verzichten, und 
sie besitzen die Mittel, ‘eine Judaisierung des heiligen Landes 
durchaus zu verhindern. 

Es darf auch billig daran gezweifelt werden, dass die aus 
Osteuropa stammende Masse der Juden in ihrer von den Ver- 
hältnissen verhängten Unkultur imstande sein würde, ein eigenes, 
wohl geordnetes, kultiviertes Staatswesen zu bilden. Jeder, der 
diese seit Jahrhunderten gewaltsam niedergedrückten, aller Freiheit 
im Fühlen und Denken beraubten Israeliten Galiziens, Russlands, 
Rumäniens kennt und vorurteilslos betrachtet, muss auf die 
Möglichkeit verzichten, in ihnen staatsbildende Elemente zu er- 
blicken — bevor sie innerlich ganz umgestaltet, intellektuell 
und moralisch auf eine höhere Stufe gehoben sind. Das hat der 
scharfsinnige und geistvolle Ideal-Zionist M. J. Ginsburg, der 
unter dem Namen Achad-haam, „Einer aus dem Volke“, schreibt, 
wohl verstanden, fand damit aber bei den Zionisten keinen 
Anklang. 

Der Gedanke des eigentlichen Zionismus ist also eine 
Utopie, aber eine schöne und hochherzige Utopie. Diese fand 
ihren ersten wirksamen Verfechter in dem Publizisten Moritz 
Hess, der sie im Jahre 1862 in seinem Buche „Rom und 
Jerusalem“ mit Begeisterung und Geschick verfocht. Die 
Schrift begegnete indes lebhaftem und allseitigem Widerspruche. 
Die Juden Mittel- und Westeuropas fühlten sich vornehmlich als 
Bürger des Staates, in dem sie lebten, als deutsche, österreichische, 
ungarische, französische, englische, niederländische, italienische, 
nordamerikanische Staatsbürger, die sich nur durch ihr Glaubens- 
bekenntnis von ihren Mitbürgern unterschieden. Auch die Vor- 
stellung, dass sie ihr Dasein inmitten der Ordnung und Behaglich- 
keit der modernen Zivilisation mit dem Leben in dem un- 
kultivierten und durch die türkische Misswirtschaft zerrütteten 
Palästina, an der Seite von Hunderttausenden ihrer geistig und 
seelisch zurückgebliebenen polnischen und russischen Glaubens- 
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brüder. vertauschen sollten, war ihnen durchaus widerwärtig. 
Viele von ihnen standen überhaupt der modernen Entwickelung 
viel näher, als ihrer Glaubensgemeinschaft. — Anders war 
begreiflicher Weise die Denkungsart der Juden in Galizien, 
Rumänien und Russland. Sie wurden von den herrschenden 
Elementen ihrer Heimatländer derart misshandelt und unter- 
drückt, dass sie sich nicht als Staatsbürger zu fühlen vermochten. 
Jede Änderung ihres Aufenthaltes bedeutete eine Besserung ihrer 
Lage. Die Kultur der Gegenwart war ihnen fern geblieben 
und wurde von der Mehrzahl unter ihnen als etwas Fremdes, 
Antijüdisches, als ein „Gesetz der Ungläubigen“ empfunden. So 
wurden David Baer Gordon aus Wilna, der Mitarbeiter und 
später Herausgeber der Hebräischen Zeitschrift Hamaggid, und 
Zebi Hirsch Kalischer aus Lissa in der Provinz Posen, der 
gelehrte Rabbinatsverweser in Thorn, eifrige Verteidiger des 
Gedankens, eine umfassende jüdische Kolonisation Palästinas als 
Grundlage zur Wiedergeburt des jüdischen Staates ins Werk zu 
setzen. Selbst der bekannte Historiker Israels, Heinrich Graetz, 
der glühende Anhänger jüdischen Wesens und grimme Hasser 
aller seiner Gegner, verfocht in einem 1864 erschienenen Auf- 
satze „Die Verjüngung des jüdischen Stammes“ den Gedanken, 
die jüdische Nation müsse ihr eigener Messias werden, ihre 
nationale und religiöse Wiedergeburt selber bewirken. 

Die furchtbaren Judenverfolgungen in Russland während 
der Jahre 1880 und 1881 erweckten naturgemäss mit verdoppelter 
Inbrunst unter den Israeliten dieses unheilvollen Landes die 
Sehnsucht nach Palästina, nach der alten Heimat, wo ihnen 
eigenes staatliches Leben nach dem Vorbilde der Ahnen, wo 
ihnen Sicherheit der Person und der Habe, das Gefühl des 
Zuhauseseins erwachsen sollten. Diese physisch und moralisch 
erschöpften Menschen, denen daheim die letzte Hoffnung einer 
Rettung aus ihrem unerträglichen Zustande genommen war, 
diese verfolgten, ausgehungerten, blutenden Millionen, die man 
mit teuflischer Bereehnung der Möglichkeit des Erwerbes auch 
nur eines Stückes Brot beraubte, schauten sehnsuchtsvoll nach 
einer besseren Zukunft aus — sie konnte nur in einer fernen, 
nicht von Verfolgern bewohnten Gegend liegen. Und wo sollten 
sie diese lieber suchen als in dem Lande ihrer Vorväter, nach 
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dem die frommen Juden seit beinahe zwei Jahrtausenden ihre 
sehnsuchtsvollen Blicke gelenkt hatten? Gerade durch diese 
Ereignisse erhielt die bisher vereinzelte und schwache zionistische 
Bewegung Kraft und Nachdruck. Man begann zunächst, wie 
Leo Piesker in seiner Schrift „Autoemanzipation* und die 
Gemeinschaft der „Chowewe Zion“, die Ackerbaukolonisation in 
Palästina umfassend und systematisch vorzubereiten. Aber der 
eigentliche politische zionistische Gedanke erlangte sofort eine 
prägnantere Ausbildung. Moses Löb Lilienblum, aus dem 
russischen Gouvernement Kowno, bisher ein Verteidiger der 
Aufklärung unter seinen russischen Glaubensgenossen, verkündete, 
dass nur nationale Unabhängigkeit Israel aus seiner unwürdigen 
Lage zu retten vermöge. Der begabte hebräische Schriftsteller 
Perez Smolenski aus dem Gouvernement Mohilew wurde ein 
begeisterter Vorkämpfer für die nationalistische Idee unter den 
Juden. Und in Deutschland war es der Rabbiner von Memel, 
Isaak Rülf, der, unter dem Einflusse der Verfolgungen in dem 
nahen Russland und infolge des häufigen Verkehrs mit den 
dortigen Glaubensgenossen, in der wirkungsvollen Schrift „Aruchass 
bass Ammi“ (1883) den gleichen Gedanken verfocht. 

Dieser fand auch in Deutschland und Österreich fruchtbaren 
Boden. Die steigende Flut des Antisemitismus erfüllte das Herz 
zahlreicher Israeliten mit Bitterkeit. Sie verzweifelten daran, 
dass Juda jemals unter den fremden Völkern heimisch werden 
könne. Sogar die Fortschritte der Bildung und der politischen 
Freiheit, auf die die Israeliten ihre ganze Hoffnung gesetzt 
hatten, vermochten offenbar die Kluft nicht auszufüllen, die 
zwischen diesem alten Stamme und den christlichen Völkern 
gähnt. Sie meinten, ihre Gemeinschaft würde für diese stets 
etwas Fremdes, Feindliches, Abstossendes bleiben. So müsse 
man sich entschieden von den christlichen Nationen abwenden 
und trennen. Gerade die Freieren und Edleren unter den Juden, 
die nicht ausschliesslich auf Gelderwerb und Lebensgenuss Be- 
dachten, die Leute mit empfindlichem Ehrbegriff fanden es un- 
erträglich, von der überwiegenden Mehrheit der Bevölkerung, 
unter der sie lebten, als lästige und schädliche Eindringlinge 
bezeichnet und behandelt zu werden. Das Aufgeben des Juden- 
tums durch Übertritt zu den christlichen Bekenntnissen erschien 
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ihnen mit Recht als ein Beweis verdammenswerter Schwäche und 
sogar die Aufnahme der europäischen Kultur, allerdings mit 
Unrecht, als eine Vorbereitung zur Taufe, als ein Verrat an der 
jüdischen Sache. Die einzige Bürgschaft für ein würdiges 
Dasein der Juden sei also ihre Losreissung von den anderen 
Völkern und ihr Zusammenschluss zu einer eigenen Nation, die 
Herstellung eines jüdischen Staates, vornehmlich in Palästina, 
um Zion, wohin sich seit nahe zwei Jahrtausenden alle wirklich 
überzeugten und fromm empfindenden Juden sehnten. 

Der überaus wirkungsvolle, mit Recht viel bewunderte 
Vertreter dieser Richtung, der Begründer des „Zionismus“ als 
besonderer Partei innerhalb des Judentums ward Theodor Herzl 
(geboren 1860 in Budapest, gestorben 1904 in Edlach in Nieder- 
österreich). Herzl war ein begabter Journalist, der durch Essays 
und Erzählungen sowie als Feuilleton-Korrespondent der Wiener 
„Neuen Freien Presse“ in Paris Ansehen und Namen erworben 
hatte. Dem Judentum hatte er sich, wenn auch nicht äusserlich, 
so doch im Innern völlig abgewandt. Allein die allgemeine 
Ausdehnung des Antisemitismus im Beginne der neunziger Jahre 
und zumal die Dreyfus-Angelegenheit, deren Entwickelung er in 
unmittelbarer Nähe beiwohnte, liessen in dem feurigen Liberalen 
ein edles und lebhaftes Gefühl für seine von allen Mächten der 
Reaktion ungerecht angegriffenen Stammesbrüder entbrennen: 
ihrer Sache widmete er sich fernerhin mit der ganzen Leidenschaft 
seines heissen Herzens, mit dem ganzen Zauber seiner schönen, 
eindrucksvollen und sympathischen Persönlichkeit. Als Mittel- 
punkt seiner Tätigkeit wählte er das nahe am Orient gelegene 
Wien, wo er 1895 das Feuilleton und den litterarischen Teil 
der „Neuen Freien Presse“ übernahm. Hier erschien im Beginne 
das Jahres 1896 sein Buch „Der Judenstaat“, das die Grundlage 
und das Programm des politischen Zionismus wurde. Mit 
glühender Einbildungskraft, mit hinreissender Beredsamkeit und 
mit wohl begründeter Logik — sobald man seine Prämissen zu- 
gibt — entwickelt er da die Möglichkeit und Notwendigkeit der 
Einigung Israels in eigenem Staatswesen. Die Schrift entzündete 
zahlreiche Herzen und zumal die Massen der Bedrückten in 
Galizien, Russland, Rumänien, die aus den Verheissungen Herzls 
die erhoffte messianische Zeit aufdämmern zu sehen meinten. 
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Allerdings begegnete sie sofort starkem Widerspruche. Die 
orthodoxen Juden mussten das Erscheinen eines von Gott 
gesandten, wundertätigen persönlichen Messias erwarten, sie 
konnten also an einen, ohne solchen von den Juden wieder- 
hergestellten jüdischen Staat nicht glauben. Den liberalen Juden 
aber lag gar nichts an einem derartigen Staate, sondern ihr 
Ideal war lediglich die Anerkennung des einig einzigen Gottes 
durch die ganze Welt; sie wollten das Judentum nicht wieder 
zu einer Nationalreligion stempeln, auf einen kleinen Winkel der 
Erde beschränken; es war ihnen vielmehr die Weltreligion, die 
von Israel in allen Ländern des Erdkreises verkündet werden 
solle. Das Band, das die in ihren Anschauungen, Sitten, Sprachen 
so verschiedenen Juden zusammenhält, sei nur die Religion, 
der monotheistische Glaube — nicht aber die Nationalität. Die 
gleichgültigen Auch-Juden endlich wiesen den Gedanken eines 
Judenstaates mit Hohn zurück. Man fürchtete, dass die Betonung 
Palästinas als der wahren Heimat aller Juden deren Anerkennung 
als vollberechtigte Staatsbürger in den verschiedenen europäischen 
Ländern unmöglich machen werde — wie denn die Antisemiten 
in der Tat den Zionismus als eine Bekräftigung ihrer eigenen 
Lehren eifrig begrüssten und je eher desto lieber die Juden nach 
Asien auswandern zu sehen erklärten. Überdies musste jeder 
praktisch Denkende die Herstellung eines Judenstaates unter den 
obwaltenden politischen Verhältnissen für ebenso unmöglich er- 
kennen wie das Zusammenbringen einer Millarde Franken, die 
Herzl für die Kosten seiner Staatsbegründung forderte. 

Sofort erhoben sich zahlreiche ausgezeichnete Anhänger für 
die Ideen Herzls. Dr. Max Bodenheimer in Köln; der berühmte 
Schriftsteller Max Nordau in Paris, der freilich bisher dem 
Judentum geradezu feindlich gegenüber gestanden hatte; der aus 
Galizien stammende medizinische Forscher Alexander Marmorek 
aus Paris; der russische Mediziner Professor Max Mandelstamm 
aus Kiew; und viele andere. Während bei einem Auftreten in 
London Herzl überwiegend Widerspruch erregte, bildete sich in 
Wien eine Tausende umfassende Gemeinschaft von Anhängern 
seiner Grundsätze. Hier erschien seit dem Jahre 1897 als 
zionistisches Organ „Die Welt“, die alsbald für die Einberufung 
eines Weltkongresses der Zionisten Propaganda machte. In 
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Amerika wurden der Orientalist Professor Gottheil in New-York 
und der ehemalige Rabbiner Felsenthal in Chicago die eifrigen 
Vorkämpfer des Zionismus, der in dem New-Yorker Klub „Die 
Makkabäer“ überzeugte Anhänger erwarb. 

Das Vordringeu der neuen Partei im Judentum musste 
naturgemäss auch die Gegner auf den Plan rufen. Oberrabbiner 
Adler in London, der Grossrabbiner von Frankreich, Isidor 
Kahn, der Grossrabbiner der Türkei, Mose Levi, viele russische 
Rabbiner, der Oberrabbiner von Wien, Güdemann, in seinem 
Buche „Nationales Judentum“ (1897) erklärten sich nachdrückliehst 
gegen den Zionismus. Die Vorsitzenden des deutschen Rabbiner- 
verbandes, Maybaum in Berlin und Vogelstein in Stettin, 
protestierten am 8. Juni 1897 im Namen der Religion und der 
Vaterlandsliebe laut gegen den beabsichtigten „Weltkongress“ 
der Zionisten, die nicht einmal in Russland eine einzige jüdische 
Gemeinde hinter sich hätten. Diesem Proteste schloss sich der 
gesamte Vorstand des Rabbinerverbandes, dem ja orthodoxe wie 
liberale Geistliche angehörten, am 6. Juli an. Eine Gegen- 
erklärung der zionistischen Rechtsanwälte Bodenheimer in Köln 
und Schauer in Bingen, im Namen der kleinen „National- 
jüdischen Vereinigung in Deutschland“, machte geringen Eindruck; 
ihre Behauptung, dass der Judenstaat nichts mit der Religion zu 
tun habe und der Liebe der Juden zu ihren augenblickliehen 
Heimatsländern keinen Abbruch tue, konnte nur wenige über- 
zeugen. 

Wie gewinnend, wie einleuchtend, ja wie begeisternd musste 
auf den ersten Blick die Aufgabe wirken, dass nun die Juden- 
frage nicht mehr von übelwollenden Fremden, dass sie von den 
Juden selbst in die Hand genommen und gelöst werden solle. 
Ein schönes Ziel, wenn es nur in der harten, rauhen Wirklich- 
keit von den wenigen Millionen Juden gegenüber einer gegen- 
sätzlichen Welt zu verwirklichen wäre! Die Mehrzahl der 
westlichen Juden meinte vielmehr sich der Feindschaft der 
Andersgläubigen nur durch festes Beharren bei der unvergleichlich 
hehren Religion der Väter erwehren zu können. Es waren un- 
versöhnliche Gegensätze. 

Nachdem die Tagung des ersten Zionistischen Welt- 
kongresses in München an dem Widerspruche des dortigen 
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israelitischen Gemeindevorstandes gescheitert war, trat er am 
29. August 1897 in Basel zusammen. Er war von 204 Delegierten 
und etwa einem Hundert Privatpersonen, darunter mehreren 
Christen, besucht. Den Vorsitz führte Herzl, der den Auszug 
der Juden nach Palästina als einen freiwilligen bezeichnete, den 
„Assimilanten“ den Verbleib in ihren bisherigen Wohnsitzen 
freistellte. Noch mehr Beifall fand die kunstvolle Beredsamkeit 
Nordaus, der die „Judennot“ als das grosse Übel hinstellte: die 
materielle und soziale Not in den östlichen, die sittlich-religiöse 
in den westlichen Ländern. Das Programm des Zionismus, das 
auf dem ersten Baseler Kongress angenommen wurde, lief darauf 
hinaus: für das jüdische Volk die Schaffung einer rechtlich 
gesicherten Heimstätte in Palästina anzustreben, einstweilen das 
jüdische Nationalgefühl und Volksbewusstsein zu stärken. Ein 
Aktionskomitee wurde eingesetzt, dessen Sitz in Wien sein sollte, 
jedem Zionisten die Zahlung eines jährlichen „Schekels* auf- 
erlegt, die Bildung eines „Nationalfonds“ beschlossen. 

An den Kongress reihte sich eine überaus rührige Agitation 
in fast allen Ländern der Erde. Es bildeten sich 913 zionistische 
Lokalvereine, deren Mitgliederzahl freilich zum Teil nur gering 
war. Die Mehrheit dieser Vereine — 718 — gehörte übrigens 
Galizien, Russland und Rumänien an, das heisst jenem slawischen 
Osten, wo die Not der Juden allerdings himmelschreiend war. 
Eine recht unerwünschte Folge des Zionismus aber war das 
strenge Verbot, das die wegen seiner politischen Absichten auf 
Palästina nicht mit Unrecht misstrauische türkische Regierung 
gegen die Einwanderung von Juden jn dieses Land erliess; sie 
nahm gegen den palästinensischen „Judenstaat“ entschieden 
Stellung. So litt unter diesem Programme auch die rein wirt- 
schaftliche Ansiedlung von Juden in der Heimat ihrer Ahnen. 
Jeder ruhig Denkende hatte das den Schwärmern vorhergesagt. 
Die Pforte untersagte überdies den Bezug der zionistischen Zeit- 
schriften für den ganzen Umfang des Reiches. 

Der zweite Zionistenkongress fand im August 1898, aber- 
mals in Basel, statt. Von einem wesentlichen Fortschritt der 
Bestrebungen war wenig zu berichten. Für die zionistische 
„Kolonialbank“ waren vier Millionen Franken gezeichnet — aber 
nicht einbezahlt. Diese Feststellung war eigentlich das einzige 
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tatsächliche Ergebnis auf dem Kongresse, der von Herzl mit 
den schönen Worten geschlossen wurde: „Der Zionismus ist 
nicht nur eine traurige Notwendigkeit, wie man ihn oft nennt, 
er ist auch ein erhabenes Ideal. Wir aber wandeln auf neuen 
Pfaden. Das Judentum ist jetzt auf moralischen Wanderungen 
begriffen. Wohin der Pfad führt? Wir hoffen, zu besseren 
Tagen.“ 

Eine offenbar melancholische Äusserung. In Wirklichkeit 
hatte der Kongress nur dröhnende Phrasen gebracht, die selbst- 
verständlich immer „mit donnerndem Beifall“ aufgenommen 
wurden, sonst aber viel Unsicherheit und sogar manchen Zwie- 
spalt zutage gefördert. Der politische Zionismus begann seine 
innere Unmöglichkeit zu erweisen, sobald er von Worten in 
Taten umgesetzt werden sollte. 

Und diese Schwierigkeiten stellten sich immer mehr heraus. 
Das Stammkapital der Kolonialbank war ursprünglich auf zwei 
Millionen Pfund Sterling — 41 Millionen Mark — festgestellt 
worden; dann ging man auf 250000 Pfund hinunter, und schon 
1899 wurde erklärt, dass man bereits mit 50000 Pfund — einer 
Million Mark — die Geschäfte beginnen wolle. Mit einem so 
geringfügigen Kapital liessen sich aber die grossen Absichten 
der Zionisten nicht wesentlich fördern. Der gesamte Wohlstand 
in Israel hielt sich von der Sache fern, was ihm dann gesalzene 
Schmähreden von seiten der Zionisten eintrug. 

Der Leidensweg, den edle Schwärmer auf dieser rauhen 
Erde zumeist durchzumachen haben, war auch für Herzl eröffnet, 
für den jeder menschlich Empfindende die wärmste Teilnahme 
fühlen muss. Der traurige Gegensatz zwischen dem Angestrebten 
und dem wirklich Erreichten erzeugte unter den Zionisten selbst 
eine heftige Opposition gegen das Aktionskomitee, die sich auf 
dem dritten Kongress (August 1899), gleichfalls in Basel, recht 
deutlich zu erkennen gab. Eine noch schlimmere Enttäuschung 
brachte der vierte Kongress, den man nach London einberufen 
hatte. Wenn die Leiter geglaubt hatten, in dem freien, weit 
ausblickenden, religiös gesinnten und dabei vorurteilslosen 
England erobernd auftreten zu können, so hatten sie sich gründlich 
getäuscht. Die britischen Juden verhielten sich gegenüber dem 
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ebenso ablehnend, wie bisher die Baseler Israeliten. Fast kein 
geborener Engländer, nur etwa zehntausendeingewandertepolnische 
und russische Juden gehörten in England dem Zionismus an, selbst 
diese misstrauisch gegen die westeuropäischen Führer. Auch die 
englischen Christen blieben, mit vereinzelten Ausnahmen, teilnahm- 
los. Die Schekelsammlung in England hatte im ganzen 4000 
Mark eingebracht. Weder das Aktions- noch das Kolonisations- 
komitee konnten den mindesten Erfolg verzeichnen. Herzl ging 
wiederholt nach Konstantinopel, um in Audienzen bei dem Sultan 
den Rechts- und Schutzbrief für die Niederlassung der Juden in 
Palästina mit kommunaler Selbstverwaltung zu erbitten. Abdul 
Hamid nahm den geistvollen und sympathischen Mann auf das 
huldvollste auf und zeichnete ihn persönlich durch Verleihung 
eines hohen Ordens aus — aber der Schutzbrief kam nicht. 

In seiner Verzweiflung verzichtete das Aktionskomitee 
einstweilen auf seine palästinensischen Pläne, die doch die Grund- 
lage des Zionismus gebildet hatten, und wandte sich an die 
britische Regierung, um ein Territorium für eine selbständige 
Kolonisation ausserhalb des heiligen Landes zu erlangen: sei es 
in El-Arisch, dem nordöstlichsten Teile des unter englischer 
Herrschaft stehenden Ägypten, an der Südgrenze Palästinas, sei 
es sogar in dem britischen Ostafrika. Aber die Seeküste und 
das Tal von El-Arisch wären nur durch künstliche Bewässerung 
vermittelst sehr kostspieliger Staudämme kultivierbar geworden 
und boten auch dann nur für eine recht beschränkte Menschen- 
zahl die Möglichkeit des Daseins. Der Plan, die benachbarte 
Ebene von Pelusium zu kolonisieren, scheiterte an der Weigerung 
der ägyptischen Regierung, das dazu nötige Nilwasser herzu- 
geben, das zur Berieselung ihres Deltas nicht entbehrt werden 
könne. Das englisch-ostafrikanische Uganda stellte sich nach 
genauerer Untersuchung, wie jeder Kundige es vorhergesagt 
hatte, als für nordische Kleinbauern-Kolonisation ganz ungeeignet 
heraus, und überdies gab sich unter den Engländern selbst eine 
heftige Opposition gegen Überlassung eines Gebietes an eine 
kosmopolitische Judengesellschaft kund. 

Ehe diese Fragen noch verneinend entschieden waren, riefen 
sie auf dem sechsten Zionistenkongresse in Basel, vom 23. bis 
28. August 1903, heftige Stürme hervor. Die demokratische 
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Partei erhob sich schon gegen Herzls Verhandlungen mit der 
russischen Regierung behufs Duldung des Zionismus im Zaren- 
reiche; die Mehrheit der russischen Delegierten überhaupt gegen 
die Verwässerung des zionistischen Grundgedankens durch Suchen 
nach dem afrikanischen „Nachtasyl* — wie Nordau selber sich 
ausdrückte — an Stelle Palästinas. Eine grosse Anzahl von 
Delegierten verliess unter lautem Proteste den Kongress. 

Die zionistische Partei drohte in zwei feindliche Lager zu 
zerfallen. Die russischen Mitglieder des Aktionskomitees ver- 
sammelten sich im Oktober 1903, zu Charkow, und stellten an 
Herzl die Forderung, als Leiter der Zionisten alle „territorialen“ 
Pläne ausserhalb des heiligen Landes aufzugeben. 

Theodor Herzl konnte sich nicht verhehlen, dass von allen 
den kühnen Hoffnungen, mit denen er in die Bewegung getreten 
war, sich keine erfüllt hatte. Die Mehrheit der Juden, und 
darunter fast alle durch Intelligenz, Gelehrsamkeit, Reichtum 
und Stellung hervorragenden, lehnte den Zionismus ab. In 
Westeuropa, zumal in Frankreich und Italien, fand er keinen 
Anklang. Auch seine meisten Anhänger waren zu bedeutenden 
materiellen Opfern nicht bereit. Ein Land, wo man den Juden- 
staat auch nur in bescheidenstem Masse verwirklichen könne, 
wollte sich nicht finden. Der Misserfolg hatte heftige Parteiung 
innerhalb der Zionisten hervorgerufen, die sich in bitteren 
persönlichen Angriffen gegen den edlen Führer selbst aussprach. 
Schon die überwältigende Arbeit, der sich Herzl im Dienste der 
Sache unterzogen, hatte seine Gesundheit gebrochen; das Scheitern 
seiner Pläne, die Feindseliskeit, der er ungerechter Weise be- 
gegnete, die Verantwortlichkeit, die er fühlte, richteten ihn 
vollends zu Grunde. Am 3. Juli 1904 raffte den Vierundvierzig- 
jährigen der Tod hinweg. Ein schwerer Schlag für den Zionis- 
mus! Das Hinscheiden Herzls, dieses glänzenden Märtyrers, und 
die Spaltung im Zionismus liessen die Zahl von dessen Anhängern 
schnell zurückgehen. In Russland fiel sie von 125220 in einem 
Jahre auf 66529, also die Hälfte. Von allen russischen Juden 
hingen ihm seitdem nur 1!/, Prozent an, eine verschwindende 
Minderheit. Gerade die ärmeren Klassen hielten sich von ihm 
fern und scharten sich lieber um den jüdisch-sozialistischen 


„Bund“. 
11* 


164 Kapitel Zwei. 


An Herzls Stelle erwählte der siebente Kongress (Juli 1905) 
in Basel zumPräsidenten Max Nordau — einen Mann, der in seinen 
Lebenseinrichtungen nie Anhänglichkeit an das Judentum gezeigt 
hatte. Der Kongress hielt an Palästina als dem einzigen Ziele der 
zionistischen Bestrebungen fest. Damit waren die auf dem 
sechsten Kongresse siegreichen „Territorialisten“ geschlagen, deren 
Vertreter nun ihrerseits unter Verwahrung aus der Versammlung 
schieden. Die Parteiung war unheilbar. Da aber die Ver- 
wirklichung des palästinensischen Judenstaates noch recht lange 
ausstehen zu sollen schien, beschloss der Kongress, einstweilen 
die geographische und wirtschaftliche Erforschung des heiligen 
Landes, seine Kolonisierung in grossem Massstabe und die 
Schöpfung von Arbeitsgelegenheiten daselbst, zumal des Kunst- 
handwerks, zu betreiben — ein sehr löbliches Beginnen, bei dem 
die Zionisten auf die tätige Mitwirkung auch der nichtzionistischen 
Kreise des westeuropäischen und amerikanischen Judentums 
rechnen können. 

Anderseits lösten sich die „Territorialisten“ offen von dem 
offiziellen Zionismus ab. Unter der Leitung des wohlbekannten 
Romanschriftstellers Israel Zangwill beabsichtigt die „Jüdische 
Territorial-Organisation“, abgekürzt „Jto“, denjenigen Israeliten, 
die in ihrer Heimat nicht verbleiben können oder wollen, ausser- 
halb Palästinas ein Siedlungsgebiet auf der Grundlage verfassungs- 
mässiger Selbständigkeitzu schaffen : ein Ziel, dasfast ebensoschwer 
zu erreichen sein wird, wie das des eigentlichen politischen Zio- 
nismus. 

Das Interesse an diesem nahm nach allen den Vorgängen 
beträchtlich ab. Der achte Kongress, im Haag, vom 14. bis 21. 
August 1907, war weit schwächer besucht, als der siebente: nur 
vierhundert Delegierte fanden sich dort ein, etwa die Hälfte der 
auf dem siebenten erschienenen Anzahl. Auch die Ziffer der 
Schekelzahler war von 160000 auf 100263 zurückgegangen — 
nicht viel unter den elf Millionen Juden. Das Ergebnis des 
Kongresses war praktisch so gut wie null. 

Erspriesslicher ist die Tätigkeit des Zionismus im einzelnen. 
Die Kolonialbank oder, wie sie jetzt heisst, der Jewish Colonial 
Trust, dessen Kapital auf etwa sieben Millionen Mark gestiegen 
ist, konnte alljährlich 2—3!/, Prozent Dividende zahlen. Er hat 
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ferner im Jahre 1903 eine Anglo-Palestine-Company begründet, 
die in Jerusalem, Jaffa und Beirut Kontore besitzt und durch 
ihre Kreditgewährung auf rein kaufmännischer Grundlage dem 
Ackerbau, Gewerbe und Kunsthandwerk der Juden in Palästina 
wesentliche Dienste leistet. Ausserdem wird ein jüdischer 
Nationalfond angesammelt, der bis zur Höhe von einer Million 
Dollars — mehr als vier Millionen Mark — gesteigert werden 
soll, um dann zum Ankauf von Ländereien in Palästina zu 
dienen, die mit Israeliten besiedelt werden sollen. Ein Teil des 
Fonds ist schon neuerlich für diesen Zweck verwendet worden. 
Am Ende des Jahres 1908 hat er abermals einen Betrag von 
1!/, Millionen Mark erreicht. 

Ein bedeutender Bruchteil der Partei, die Zijone-Zionisten, 
strebt grundsätzlich vor allem die Belebung der jüdischen Koloni- 
sation und Gewerbtätigkeit in Palästina an. Ihr Führer, 
Usischkin von Jekaterinoslaw, gebot auf dem siebenten Kongress 
über 365 Stimmen, die Hälfte aller anwesenden Delegierten. 
Diese zumal in Russland starke Partei hat, wenn auch nicht 
mit ausdrücklichen Worten, doch tatsächlich die Ideen Herzls 
aufgegeben und ist zu den rein kolonisatorischen Bestrebungen 
der alten Gesellschaften Chowewe Zion, Esra und ähnlichen 
zurückgekehrt. Eine wunderbare Verkettung! Auf der einen 
Seite die Territorialisten, die einen Judenstaat ausserhalb Palä- 
stinas — freilich vergebens — suchen; auf der anderen die 
Freunde der friedlichen Kolonisierung Palästinas: das ist alles, 
was von dem praktischen Zionismus übrig geblieben ist. Und 
dann der reine „Nationalismus“, der aus der Judenheit, anstatt 
einer Religionsgemeinschaft, ein Volkstum machen will: ein 
Volk, dem der Staat fehlt und, aller Aussicht nach, stets fehlen 
wird. Das ist ein Unding. 

Dennoch wäre es verfehlt, den Zionismus zu verurteilen. 
Er ist der unter allen Völkern herrschende Nationalismus, auf 
die Judenheit übertragen, und zugleich der notwendige Gegen- 
satz zu dessen schlimmster Ausgeburt, dem Antisemitismus. Er 
ist eine Utopie, aber eine edle und wirksame Utopie. Sie ging 
hervor aus dem männlichen Zorn über die Demütigungen und 
das Unrecht, die den Juden zum Danke für ihr redliches Liebes- 
mühen um den Ausgleich mit den andersgläubigen Mitbürgern 
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in vielen angeblich zivilisierten Ländern zugefügt werden. Und 
sie hat zu einer beträchtlichen Stärkung des jüdischen Bewusst- 
seins geführt. Die entschlossene Haltung eines grossen Teiles 
der jüdischen Jugend im Kampfe um die Würde und die Stellung 
des Judentums in Mitteleuropa und Russland ist zum guten 
Teile dem Zionismus dankbar auf das Konto zu schreiben. Eine 
Gegenwirkung wider den Antisemitismus, hat er auch seinerseits 
bewiesen, dass die Juden sich nicht vergewaltigen lassen, dass 
sie sich nicht vor brutaler Gewalt beugen, sondern sich zusammen- 
schliessen zu kräftiger Abwehr und, wo nötig, zum Angriff. So 
ist der Zionismus und Nationalismus, obschon er auf einem 
Missverständnis des eigentlichen, tiefsten Charakters des Juden- 
tums beruht und Unmögliches anstrebt, der öden Gleichgültigkeit 
und Servilität vieler Auch-Juden bei weitem vorzuziehen. Es 
darf nicht vergessen werden, dass der Zionismus, ausserhalb 
seiner auf Palästina gerichteten Tendenzen, viel zur Belebung 
und Vergeistigung der Judenheit beigetragen hat. Er hat Lehr- 
anstalten und Lesehallen begründet. Er hat die volkstümliche 
Jüdische Universität in Paris gestiftet. Er hat die Grossartiges 
für die Bildung und Moralisierung der niederen judischen 
Bevölkerung wirkenden Toynbee-Hallen in Wien, Berlin, Hamburg, 
Brünn, Lemberg, Tarnopol, Amsterdam hervanparalen und mit 
schweren materiellen und geistigen Opfern unterhalten. Er hat 
eine zahlreiche Presse ins Leben treten lassen, die viele Tausende 
von Lesern besitzt. Er hat Maler, Bildhauer, Schriftsteller zu 
bedeutenden Schöpfungen begeistert. Er hat die Begründung 
des Jüdischen Verlags und des Jüdischen Künstlerverlags in 
Berlin veranlasst. Aus dem Zionismus entsprangen auch die 
Jüdischen Turnvereine, die sich von den allgemeinen Turn- 
vereinen trennten, mit einem in Deutschland unnötigen Ex- 
klusivismus, der aber in dem unduldsamen antisemitischen 
Österreich volle Berechtigung besitzt. 

Das sind Ergebnisse, die wohl den Anspruch eh 
dürfen, dass man den Zionismus nicht mit einer verächtlichen 
oder hasserfüllten Handbewegung beiseite schiebe. Er hat 
zweifellos das jüdische Bewusstsein und Selbstvertrauen kräftig 
belebt. Auch wenn er dereinst als gesonderte Bewegung ver- 
schwunden sein wird, werden seine günstigen Wirkungen inner- 
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halb weiter Kreise der jüdischen Gemeinschaft fortdauern. 
Begeisterung und selbstloses Streben sind an sich hohe Güter, 
selbst wenn sie sich auf falsch verstandene und unmögliche 
Ideale richten. Der Zionismus hat frisches Leben in halb ab- 
gestorbenen Zweigen des uralten jüdischen Stammes wieder er- 
zeugt, kräftige Säfte in seinen Zellen aufsteigen lassen. So 
muss er, unbeschadet alles prinzipiellen Gegensatzes, als ein 
Lebenselement des heutigen Judentums betraehtet werden. — 

Mit dem Nationalismus steht in der jüngsten Zeit auch die 
Wiedergeburt der hebräischen Sprache in engstem Zusammen- 
hange; aus ihm ist sie hervorgegangen. 

Der Reformator der hebräischen Literatur wurde der 
geistvolle und tatkräftige Begründer des jüdischen Nationalismus 
in Russland, Perez Smolenski (1842 bis 1885). Gegenüber den 
liberalen Assimilanten, die, wie Leon Gordon und — in Galizien — 
Josua Heschel Schorr, ihre hebräischen Gedichte und Prosa- 
schriften zur Bekämpfung des Rabbinismus und zur Verherrlichung 
der modernen Bildung verfassten; gegenüber auch den Ver- 
teidigern der Orthodoxie, wie Michel Pines, endlich den Realisten 
und Individualisten, die, wie Moses Lilienblum, lange Zeit hin- 
durch Wohlleben und Eigenliebe anpriesen, hat Smolenskis 
Feuerseele vom Beginne seiner literarischen Laufbahn an die 
Wiederbelebung des jüdischen Volkslebens gepredigt. Seine im- 
Jahre 1868 begründete Zeitschrift „Haschachar“, „der Morgen“, 
griff sowohl die Selbstgenügsamkeit der östlichen Orthodoxie wie 
die Gleiehgültigkeit des westlichen Liberalismus unter den Juden 
an. Nicht der Glaube, das Volkstum Israels war ihm die 
Hauptsache: „Das jüdische Volk muss den anderen Völkern 
gleichen; es darf sich seines Ursprungs nicht schämen und nicht 
die Hoffnung verschmähen, dass eines Tages seine Verbannung 
ein Ende nehme. Wie die andern, lernen wir unsere Sprache, 
den Ruhm unseres Volkes, schätzen — diese Sprache, in der 
unsere Propheten redeten, unsere Väter beteten und weinten, 
wenn ihr Blut floss.“ Seine Romane, besonders „Am Olam“ 
(„Das ewige Volk“, 1872), waren Tendenzschriften, die mit 
inniger Liebe für sein Volk dessen Eigentümlichkeiten verfochten 
und für es selber einen Platz in der grossen menschheitlichen 
Entwickelung beanspruchten. Nicht einen persönlichen Erlöser, 
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auch nicht die Ausbreitung der israelitischen Religion über die 
ganze Erde erwartete Smolenski von der messianischen Zeit, 
sondern die Wiederherstellung des jüdischen Staates. Damit 
gewann er die weiten Kreise der jüdischen Jugend in Russland 
und Galizien, die den Glauben verloren hatten — eine grosse 
Schaar; damit wurde er im Osten der Vorläufer der zionistischen 
Bewegung. Die furchtbaren Verfolgungen, die seit dem Jahre 
1880 über die russischen Juden hereinbrachen, und die den 
Ausgleich zwischen ihnen und dem russischen Volke und Staate 
auf lange hinaus unmöglich machten, führten den völligen Sieg 
von Smolenskis Anschauungen unter der israelitischen Jugend 
jenes Landes herbei. Eine grosse Anzahl von Schriftstellern, 
Dichtern, Gelehrten einte sich um die Zeitschrift Haschachar, 
die achtzehn Jahre lang der Mittelpunkt der neuen Schule der 
hebräischen Literatur war. Satyrische Novellisten, wie Brand- 
staetter, gelehrte Lexikographen und Historiker, wie Mandelkern, 
Harkavy und Gurland, Naturwissenschaftler, wie Poriess, gehörten 
zu ihren Mitarbeitern. Das hebräische Schrifttum nahm einen 
starken Aufschwung. Schiller, ferner Shakespeare und Heine 
sowie die Dramen und Novellen Ludwig Philippsons erschienen 
in geschmackvollen Übersetzungen, die mit Feuereifer gelesen 
wurden. Der hervorragende Talmudist Jakob Hirsch Weiss 
veröffentlichte seit 1871 eine umfassende fünfbändige „Geschichte 
der jüdischen Tradition“ („Dor-dor-wedorschow“), die von der 
nachbiblischen Zeit bis zum Ende des fünfzehnten Jahrhunderts 
die Entwickelung der religiösen Überlieferung bei den Juden 
mit bewundernswertem Wissen, allerdings von streng orthodoxem 
Standpunkte aus, schilderte. Eine Fülle hebräischer Zeitschriften 
entstand, auch in Jerusalem und in Nordamerika. Das erste 
politische Tageblatt in hebräischer Sprache „Hajom“ („Der Tag“) 
erschien 1886 in Petersburg und erhielt bald mehrere Nachfolger. 

Die hebräischen Schriftsteller, auch die früher anders ge- 
sinnten, haben sich seit Smolenskis Auftreten fast alle der zio- 
nistischen Richtung zugewandt. Unter ihnen gibt es Dichter von 
hervorragender Begabung. So der Lyriker C. A. Schapira, dem 
der Groll über die von seinem Stamme erlittenen Verfolgungen 
leidenschaftliche Empfindungen des Hasses einflösst. Ein anderer, 
Bialik, zeichnet sich durch farbenreichen, poetischen Stil und durch 


Der jüdische Nationalismus. 169 


feines lyrisches Gefühl aus. Ein dritter, Paul Tschernichowsky, 
leistet mehr auf dem Gebiete poetischer Übertragung als auf 
dem originalen Schaffens, wo ihm sein schwerfälliger, dunkler, 
gekünstelter Ausdruck der besten Wirkung beraubt. Als 
Romanschriftsteller dringt Ben-Avigdor mit psychologischer 
Feinheit in die Tiefen des Menschenherzens ein. Unter den 
Gelehrten handhabt Jawitz, der gründliche Geschichtschreiber 
der Juden, den hebräischen Stil mit seltener Meisterschaft. 
Nachum Sokolow ist ein überaus fruchtbarer Journalist und 
Novellist, voll mannigfacher Begabung und auch voll heiligen 
Eifers für die Sache seines Stammes und Glaubens. Er übt 
einen bedeutenden Einfluss im Sinne nationaler und kultureller 
Hebung auf seine östlichen Stammesgenossen bis zu den 
Chassidim aus. 

Eine eigenartige Stellung nimmt Ascher Ginzberg ein, der 
unter dem Namen Achad-ha-Am schreibt. Er bekämpft den 
völkischen Zionismus; Erneuerung und Entwickelung des Juden- 
tums zur Religion der Vollkommenheit, Gestaltung des jüdischen 
Stammes zur mustergültigen Glaubensgemeinschaft, mit Abwerfung 
alles überlieferten Zeremonialwerkes — das sind seine Ideale, 
die er mit tiefem Empfinden, originellem Geist und eindrucks- 
sicherer kritischer Schärfe verfolgt und verherrlicht. Er begründete 
die Monatschrift „Haschiloah“ in Odessa, die unter anderweiter 
Redaktion noch heute existiert. Überhanpt hat sich unter seinem 
Einflusse in jüngster Zeit wieder regeres Streben in der hebräischen 
Presse entfaltet. 

So gibt sich in dem neuhebräischen Schrifttum ein mannig- 
faltiges, nach vielen Seiten sich kräftig entwiekelndes Leben 
kund. Die reiche Begabung jener unglücklichen Juden des 
europäischen Ostens tritt in dieser ganz eigenartigen literarischen 
Blüte deutlich zutage. Wenn einst diese Gemeinschaft aus der 
ihrer Mehrheit aufgezwungenen Unkultur, aus ihrem materiellen 
und moralischen Tiefstand erlösst sein wird, kann man von ihm 
wahrhaft Grosses für die menschheitliche Zukunft erwarten. Um 
so verdammenswerter ist das Verbrechen derjenigen, die sie mit 
blutiger Gewalt in Unterdrückung und Niedrigkeit erhalten. 

Wunderbarer noch als jene literarische Entfaltung ist die 
Ausbildung des längst zu den toten Sprachen geworfenen 
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Hebräisch als lebendes Idiom in Palästina — die Wiedergeburt 
einer Sprache, wie sie in der Geschichte unerhört ist und einzig 
dasteht. Voll Staunens erkennen wir auch hierin die unverwüst- 
liche Lebenskraft des israelitischen Stammes. Wie eingefroren 
lag das Hebräische unter den toten Sprachkörpern; und siehe 
da! es bedurfte nur eines warmen Sonnenstrahles, um sie zu 
sprossendem Leben zu erwecken. In Palästina kamen Juden aus j 
allen Ländern Europas, Asiens und Nordafrikas zusammen. Sie 
fühlten die Notwendigkeit gegenseitiger Verständigung, und zu 
dieser wählten sie, ganz von selbst, ganz unbewusst, die ihnen 
allen heilige hebräische Sprache. Das Hebräische wurde ihnen 
das notwendige Organ des Umganges. Derselbe Umstand bewog 
sie, auch in den Schulen, wo jüdische Kinder verschiedener 
Zunge Unterricht erhielten, das Hebräische als Vortragssprache 
zu verwenden. Vereine entstanden zuerst in Palästina, dann 
auch in Europa, die sich die Wiederverbreitung des Hebräischen 
als lebender Sprache zur Aufgabe stellten. In die Familien 
wurde es als Muttersprache eingeführt. Hier gab Vorbild und 
Ermutigung Ben-Jehuda, der in seinem zu Jerusalem erscheinenden 
Wochen-Blatte „Haschkafah“, das neuerdings in die Tageszeitung 
„Hazewi“ umgewandelt worden ist, die Sache der hebräischen 
Muttersprache und zugleich eines besonnenen Fortschritts mit 
Eifer und Gelehrsamkeit verficht. „Hawachazeleth“ vertritt 
dort die orthodoxe Richtung. Die Halbmonatschrift „Hapoel 
Hazair“ ist das energische Organ der Jerusalemer national-jüdischen 
Arbeiterorganisation, während die Vierteljahrschrift „Haomer“ in 
Jaffa mehr gemütlich literarischen Charakter trägt. 

Sobald das Hebräische neben einer Sehrift- auch eine 
mündliche Sprache wurde, musste es eine ganz neue, spontane 
Entwickelung nehmen; nicht als Kunsterzeugnis reiflich über- 
legender Schriftsteller, sondern als natürliches Ergebnis der augen- 
blieklichen volkstümlichen Eingebung gelangte sie zu einfachen, 
gleichsam sich selbst erzeugenden Neubildungen, die die uralte 
Überlieferung mit dem Gewande moderner Begriffe und 
Empfindungen umkleideten. Teils wurden die technischen 
Fremdwörter aufgenommen, die zum Gemeingut aller zivilisierter 
Völker geworden sind, und die man tunlichst in hebräische 
Form umgoss. Anderseits wurden moderne Begriffe vielfach 
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dureh Weiterausbildung althebräischer Wörter bezeichnet. Da- 
neben übte der jüdisch-deutsche Dialekt des Ostens, das sogenannte 
„Jiddisch*, einen bedeutenden Einfluss, nicht nur durch Ein- 
führung neuer Wörter oder durch Modifizierung des Sinnes alt- 
hebräischer Ausdrücke, sondern auch durch Umgestaltung des 
Satzbaus. In gleicher Weise strömen russische und deutsche 
Wörter, in Palästina besonders zahlreiche Arabismen in die neu- 
hebräische Sprache ein. Kurz, diese befindet sich in lebendigstem 
Flusse, im Austausche mit der Rede fremder, aber mit den 
Juden in Zusammenhang stehender Völker. Das Muster dieser 
organischen Vereinigung und Verarbeitung des neu-hebräischen 
Wortsehatzes ist der ebenso fein durchdachte wie folgerichtig 
ausgebildete, und dabei natürliche und leicht flüssige Stil Achad- 
ha-Ams, des Vaters des modernen Schrift-Hebräischen. 

Aber auch der Jargon, das Jüdisch-Deutsche oder, wie man 
jetzt allgemein sagt, das „Jiddische“, hat in der Gegenwart eine 
selbständige Entwickelung durchgemacht, die ihn zu einer eigenen, 
literarischen Sprache herausbildete. Hebräisch und Jiddisch sind 
die beiden selbständigen Idiome der modernen Juden. 

Der Beginn der jiddischen Literatur in Russland datiert 
aus dem Jahre 1824, wo verschiedene polnisch-jüdische Schrift- 
steller sich bemühten, die deutsche Bildung ihren östlichen 
Glaubensgenossen in der diesen allein verständlichen Form zu- 
gänglich zu machen. Die bedeutendsten und mustergültigsten 
dieser Autoren waren Mendel Lefin und Günsburg, genannt 
Hurwitz. Ihre Übersetzungen brachten den ersten Strahl des 
Lichtes in diese zurückgebliebene, in Elend und Schmutz ver- 
sunkene Bevölkerung. Eittinger, der erste jüdisch-deutsche 
Dichter, schrieb ein Drama in Nachahmung Lessings, „Serkele“, 
sowie eine Sammlung von Fabeln und Epigrammen. Gleichfalls 
Dramen verfasste der hochgebildete und fruchtbare Israel 
Askenfeld, der darin, ebenso wie Ettinger, die Zustände der 
russischen Juden mit beissender Satire darstellte. Die Wunder- 
rabbis im besonderen geisselte Gottlober in seinem .Lustspiel 
„Der Hochzeitsschleier“ (1838). Es entwickelte sich danach eine 
volkstümliche Dichtung, deren Verfasser entweder ganz un- 
bekannt blieben oder doch bald vergessen wurden. Eine 
Sammlung dieser Lieder veranstaltete 1869 der Humorist Linetzki, 
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der überdies durch eigene Novellen im jiddischen Dialekt und 
unter ihnen durch das „Politische Jüngel“ den grössten und 
weitreichendsten Erfolg davontrug. Michael Gordon, der zudem 
ein hervorragender hebräischer Schriftsteller war, kämpfte in 
Jiddisch tapfer für den Fortschritt, in Übereinstimmung mit der 
damals — um 1870 — unter den gebildeten Juden des Ostens 
vorherrschenden Richtung der Mendelssohnschen Haskalah, und 
entzückte daneben seine Stammesgenossen durch humoristische 
Dichtungen. Abraham Goldfaden, der sich vorher durch epische 
und allegorische Schöpfungen bekannt gemacht hatte, wurde im 
Jahre. 1876 der eigentliche Begründer des volkstümlichen 
jüdischen Theaters, auf dem sein Drama „Die Rekruten“ als 
erste Darstellung aufgeführt wurde. 

Alle diese Dichter standen im Dienste der Aufklärung 
gegen die Alt-Orthodoxie, den Chassidismus und endlich die 
Rückständigkeit der jüdischen Massen. Ebenso die jiddischen 
Prosaschriftsteller dieser Periode, die sich bis zu den Juden- 
verfolgungen im Beginne der achtziger Jahre erstreckte. Der 
Mittelpunkt der Haskalah wurde, seit 1863, Zedembaums 
Wochenschrift Kol-Mewasser. Der hervorragendste der damaligen 
jiddischen Prosaisten aber war Jakob Abramowitsch (geboren 
1835), dessen satirische Novelle „Das kleine Menschel“ (1865), 
herausgegeben unter seinem Pseudonym Mendele Mocher-Seforim 
(„Mendele der Buchhändler“), sowie deren Nachfolgerinen das 
Leben der russischen Juden in schärfster Beleuchtung mit ebenso 
natürlicher wie witziger und geistvoller Darstellung schilderten. 
Sie übten eine tiefe Wirkung auf die jüdischen Massen, die ihre 
Leiden, Fehler und Irrtümer aber auch ihre altüberlieferten Vor- 
züge in diesen Werken getreulich wiedergegeben fanden. Die 
„Wanderungen Benjamins des Dritten“, einer Art jüdischen Don 
Quixotes, der auszieht, um den sagenhaften Strom Sambation 
und den Stamm der Roten Juden zu suchen, verschafften 
Abramowitsch den nicht ganz unverdienten Namen des jüdischen 
Cervantes. Eine Menge zweitklassiger Novellisten bezeugte 
ferner die alte Erzählungslust der Juden. 

Das Bestreben der Haskalah, eine Annäherung der Juden 
an die moderne Kultur und zumal an das russische Volk 
herbeizuführen, erlitt durch das furchtbare Blutbad der Jahre 
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1881 und 1882 einen allzu grausamen Schlag, um überhaupt 
weiter bestehen zu können. Die Stimme der Schriftsteller dieser 
Richtung verstummte, auch im jiddischen Dialekt. Teils gingen 
die denkenden russischen Juden zum Zionismus über, teils 
wanderten sie in Masse nach Amerika aus — und das waren 
gerade die kräftigsten und hoffnungsvollsten Elemente. Die 
russisch-jüdischen Novellisten begnügten sich seitdem mit der 
Schilderung des jüdischen Lebens, das sie freilich, in Ermangelung 
einer Kulturtendenz, mit einer ihm nicht eigenen Romantik 
ausschmückten: so Mordechai Spektor, der die niederen Schichten 
seines Stammes darstellte, und Salomon Rabinowitsch, der die 
Mittelklasse zum Gegenstande seiner Schilderungen machte. 
Der bedeutendste dieser Novellisten aber ist Isaak Löb Peretz, 
ein 1851 geborener Jurist, ein überaus feiner und wirksamer 
Psychologe, mit gewisser Neigung zum Symbolismus, ein vor- 
züglicher Erkunder der menschlichen Natur, der der Literatur 
einer jeden Sprache zur Zierde gereichen würde. Ein tiefes 
Mitgefühl mit den Leidenden und Unterdrückten durchzieht er- 
greifend seine Schöpfungen. 

Während unter den sich immer wiederholenden blutigen 
Verfolgungen und der auf die Länge noch schmerzlicher 
wirkenden Unterdrückung seit den neunziger Jahren die jiddische 
Literatur in Russland fast völlig verstummt ist, auch von der 
verheissungsvollen Jargonpresse fast nur der treffliche „Fraind“ 
in Petersburg, „Unser Leben“ und „Haint“ in Warschau sowie 
„Die jüdische Zeitung“ in Wilna übrig geblieben sind, — erhebt 
sie sich in der neuen Heimat, in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika. Viele der Schriftsteller waren dorthin ausgewandert. 
Die dramatische Dichtung ist da freilich, in umgekehrtem Ver- 
hältnis zu ihrer quantitativen Entfaltung, dem Inhalte nach 
gänzlich in das Platte und Vulgäre versunken. Anderseits hat 
sich eine politische Dichtung von höchst radikaler Richtung 
herausgebildet; sie trägt aber nur der Sprache nach, in der sie 
verfasst ist, jüdischen Charakter und bringt die Stimmung der 
armen, darbenden Arbeiter zum scharfen Ausdrucke. Moritz Sternfeld, 
der selber alles Elend des „Schwitzsystems“ durchgemacht hat, 
ist in seinen „Gesängen aus dem Ghetto“ der Verkünder der 
Leiden und Wünsche der Arbeiter, der Prophet des Kampfes 
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gegen die herrschende Wirtschaftsordnung. DasProsaschriftum der 
amerikanischen Juden ist gleichfalls nur eine Nachahmung des 
in anderen Literaturen Geschaffenen, mit einem starken 
sozialistischen Zuge. Eine Menge von Zeitungen in diesem 
Dialekte zeigen, mit geringen Ausnahmen, die gleiche Färbung. 
Es ist eben die jiddische Schriftstellerei in Amerika die einer 
Rasse, die im Begriffe steht, sich einem ganz fremden Volkstum 
anzuschliessen, ohne innere Festigkeit, ohne liebe zu ihren 
eigenen Sonderbesitztümern, ohne Hoffnung, diese zu bewahren. 

Es gibt in Nordamerika eine grosse Menge jiddischer 
Presserzeugnisse — aber es sind dort keine Talente entstanden, 
wie in der alten Heimat. Die hoffnungsvolle Blüte der jüdisch- 
deutschen Literatur ist durch die Gewalttaten Alexanders III. 
und die Pogrome, wie es leider scheint, endgültig gebrochen 
worden. Eine der traurigen Wirkungen dieser Verbrechen für 
die Juden des Ostens! 


